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40

Es ist eine kleine senkrechte Falte am Ohr, die bei Menschen recht zuverl�ssig
anzeigt, ob sie unter oder �ber 40 Jahre alt sind. Ein kleines F�ltchen, das vor
dem Ohr seinen Platz findet, egal, wie sehr man cremt. Gibt es entsprechende
Zeichen bei Institutionen? Woran k�nnte man erkennen, dass das Wissen-
schaftszentrum Berlin f�r Sozialforschung in diesem Jahr seinen 40. Geburts-
tag feiert?

Die Architektur des Hauses bietet keine rechte Hilfe. Sie ist von vornherein
zeitlos angelegt mit ihrer Stilvielfalt, mit dem schmiedeeisernen Rosentor,
dem wunderbar orangefarbenen Linoleum, dem ehrw�rdigen Altbau, dem
20-j�hrigen Neubau. Auf Schritt und Tritt haben wir �berg�nge zwischen neu
und alt, zwischen wilhelminisch und postmodern. Und die Institution? Besagt
das Alter ihrer Besch�ftigten etwas? Nein. Manche kommen, wenn sie schon
�lter sind, andere gehen, wenn sie noch jung sind. Wie Kai Konrad, der zwar
�lter ist als das WZB (und die kleine Falte am Ohr hat), aber weder alt noch
�lter ist. Als dienst�ltester WZB-Abteilungsdirektor wird er Mitte des Jahres
zum Max-Planck-Institut f�r Geistiges Eigentum, Wettbewerbs- und Steuer-
recht in M�nchen wechseln, das ihn gerufen hat. Wir bedauern dies mit Stolz;
es ist eine sch�ne Best�tigung f�r die, die ihn damals ans WZB geholt haben.
Und es zeigt: Wer zu uns kommt, bleibt wettbewerbsf�hig.

Vielleicht erkennt man unser Alter an der Vielzahl der Themen, die wir bearbei-
ten. Das WZB begann mit der Gr�ndung eines Instituts, es wurden dann drei,
und heute wird ein noch wesentlich breiteres Spektrum von Themen bearbeitet.
Allein w�hrend meiner kurzen Amtszeit sind vier Gruppen hinzugekommen,
fast alle davon selbstst�ndige Nachwuchsgruppen – Einrichtungen also, die vor
40 Jahren noch gar nicht denkbar waren und die es auch vor einem Jahrzehnt so
noch nicht gab. Die erste Junior- und die erste Stiftungsprofessur werden in die-
sem Jahr eingerichtet. Auch sie dienen der Vertiefung der Forschung und der
Verkn�pfung der von unterschiedlichen Disziplinen bearbeiteten Themen.

Wahrscheinlich erkennt man unser Alter am ehesten an unserem Bekannt-
heitsgrad und dem Vertrauen, das man in uns setzt. Dies ist ein großer Vor-
schuss f�r die Zukunft. Zu verdanken ist er den vielen Forscherinnen und For-
schern, die in den letzten vier Jahrzehnten so erfolgreich �ber zentrale gesell-
schaftliche, politische und �konomische Fragen gearbeitet haben: �ber
Verwaltung und Management, Sozialstruktur und Ungleichheit, wirtschaft-
lichen Wandel und Arbeitsmarktpolitik, Zivilgesellschaft, Internationalisie-
rung, Innovation und Organisation, Umweltpolitik, Wettbewerbsf�higkeit
und industriellen Wandel, Demokratie und Transformation. Zu verdanken
sind er auch der guten F�hrung der Pr�sidenten Meinolf Dierkes (1980–
1987), Wolfgang Zapf (1987–1994), Friedhelm Neidhardt (1994–2000) und
J�rgen Kocka (2001–2007).

„Seid ihr jung!“, h�rt man allenthalben, wenn das 40. des WZB zur Sprache
kommt. Dies gilt nat�rlich insbesondere im Jahr 2009, das so voller Jubil�en
ist. Den Kommentaren ist zu entnehmen: Man hat uns f�r �lter gehalten. F�r
eine Institution ist dies durchaus eine Anerkennung. Und, ja, wir wollen �lter
werden, und sei es auch mit Erfahrungsfalten.

Jutta Allmendinger
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Biographische Sollbruchstellen
�berg�nge im Lebensverlauf bergen Chancen und Risiken

Von Heike Solga

Die Zeiten sind vorbei, in denen das Leben f�r viele geradlinig verl�uft:
Schule, Ausbildung, Anstellung, 40-j�hriges Dienstjubil�um in einem Unter-
nehmen und schließlich Ruhestand. Heute pr�gt meist eine Vielfalt manchmal
sehr kurzer Phasen die Biographien, mit Unterbrechungen, Neuanf�ngen,
Umorientierungen.

Diese �berg�nge von einem Status in einen anderen, zwischen Berufen oder
Lebensformen sind nicht immer frei gew�hlt. Wie sie sich f�r den Einzelnen
auswirken, was Bildung, Einkommen, Status und gesellschaftliche Teilhabe
betrifft, h�ngt stark von institutionellen Regelungen ab. So zwingt uns das
Schulsystem in vielen Bundesl�ndern, schon in der vierten Klasse zu ent-
scheiden, auf welchen Sekundarschultyp Kinder anschließend gehen sollen.
Diese Entscheidung hat langfristige Konsequenzen: f�r den weiteren Bil-
dungs- und damit auch sp�teren Erwerbsverlauf und f�r Chancen in anderen
Lebensbereichen, etwa Einkommens- oder Heiratschancen oder das Risiko
von Armut und Krankheit. Befristete Besch�ftigungsverh�ltnisse bestimmen
�ber das Ende einer Erwerbst�tigkeit, ohne dass es der K�ndigung seitens des
Besch�ftigen oder des Arbeitgebers bedarf. Sie verlangen von uns einen �ber-
gang in ... – ja, wohin eigentlich? In eine neue Erwerbst�tigkeit mit geringerer
oder h�herer Bezahlung? In eine (weitere) Ausbildung? In die Arbeitslosig-
keit? Oder ...?

�berg�nge sind „Sollbruchstellen“ f�r positive wie nachteilige Ver�nde-
rungen. Chancen und Risiken sind allerdings sozial ungleich verteilt – je
nachdem, welche Erfahrungen und Ressourcen (zum Beispiel in Form von
Bildungsabschl�ssen, Berufserfahrungen, Geldr�cklagen) jemand in seinem
bisherigen Lebensverlauf akkumulieren konnte. Fr�here Lebensereignisse be-
einflussen Werdeg�nge, m�gliche Alternativen und Risiken im weiteren Le-
bensverlauf. So zeigt der Beitrag von Petra B�hnke (Seite 8), dass ein-
kommensarme Menschen auch l�ngerfristig ein h�heres Risiko f�r materielle
Armut und soziale Isolation tragen. Die Autoren der Nachwuchsgruppe
„Education and Transitions into the Labour Market“ zeigen am Beispiel der
Region Berlin-Brandenburg, wie entscheidend Ausbildungs- und Berufswahl
f�r die langfristigen Chancen auf dem Arbeitsmarkt sind (Seite 16). Paula
Protsch (Seite 20) belegt, dass einmal arbeitslose Menschen auch in sp�teren
Jobs eher eine geringere Bezahlung erwarten m�ssen. Der Soziologe Karl Ul-
rich Mayer bezeichnet den Lebensverlauf denn auch als „endogenen Kausal-
zusammenhang“. Wir k�nnen �ber die kumulativen Prozesse sozialer Un-
gleichheit und deren langfristige Folgen Aussagen treffen, wenn wir auf der
Basis von L�ngsschnittdaten kausale Zusammenh�nge erforschen. Nur durch
sie lernen wir etwas dar�ber, wieso und warum Menschen so sind, wie sie sind
– als „Gewordene“. Und nur wenn wir diese Ursache-Wirkungs-Mechanis-
men kennen, haben wir das notwendige Wissen, um gesellschaftliche Struk-
turen, die unser Leben beeinflussen, in gew�nschter Weise auch ver�ndern zu
k�nnen.

So k�nnen uns beispielsweise die Querschnittsbefragungen von PISA wenig
dar�ber sagen, warum einige der 15-J�hrigen so wenig Kompetenzen entwi-
ckelt haben, dass wir sie als „Risikosch�ler“ klassifizieren. Hatten sie von der
Ausgangslage her so schlechte Voraussetzungen, dass sie nicht mehr Kompe-
tenzen entwickeln konnten? Oder waren ihre Lernumwelten so schlecht und
anregungsarm, dass sie durch diese erst zu „Kompetenzarmen“ gemacht wur-
den? Oder gab es m�glicherweise Lebensereignisse (wie die Krankheit eines
Elternteils, die Trennung der Eltern, ein Unfall oder eine lange Krankheit,
mehrfache Umz�ge und damit das Wechseln von Bezugspersonen und Freun-
den), die sie – urspr�nglich recht gute Sch�ler und Sch�lerinnen – aus der
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Bahn geworfen haben? Die L�nderunterschiede in den PISA-Befunden weisen
darauf hin, dass vor allem Lernumwelten einen wichtigen Beitrag leisten – wie
jedoch tats�chlich unterschiedliche Lerneinfl�sse und Bildungsbiographien
auf die Kompetenzentwicklung einwirken, dazu bedarf es der Analyse von
L�ngsschnittdaten.

Mit der Betrachtung von �berg�ngen erh�lt zudem Zeit in mehrfacher Hin-
sicht eine besondere Bedeutung f�r die Frage von Chancen und Risiken im Le-
bensverlauf; zun�chst Zeit als Alter im Sinne von „ben�tigter Lebenszeit“,
um eine bestimmte soziale Position zu erreichen, oder als Zeitpunkte, zu dem
�berg�nge stattfinden, zum Beispiel die Geburt von Kindern, der Eintritt ins
oder Austritt aus dem Erwerbsleben. Dann als Verweildauer in bestimmten
Positionen und den damit verbundenen Chancen der Akkumulation vorteil-
hafter Ressourcen (etwa von Wissen oder Berufserfahrungen) oder als Risiko
eines Ausschlusses von Ressourcen, beispielsweise durch Langzeitarbeits-
losigkeit oder lange Krankheiten. So zeigt der Beitrag von Philip Wotschack,
Franziska Scheier und Eckhart Hildebrandt �ber Langzeitkonten (Seite 12),
dass hier auch die Besch�ftigungsdauer stark beeinflusst, ob und wie viel
Arbeitszeit f�r die Wechself�lle des Erwerbslebens „angespart“ werden k�n-
nen. Auch spielen Umst�nde wie Auftragsschwankungen, famili�re Verpflich-
tungen, Qualifizierungszeiten oder ein vorgezogener �bergang in den Ruhe-
stand eine Rolle. Der Beitrag von Anke Borcherding und Marc Torka weist
darauf hin, dass es folgenreich ist, wann im Lebensverlauf berufliche Neu-
orientierungen, etwa ein Wechsel von der Wissenschaft in die private Wirt-
schaft, vollzogen werden (Seite 26).

Schließlich r�ckt Zeit als historische Zeit in den Blickpunkt der Betrachtung.
Sie definiert die jeweils vorhandenen Gelegenheitsstrukturen durch den Zeit-
punkt der Geburt (Geburtskohorten) oder historische Ereignisse, wie den
Zweiten Weltkrieg, den Fall der Mauer 1989, aber auch das Auftreten von
Wirtschaftsrezessionen oder Gesetzes�nderungen wie die Hartz-Gesetze, die
das Leben aller zu dieser Zeit Lebenden beeinflussen k�nnen. In ihren Bei-
tr�gen weisen Paula Protsch sowie Petra B�hnke darauf hin, dass nicht nur
das individuelle Bildungsniveau f�r die Langzeitwirkungen von Arbeits-
losigkeit oder das Armutsrisiko von Bedeutung ist, sondern dass hierf�r auch
die jeweils historische Situation – hier die Arbeitsmarktsituation – eine wich-
tige Rolle spielt. In �hnlicher Weise zeigen Kathrin Leuze und Alessandra
Rusconi in ihrem Beitrag zu den Berufschancen von hoch qualifizierten
Frauen und M�nnern, dass Geschlechterungleichheiten heute – im Unter-
schied zur Zeit vor der Bildungsexpansion – nicht mehr durch Benach-
teiligungen von Frauen im Bildungssystem, sondern erst auf dem Arbeits-
markt hergestellt werden.

Literatur

Karl Ulrich Mayer, „Lebensverlauf“, in: Bernhard Sch�fers, Wolfgang Zapf (Hg.), Handw�rter-
buch zur Gesellschaft Deutschlands, Opladen: Leske + Budrich 1998, S. 438–451
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Facetten des Verarmens
Wie Armut Wohlbefinden, Gesundheit und Teilhabe beeintr�chtigt

Von Petra B�hnke

Armut betrifft heute nicht mehr nur die Menschen am Rande der Gesell-
schaft. Auch die Mittelschicht f�hlt sich zunehmend von sozialem Abstieg be-
droht. Viele Arbeitsverh�ltnisse sind prek�r, und ein Vollzeitjob ist l�ngst kein
sicherer Schutz vor Armut mehr. Ein Leben in Armut kann heute jeden treffen
– so k�nnte man das Lebensgef�hl vieler Menschen hierzulande beschreiben.
Tats�chlich hat die Armut in Deutschland in den vergangenen Jahren zuge-
nommen. 2005 galten 18 Prozent der Bev�lkerung als arm; sie hatten weniger
als 60 Prozent des durchschnittlichen Haushaltseinkommens zur Verf�gung.
1998 lag diese Zahl noch bei 12 Prozent. Außerdem verbleiben heute immer
mehr Menschen l�nger in Armut, wie Daten des Sozio-oekonomischen Panels
belegen: Im Jahr 2000 waren 27 Prozent der Betroffenen l�nger als drei Jahre
arm, im Jahr 2006 schon 37 Prozent. Die meisten �berg�nge in Armut er-
folgen noch immer aus einkommensschwachen Positionen heraus. Unterteilt
man die Armutsbev�lkerung aus den Jahren 2005 bis 2007 gem�ß ihrem Ein-
kommen vor dem Abstieg in f�nf gleich große Gruppen (Quintile), so kom-
men 70 Prozent der Absteiger aus den beiden unteren Einkommensquintilen.
Im Vergleich zum Zeitraum 1999 bis 2001 haben die Abstiege aus den mitt-
leren Einkommensgruppen zugenommen. Das Armutsrisiko tragen heute also
nicht mehr allein die Einkommensschwachen.

In der politischen Diskussion ergeben sich aus diesen Zahlen Fragen nach der
Destabilisierung der gesellschaftlichen Mitte und der Polarisierung der Sozial-
struktur. Eine zentrale Annahme lautet: Mangelnde sozialstaatliche Ab-
sicherung, Arbeitsplatzverlust und materielle Not gef�hrden soziale Integra-
tion und demokratische Grundeinstellungen. Diese Sichtweise erg�nzt die tra-
ditionelle Armuts- und Ungleichheitsforschung, die vor allem die materiellen
Ressourcen im Blick hat. Heute wird umfassender nach dem Verlust von Teil-
habechancen durch Armut gefragt: F�hrt Armut zu sozialer Desintegration?
Die empirische Forschung hat dieser Perspektive bisher nicht ausreichend
Rechnung getragen. Einkommensverteilung und Arbeitslosigkeitsquoten sind
weiterhin die dominanten Indikatoren, um soziale Ausgrenzung zu messen.
Die Mehrzahl der Studien beschr�nkt sich auf einmalig erhobene Daten. Um
Armutsverl�ufe zu verstehen, m�ssen aber dieselben Personen zu unterschied-
lichen Zeitpunkten befragt werden. Auch reicht es nicht aus zu doku-
mentieren, wie lange Menschen in Armut verbleiben. Wichtiger ist die Frage,
warum sie in Armut abgestiegen oder ihr entkommen sind.

Weitgehend ungepr�ft bleibt bislang die These, ob sich finanzielle und nicht-
finanzielle Benachteiligungen gegenseitig verst�rken: Bedeutet materielle Ver-
armung, dass soziale, politische und kulturelle Teilhabechancen sinken?

Es ist bekannt, dass arme Menschen eher krank sind und k�rzer leben. Ebenso
gibt es Hinweise darauf, dass arme Menschen dem politischen System kri-
tischer gegen�berstehen und sich in ihrem Wahlverhalten von der Mehrheit
unterscheiden, zum Beispiel seltener zur Wahl gehen. Dar�ber hinaus wissen
wir, dass arme Menschen weniger zufrieden mit ihrem Leben und bei ihnen
Anomiesymptome weiter verbreitet sind. Ausgrenzungsempfinden beispiels-
weise steht in engem Zusammenhang mit Langzeitarbeitslosigkeit und chro-
nischer Armut. Arme Menschen haben zudem kleinere und eher auf den Fa-
milienkreis bezogene soziale Netzwerke und k�nnen nicht im gleichen Maße
wie Wohlhabende Unterst�tzungsleistungen in Anspruch nehmen.

Einen entscheidenden Mangel haben Studien, in denen diese Zusammenh�nge
gezeigt werden: Sie unterscheiden nicht zwischen Ursache und Wirkung. Ist
etwa soziale Isolation eine Folge von Armut, weil arme Menschen stigmati-
siert sind, sich sch�men und sich von Freunden zur�ckziehen, deren Lebens-
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Summary

Poverty and social exclusion

Loss of social status results in
health restrictions and life satisfac-
tion decreases. Cultural and poli-
tical participation of the poor is not
very pronounced and declines even
more with the length of the poverty
duration. Being poor transforms
into social exclusion. An adapta-
tion to or a compensation of
poverty is unlikely for the majority
of the poor. Poverty experiences in
the middle class are still scarce and
show different reactions. However,
in the long run they also minimise
participation chances to a large ex-
tent or even larger than it is the
case for people moving downward
from poverty-near positions.



standard sie nicht mehr teilen k�nnen? Umgekehrt ließe sich auch argu-
mentieren, dass Armut eine Folge weniger sozialer Kontakte ist, weil Gr�ße
und Vielfalt des Bekanntenkreises �ber den Zugang zu Informationen und
Unterst�tzung entscheiden.

In Bezug auf das subjektive Wohlbefinden m�sste gefragt werden: Sind Le-
benszufriedenheit und Optimismus eine Folge von abgesicherten Ver-
h�ltnissen und einem Leben in Wohlstand? Oder ist, wie die psychologische
Perspektive unterstellt, subjektives Wohlbefinden ein stabiler Pers�nlichkeits-
faktor und Armut somit auch eine Folge von Mut- und Antriebslosigkeit? Die
Konsequenzen sozialer Abstiege f�r gesellschaftliche Partizipation und sub-
jektives Wohlbefinden sind bislang nicht gen�gend erforscht.

Ausgehend von diesem Mangel an dynamischen Armutsanalysen, die kausale
Zusammenh�nge zwischen finanziellen und sozialen Benachteiligungen zum
Gegenstand haben, ergeben sich zwei Fragen: In welcher Weise bringt der Ab-
stieg in Armut einen Verlust an Teilhabechancen mit sich, und sind die Folgen
von Verarmung unterschiedlich je nach gesellschaftlicher Position, aus der
heraus der Abstieg erfolgt?

Folgende Verl�ufe sind denkbar: Die Kumulationsthese geht davon aus, dass so-
zialer Abstieg die Partizipationschancen, die Gesundheit und das Wohlbefinden
des Einzelnen verschlechtert. Wer weniger Geld hat, muss seine Aktivit�ten wie
Kino-, Theater- oder Konzertbesuche, die Teilhabe bedeuten, einschr�nken.
Stigmatisierung, R�ckzug und Depression werden wahrscheinlicher. Unter-
scheidet man zwischen kurz- und langfristigen Effekten, so sind zwei Szenarien
m�glich: Zum einen k�nnte – etwa in der Art eines Schocks – unmittelbar nach
dem Abstieg ein Partizipationsr�ckgang stattfinden, auf den eine Stabilisierung
und Anpassung auf dann niedrigerem Niveau folgt. Oder der Abstieg bleibt
ohne unmittelbare Wirkung, weil der R�ckgriff auf finanzielle Ressourcen und
Netzwerke zun�chst noch gelingt. Partizipationschancen sinken erst, wenn Ar-
mut l�nger dauert und die R�cklagen aufgebraucht sind.

Die Adaptionsthese nimmt an, dass nach kurzer Zeit eine Anpassung an die
neuen Verh�ltnisse stattfindet und gesellschaftliche Teilhabe aufrechterhalten
bleibt. Netzwerke k�nnen sich ver�ndern, bleiben aber in Umfang und Quali-
t�t bestehen. Vorstellbar ist auch eine Kompensation von Armut durch die In-
tensivierung sozialer Kontakte und Engagement. Das Ausweiten sozialer
Kontakte kann rational begr�ndet sein: Ein großes Bekanntennetzwerk ist
hilfreich, wenn es um Informationen und informelle Unterst�tzung geht.

Es k�nnte auch gar kein Zusammenhang zwischen Armut und Partizipations-
chancen bestehen, weil es sich beispielsweise bei kultureller Teilhabe und poli-
tischem Interesse eher um stabile Pers�nlichkeitsmerkmale handelt. Dahinter
kann sich allerdings ein Selektionseffekt verbergen: Abstiege in Armut erfolgen
m�glicherweise von so armutsnahen Positionen, dass die Lebensqualit�t schon
vor �berschreiten der Armutsgrenze stark beeintr�chtigt war.

Eine Analyse mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels zeigt: Menschen,
die zwischen 2000 und 2006 nie arm waren, zeigen mehr politisches Interesse,
nehmen h�ufiger an kulturellen Veranstaltungen teil und sind mit ihrem Le-
ben und mit ihrer Gesundheit zufriedener als Menschen, die in diesem Zeit-
raum ein Jahr oder l�nger in Armut leben (Abbildung). Benachteiligungen
von Armen werden aber nicht nur im Vergleich zu Nicht-Armen sichtbar, son-
dern auch im Vergleich zu der Teilgruppe der Nicht-Armen, deren Abstieg in
Armut kurz bevorsteht. Verbl�ffenderweise unterscheiden sich die Noch-
Nicht-Armen von den bereits Abgestiegenen kaum. Hier kommt der oben er-
w�hnte Selektionseffekt zum Tragen: Abstiege in Armut erfolgen �ber-
wiegend aus Lebenslagen heraus, die bereits durch geringere Partizipations-
chancen gekennzeichnet sind.
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Die Dauer der Armut wirkt sich auf die einzelnen Lebensbereiche unter-
schiedlich aus. Politisches Interesse und kulturelle Teilhabe scheinen eher sta-
bile und schichtspezifische Eigenschaften zu sein. Sie unterscheiden sich kaum
zwischen Gruppen, die unterschiedlich lang in Armut leben, variieren jedoch
stark zwischen armutsnahen und armutsfernen Lebenslagen. Anders verh�lt
es sich bei der Gesundheit. Langzeitarme sch�tzen ihren Gesundheitszustand
deutlich schlechter ein als andere. Allein die Lebenszufriedenheit reagiert so-
fort auf den Abstieg in Armut: Armutserfahrungen lassen unmittelbar die all-
gemeine Zufriedenheit mit dem Leben sinken. Als noch schlechter sch�tzen
Menschen ihre Lebensqualit�t ein, die zwei oder drei Jahre lang arm sind. Mit
zunehmender Dauer wird dieser Abw�rtstrend jedoch gestoppt: Es tritt eine
Stabilisierung der gef�hlten Lebensqualit�t auf niedrigerem Niveau ein. Im
Hinblick auf die oben aufgestellten Thesen sind also je nach Lebensbereich
verschiedene Mechanismen am Werk, die das Zusammenspiel von Armut und
Teilhabechancen beeinflussen.

Mit multivariaten Analysen (fixed effects-Modelle) kann sichergestellt wer-
den, dass diese Beobachtungen tats�chlich auf Armutserfahrungen und nicht
auf andere Lebensereignisse wie zum Beispiel Scheidung oder Arbeitslosigkeit
zur�ckzuf�hren sind. Die Analysen best�tigen, dass der Abstieg in Armut die
Lebenszufriedenheit negativ beeinflusst. Politisches Interesse, kulturelle Teil-
habe und die Zufriedenheit mit dem Gesundheitszustand verschlechtern sich
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Kurz gefasst

Mit dem �bergang in Armut wer-
den gesundheitliche Einschr�n-
kungen wahrscheinlicher, und die
Lebenszufriedenheit sinkt. Kultu-
relle Teilhabe und politische Partizi-
pation armer Menschen sind gering
und nehmen mit zunehmender Ar-
mutsdauer weiter ab. Arm sein be-
deutet in hohem Maße Desintegra-
tion. Die Verarmung von Mittel-
schicht-Angeh�rigen erfolgt nach
wie vor selten und verursacht an-
dere Reaktionsmuster als der Ab-
stieg aus armutsnahen Schichten.
Langfristig bleiben aber auch hier
existenzielle Einschr�nkungen der
Lebensqualit�t nicht aus.



– statistisch signifikant – nicht mit dem Abstieg, aber doch mit der L�nge des
Armutsverbleibs, wenn andere Einflussfaktoren konstant gehalten werden.
Diese Ergebnisse sprechen eindeutig gegen die Adaptionsthese.

Partizipationschancen sinken, je l�nger Menschen in Armut leben. Es erfolgt
keine Anpassung oder gar Erholung. Materielle Benachteiligung �bersetzt
sich auf lange Sicht in gesellschaftlichen Ausschluss. Im Hinblick auf die Le-
benswirklichkeit von Armen verdeutlichen die Ergebnisse die Fragw�rdigkeit
von statistisch ermittelten Armutsgrenzen: Nicht offiziell als arm klassifiziert
zu sein bedeutet gleichwohl geringe Partizipationschancen und eingeschr�nk-
tes Wohlbefinden, wenn man in der N�he der Armutsgrenze verbleibt.

Wer aus der Mittelschicht heraus absteigt, muss einen gr�ßeren Verlust an Le-
bensqualit�t verkraften. Dies hinterl�sst deutliche Spuren bei der Entwick-
lung der allgemeinen Lebenszufriedenheit. Arme, die aus der gesellschaft-
lichen Mitte kommen, b�ßen sowohl beim Abstieg in Armut als auch mit den
Jahren, die sie in Armut verbringen, massiv an Lebenszufriedenheit ein und
sind innerhalb der Gruppe der Langzeitarmen unzufriedener als der Durch-
schnitt. Hinsichtlich der kulturellen Teilhabe zeigt sich ein abweichendes
Muster: Bei Abgestiegenen aus der Mittelschicht erh�hen sich zun�chst Kon-
zertteilnahmen, Theater- und Museumsbesuche. Dies spricht f�r die An-
nahme, dass hier auf Ressourcen, zum Beispiel Erspartes, zur�ckgegriffen
werden kann, was einen Einbruch der Partizipationschancen zun�chst verhin-
dern hilft. Die Netzwerke der ehemaligen Mittelschicht-Angeh�rigen sind
gr�ßer und finanzkr�ftiger, ihre Perspektiven, sich aus Armut wieder zu be-
freien, sind besser, und m�glicherweise werden auch Zeitressourcen frei, die
zun�chst genutzt werden. Doch bei anhaltender Armutslage kehrt sich dieser
Trend um, und es kommt zu einem massiven Einbruch kultureller Teilhabe.

Negative Folgen von Armutserfahrungen f�r die soziale Integration �ber-
wiegen somit eindeutig. Doch lohnt es sich, auf die wenigen F�lle zu schauen,
bei denen Desintegration trotz Armut ausbleibt. F�r einen geringen Teil der in
Armut Abgestiegenen verbessert sich die Lebenszufriedenheit sogar. Wer sind
diese Menschen, und lassen sich daraus Maßnahmen ableiten, die Armuts-
folgen abmildern k�nnen? Der Schl�ssel liegt in sozialen Beziehungen und
Perspektiven. Es sind �berwiegend j�ngere Menschen, ledig, in Ausbildung,
die trotz Armut mit ihrem Lebensstandard, ihrer Gesundheit und ihrer Frei-
zeit zufriedener sind. Sie machen sich weniger Sorgen um ihre wirtschaftliche
Entwicklung und sind st�rker in freundschaftliche Netzwerke eingebunden.
Arbeitslosigkeit und Zukunftssorgen spielen in dieser Gruppe eine unter-
geordnete Rolle. Fazit: Die Lebensphase (jung, Ausbildung) sowie die Lebens-
umst�nde (gutes soziales Netzwerk), in denen man mit wenig Geld aus-
kommen muss, entscheiden mit dar�ber, ob Armut nur einen niedrigen Le-
bensstandard bedeutet oder auch den Verlust an Teilhabechancen. Die
Mehrheit der Betroffenen b�ßt Partizipationschancen, Gesundheit und Wohl-
befinden ein, und dies umso mehr, je l�nger die Armut andauert.
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Keine Zeit f�r die Auszeit
Langzeitkonten schaffen im Erwerbsverlauf bisher kaum Entlastungen

Von Philip Wotschack, Franziska Scheier und Eckart Hildebrandt

Risiken und Unsicherheiten in den Erwerbsbiographien haben heute all-
gemein ein hohes Niveau erreicht. Konjunkturschwankungen und Arbeits-
platzabbau gef�hrden kontinuierliche Erwerbsbiographien und verlangen von
den Besch�ftigten in gr�ßerem Maße individuelle Krisen- und Vorsorge-
strategien. Das gilt auch hinsichtlich der M�glichkeit, vorzeitig aus dem Er-
werbsleben auszuscheiden. Hinzu kommen die bekannten Probleme der Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie, die gerade in der mittleren Lebensphase
und vor allem bei Zweiverdienerpaaren zu H�chstbelastungen f�hren.

Auf den ersten Blick scheinen Langzeit- oder Lebensarbeitszeitkonten eine
einfache L�sung f�r viele dieser neuen Unsicherheiten und Probleme zu sein –
von der �berbr�ckung von Konjunktureinbr�chen bis zur Bereitstellung von
Zeit f�r berufliche Weiterbildung, Familie oder Pflege. K�nnen Langzeit-
konten diese Erwartungen in der Praxis erf�llen, und wie werden sie tats�ch-
lich genutzt? Die Fragen wurden in einem Forschungsprojekt am WZB unter-
sucht, das j�ngst abgeschlossen wurde (siehe Kasten).

Langzeitkonten – Idee und M�glichkeiten

Seit den 1990er Jahren haben Langzeitkonten in deutschen Unternehmen zu-
nehmend Verbreitung gefunden. Im Herbst 2005 boten 7 Prozent der deut-
schen Unternehmen Langzeitkonten an, bei den Großunternehmen mit mehr
als 500 Mitarbeitern sogar jedes vierte Unternehmen. Die Grundidee dieses
Kontos ist einfach: Mitarbeiter k�nnen �ber viele Jahre hinweg �berstunden
oder Entgeltanteile auf einem Zeitwertkonto „sparen“ und zu einem sp�teren
Zeitpunkt f�r l�ngere Freistellungen nutzen, ohne auf Einkommen verzichten
zu m�ssen, zum Beispiel in der Familienphase, wenn Kinder den Zeit- und
Geldbedarf des Haushalts gleichermaßen ansteigen lassen. Betriebe werden
durch Langzeitkonten flexibler. In Zeiten hoher Nachfrage k�nnen sie ihre
Mitarbeiter �ber l�ngere Zeitr�ume f�r Mehrarbeit einsetzen, ohne diese un-
mittelbar mit Geld oder Freizeit ausgleichen zu m�ssen oder teure Zuschl�ge
und Pr�mien zu zahlen. Langzeitkonten k�nnen also f�r Betriebe wie Be-
sch�ftigte Vorteile bieten.

Wenig verbreitet, kaum genutzt

Die Bilanz des WZB-Projekts zur aktuellen Verbreitung und Nutzung von
Langzeitkonten f�llt allerdings eher ern�chternd aus. Vor allem in kleineren
und mittleren Unternehmen ist das Langzeitkonto eher selten anzutreffen.
Dort, wo das Langzeitkonto angeboten wird, sind die m�glichen Verwen-
dungszwecke oft begrenzt. Insbesondere in Großunternehmen wird es vorran-
gig auf die Bew�ltigung des Alters�bergangs ausgerichtet (siehe Tabelle).
Dar�ber hinaus spielt in der Mehrheit der Unternehmen die Anpassung an
Auftragsschwankungen eine wichtige Rolle. Eine solche Ausrichtung des
Langzeitkontos l�sst wenig Spielraum f�r alternative Verwendungen wie
Qualifizierungs-, Familien-, Pflege- oder Erholungszeiten. Eine einfache Mo-
dellrechnung kann dies verdeutlichen: Werden jedes Jahr w�chentlich zwei
Stunden Mehrarbeit auf dem Langzeitkonto gespart, dauert es, bei 220 Ar-
beitstagen pro Jahr, ca. 22 Jahre, bis eine Freistellung im Umfang von einem
Jahr m�glich wird. Wie dieses kostbare Guthaben dann eingesetzt werden
soll, sollte gut �berlegt sein. Alles zugleich wird man damit nicht bewerk-
stelligen k�nnen.
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Verbreitung m�glicher Verwendungen des Langzeitkontos
(nach Betriebsgr�ße; mit Mehrfachnennungen)

Alle
Betriebe

1–9
Besch�ftigte

10–49
Besch�ftigte

50–249
Besch�ftigte

250+
Besch�ftigte

Weiterbildung 17 17 12 27 50

Sabbatical 6 2 9 17 27

Familienzeit 27 17 39 42 26

Tempor�re Teilzeit 30 17 45 47 28

Altersteilzeit 7 6 1 23 69

Vorruhestand 6 6 1 20 54

Sonstiges 64 64 70 51 34

Nur Betriebe mit Langzeitkonto; n = 204, Angaben in Prozent.
Quelle: Eigene Auswertung der repr�sentativen Betriebsbefragung der sfs Dortmund
(2005) durch das WZB

Besch�ftigte in Betrieben mit Langzeitkonto nutzen das Konto erstaunlich sel-
ten. Wenn sie es tun, dann eher verhalten. Bei den befragten Besch�ftigten
eines großen Dienstleistungsunternehmens nutzte nur jede(r) Vierte diese
M�glichkeit (siehe Abbildung 1). Dieser allgemeine Eindruck wird durch fast
alle befragten Betriebe gest�tzt. Auch unter den Befragten eines mittelgroßen
Industriebetriebs bef�rwortete zum Befragungszeitpunkt nur jede(r) Vierte
eine Ausweitung der bestehenden Arbeitszeitkonten zum Langzeitkonto.

Das Langzeitkonto wird vor allem von jenen Besch�ftigtengruppen seltener ge-
nutzt, die im operativen oder gewerblichen Bereich arbeiten (Abbildung 2), ge-
ringqualifiziert sind, wenig verdienen, in unsicheren Besch�ftigungsverh�lt-
nissen arbeiten oder hohe außerberufliche Anforderungen zu bew�ltigen haben.
Damit verf�gen gerade jene Besch�ftigtengruppen seltener und in geringerem
Maße �ber Guthaben auf dem Langzeitkonto, die mit den gr�ßten Risiken kon-
frontiert sind. Wie kommt es dazu? Die Untersuchung konnte hier Nutzungs-
barrieren auf Seiten der Betriebe und der Besch�ftigten identifizieren.

Geringe zeitliche und finanzielle Ansparm�glichkeiten

Die Sicherung der allt�glichen Balance von Arbeit und Leben l�sst f�r viele
Besch�ftigte kaum Spielraum f�r die Nutzung des Langzeitkontos. Eine aus-
reichende Balance von beruflichen und außerberuflichen Aktivit�ten hat f�r
die meisten Besch�ftigten einen hohen Stellenwert, und zwar unabh�ngig von
Geschlecht, betrieblicher Stellung und Lebensphase (Abbildung 2). Vor allem
bei Besch�ftigten aus niedrigen Qualifikations- und Einkommensgruppen, die
auf die Auszahlung von �berstunden angewiesen sind, sowie bei Besch�f-
tigten mit kleinen Kindern oder Pflegeverpflichtungen bleibt wenig Zeit f�r
das Langzeitkonto �brig. „Das ist doch der Grund, warum ich �berstunden
nicht auf das Langzeitkonto �bertrage“, sagt dazu eine der interviewten Be-
sch�ftigten (46 Jahre, verheiratet, zwei Kinder, teilzeitbesch�ftigt), „weil ich
dann lieber eine kurze Auszeit nehme, um einfach auch mal wieder mehr Zeit
f�r die Kinder zu haben und zu zeigen, wenn ihr mich wirklich braucht, kann
ich auch mal einen Tag Pause machen, ich bin da.“

Barrieren in der betrieblichen Praxis

In der betrieblichen Praxis werden Langzeitkonten stark f�r das vorzeitige
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben instrumentalisiert. Angesichts des Aus-
laufens der staatlich gef�rderten Altersteilzeit und der Anhebung des gesetz-
lichen Renteneintrittsalters auf 67 Jahre werden Langzeitkonten in vielen Be-
trieben als Ersatzl�sung f�r die Altersteilzeit oder den vorzeitigen Austritt aus
dem Erwerbsleben betrachtet. Eindeutige Signale zur individuellen Nutzung
der Langzeitkonten w�hrend des Erwerbsverlaufs erhalten die Besch�ftigten
kaum. Oft stoßen die Entnahmew�nsche der Besch�ftigten sogar auf Vorbe-
halte seitens der Vorgesetzten: „Im Moment ist das so, dass jeder am Limit ar-
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Summary

Working-life time accounts

Over the past few years a new
means of structuring working hours
has been becoming increasingly
popular in German companies: the
long-term account or working-life
time account. These accounts offer
new opportunities to cope with
risks and critical events across the
life course. There are, however,
considerable barriers on both com-
pany and employee levels. As a
consequence, the utilization of
working-life time accounts remains
limited, which calls for interven-
tions on the company, sector and
state levels.



beitet“, sagt eine der Nutzerinnen (39 Jahre, verheiratet, ein Kind, vollzeit-
besch�ftigt), „es gibt keine Vertretung. Wenn jemand in den Urlaub geht,
bleibt alles liegen, was nicht brennt. Als ich damals gesagt habe, ich gehe in
den Mutterschutz, ist meine Vorgesetzte fast ohnm�chtig geworden und hat
gesagt: ,Wann ist die Mutterschutzfrist zu Ende?‘ Ich sagte, am 24. Dezember.
,Okay, dann sind Sie im Januar ja wieder da.‘ Eine anschließende Auszeit f�r
die Familie war �berhaupt kein Thema.“ Die Flexibilisierungsinteressen des
Betriebs haben Vorrang vor den zeitlichen Interessen der Besch�ftigten. Ein
weiteres Problem stellt auch die geringe Schulung und Einweisung der un-
mittelbaren Vorgesetzten dar, die nach pers�nlichen Pr�ferenzen und akutem
betrieblichen Bedarf verfahren. Die Besch�ftigten werden bei der Nutzung des
Langzeitkontos kaum unterst�tzt, weil es bei vielen Personalverantwortlichen
einen geringen Stellenwert hat.

Fehlende Langfristperspektive

Ein Langzeitkonto entfaltet seinen vollen Nutzen erst mittel- und langfristig,
wenn gr�ßere Zeitguthaben entstanden sind. Eine solche Langfristperspektive
ist heute aber f�r immer weniger Besch�ftigte gegeben. Befristete Arbeits-
verh�ltnisse, unsichere Berufskarrieren und drohende Entlassungen machen
den langfristigen Verbleib in einem Unternehmen eher unwahrscheinlich. In
fast allen befragten Betrieben wurde in den letzten Jahren viel entlassen, was
zu einer großen Verunsicherung der Besch�ftigten f�hrte. Bei den Dienstleis-
tungsbesch�ftigten hat nur die H�lfte der Besch�ftigten ein klares Gef�hl von
Arbeitsplatzsicherheit; nur ein Viertel sieht f�r sich gute berufliche Entwick-
lungsm�glichkeiten. Ist die Zukunft im Betrieb unsicher, werden auch Sinn
und Zweck eines Langzeitkontos in Frage gestellt: „Das w�re mir dann schon
viel zu lange, zumal ich schon immer gefragt habe, wer sagt mir, ob die Firma
dann �berhaupt noch lebt? Und ob das dann �berhaupt noch G�ltigkeit hat?
Und ob ich davon dann �berhaupt noch einen Nutzen habe?“, sagt eine Frau,
die das Konto nicht nutzt.

Problem der �bertragbarkeit und des Insolvenzschutzes

Wird ein Arbeitsverh�ltnis vorzeitig beendet, tritt beim Langzeitkonto der so-
genannte St�rfall ein. Das heißt in der Regel, dass das bestehende Guthaben
auf dem Langzeitkonto finanziell entgolten werden soll. Die M�glichkeit, das
Guthaben zum neuen Arbeitgeber mitzunehmen, wie sie in den Niederlanden
gegeben ist, besteht kaum und h�ngt davon ab, ob das Guthaben von dem
neuen Arbeitgeber �bernommen wird. Gesetzliche Regelungen f�r eine �ber-
tragbarkeit existieren bislang nicht. Auch die Sicherung der Kontenguthaben
im Fall der Insolvenz des Arbeitgebers ist bisher nur unzureichend geregelt;
sie tritt erst von einer 2�-j�hrigen Laufzeit und einer bestimmten H�he des
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Kurz gefasst

Langzeitkonten werden in der be-
trieblichen Praxis meist genutzt, um
vorzeitige �berg�nge in den Ruhe-
stand zu realisieren oder schlechte
Auftragslagen zu �berbr�cken.
Zeitguthaben f�r Weiterbildung
oder Pflegeaufgaben in der Familie
k�nnen nur selten angespart wer-
den. Um Langzeitkonten sinnvoller
zu gestalten, sind Maßnahmen an
vielen Fronten n�tig – auf Seiten
des Gesetzgebers, der zum Beispiel
�bertragbarkeitsregeln schaffen
m�sste, aber auch auf betrieblicher
Ebene, wo es bislang f�r eine brei-
tere Nutzung des Kontos wenig Un-
terst�tzung gibt.



Kontenwertumfangs an in Kraft. Die Guthaben m�ssen laut Gesetz gesch�tzt
werden, die konkrete Ausgestaltung der Absicherung (etwa Fonds, Sperr-
konto) bleibt letztlich aber dem Unternehmen �berlassen. Tarif- und Betriebs-
parteien haben es bisher noch nicht geschafft, fl�chendeckend Insolvenz-
sicherung zu gew�hrleisten. Ob das neue Gesetz zur Anpassung und zum Aus-
bau des Insolvenzschutzes („Flexi-II-Gesetz“) eine Verbesserung ergibt, wird
sich zeigen.

Die Ergebnisse der Untersuchung machen deutlich, dass das Potenzial von
Langzeitkonten f�r die Bew�ltigung von Risken im Erwerbsverlauf bisher
kaum ausgesch�pft wird. Zugleich birgt die Offenheit des Instruments die Ge-
fahr einer �berforderung: Zeit f�r lebenslanges Lernen, Kinder, Pflege, Vor-
ruhestand, Erholung und die wiederkehrende �berbr�ckung von Auftrags-
flauten – das alles zusammen kann ein Langzeitkonto allein nicht bew�ltigen.
Ein wirkungsvoller Einsatz von Langzeitkonten zur Bew�ltigung sozialer Ri-
siken, denen Besch�ftigte heute ausgesetzt sind, setzt daher zwei Dinge vor-
aus: Erstens m�ssen die Konten zielgerichteter ausgestaltet werden; zum Bei-
spiel sollten Auszeiten f�r Weiterbildung, Erholung, Familie und Pflege von
anderen Verwendungszwecken, wie Besch�ftigungssicherung, getrennt und
gesch�tzt werden. Ferner sollte das Langzeitkonto durch Maßnahmen auf be-
trieblicher und �berbetrieblicher Ebene flankiert werden: Es k�nnte zum Bei-
spiel systematisch mit Weiterbildungs-, Gesundheits- oder Vereinbarungs-
politik verkn�pft werden, etwa durch „Lernzeitkonten“ f�r betriebliche Wei-
terbildungsprogramme. Die M�glichkeit, das Langzeitkonto zu entlasten und
pr�ventiv auszurichten, wird sich allerdings erst er�ffnen, wenn das Konto
nicht mehr vorrangig auf den Vorruhestand ausgerichtet wird.
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Die Berufswahl macht’s
Eher schlechte Chancen: Ausbildungsabsolventen in und um Berlin

Von Christian Brzinsky-Fay, Carola Burkert, Christian Ebner, Rita Nikolai und Holger Seibert

Zu den St�rken des deutschen Berufsausbildungssystems geh�ren die enge
Kopplung zwischen Bildungssystem und Arbeitsmarkt und die relativ glatten
�berg�nge von der Berufsausbildung in Besch�ftigung. Es sind insbesondere
die �bernahmem�glichkeiten im Ausbildungsbetrieb, die vielen Absolventen
einen reibungslosen Berufseinstieg er�ffnen. So tr�gt das duale System maß-
geblich zu einer im internationalen Vergleich niedrigen Jugendarbeitslosigkeit
in Deutschland bei. Ob �berg�nge in das Besch�ftigungssystem erfolgreich
verlaufen, ist aber nicht nur von der Art des Ausbildungssystems abh�ngig.
Auch die jeweilige regionale wirtschaftliche Lage und der erlernte Beruf be-
stimmen individuelle �bergangschancen und -risiken.

Das Zusammenwirken dieser Faktoren l�sst sich am Beispiel Berlins und
Brandenburgs detailliert darstellen: Die Situation auf diesem Arbeitsmarkt ist
im nationalen Vergleich besonders schlecht. Die Jugendarbeitslosenquote lag
2007 in Berlin (16,5 Prozent) und Brandenburg (15,4 Prozent) weit �ber dem
Durchschnitt Westdeutschlands (6,9 Prozent) und sogar leicht �ber dem ost-
deutschen Wert von 14,4 Prozent. Die Ausgangslage f�r einen erfolgreichen
�bergang von der Lehre in den Arbeitsmarkt ist damit f�r die Region Berlin-
Brandenburg vergleichsweise schlecht. Doch was genau ist eigentlich ein er-
folgreicher �bergang? Und h�ngt die Wahrscheinlichkeit eines erfolgreichen
�bergangs vom erlernten Ausbildungsberuf ab? Hier lohnt es, drei In-
dikatoren f�r erfolgreiche �berg�nge heranzuziehen und nach Ausbildungs-
beruf getrennt zu untersuchen: den Erwerbsstatus nach Ausbildungsab-
schluss, die Ausbildungsad�quanz, also die Frage, ob die Absolventen auch in
einem Beruf arbeiten, der ihrer Ausbildung entspricht, und die Einkommens-
situation der Berufseinsteiger.

F�r viele Jugendliche gestaltet sich der Einstieg in das Erwerbsleben nach
Ausbildungsende reibungslos; sie werden von ihrem Betrieb direkt �ber-
nommen. In Berlin betrug der Anteil der �bernommenen Ausbildungs-
absolventen (�bernahmequote) nach Auswertungen des IAB-Betriebspanels
39,2 Prozent im Jahr 2005 und stieg im Jahr 2007 aufgrund der besseren kon-
junkturellen Lage auf 47,5 Prozent. Die entsprechenden Quoten f�r Branden-
burg sind 33 Prozent (2005) und 43,9 Prozent (2007). Um die Chancen und
Risiken von Ausbildungsabsolventen angemessen zu beschreiben, liefert die
�bernahmequote einen ersten Anhaltspunkt, sie reicht allerdings nicht aus,
um den �bergangsprozess vollst�ndig zu erfassen. Schließlich muss ein feh-
lendes �bernahmeangebot nicht zwangsl�ufig in Arbeitslosigkeit m�nden,
und �bernommene Absolventen k�nnen auch nach kurzer Zeit arbeitslos wer-
den. Um auch diese F�lle zu erfassen, ist ein Blick auf den Erwerbsstatus �ber
einen l�ngeren Zeitraum nach Ausbildungsabschluss notwendig.

Generell ist der Erwerbseinstieg nach Ausbildungsabschluss in Berlin und Bran-
denburg in den meisten handwerklichen Berufen m�hsam. Ein Jahr nach erfolg-
reich absolvierter Ausbildung sind in Berlin lediglich etwa ein Viertel der Mau-
rer und Zimmerleute, knapp 30 Prozent der Maler und Tischler und rund ein
Drittel der Kraftfahrzeuginstandsetzer voll- oder teilzeiterwerbst�tig (Ab-
bildung 1). Da handwerkliche Berufe meist m�nnerdominiert sind, erkl�rt sich
ein Teil der geringen Erwerbst�tigkeit auch durch Teilnahme an Wehr- bzw.
Zivildienst. Die Absolventen dieser Berufsgruppen sind jedoch auch �berdurch-
schnittlich h�ufig auf Leistungen der Bundesagentur f�r Arbeit angewiesen.

H�here �bergangsraten in Erwerbst�tigkeit zeigen sich in den Dienstleis-
tungsberufen, allen voran bei Krankenpflegekr�ften (83,6 Prozent), Bank-
und Versicherungskaufleuten (69,7 Prozent) oder im Bereich der K�rper-
pflege (60 Prozent). Ein �hnliches Bild ergibt sich auch in Brandenburg. Ma-
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ler und Tischler (28,4 Prozent), Kraftfahrzeuginstandsetzer (33,3 Prozent),
Maurer und Zimmerleute (36,1 Prozent) sowie K�che (33,3 Prozent) stehen
ein Jahr nach Ausbildungsabschluss am seltensten in einem Vollzeit- oder
Teilzeitbesch�ftigungsverh�ltnis. Berufliche Abschl�sse im Dienstleistungsbe-
reich f�hren hingegen auch in Brandenburg h�ufiger in die Erwerbst�tigkeit.
Bemerkenswert ist, dass sich beide L�nder sehr darin �hneln, in welchen Be-
rufsgruppen Berufseinsteiger einen erfolgreichen �bergang in den Arbeits-
markt erleben oder nicht.

�bernahmequote und Erwerbsstatus nach abgeschlossener Berufsausbildung
sind nur zwei von mehreren Indikatoren f�r einen erfolgreichen �bergang in
Besch�ftigung. In vielen F�llen m�ssen Jugendliche nach der Lehre in einen
Beruf wechseln, der nicht ihrem Ausbildungsberuf entspricht. „Ausbildungs-
ad�quanz“ ist dann gegeben, wenn der in der Ausbildung erlernte Beruf dem
sp�ter tats�chlich ausge�bten Beruf entspricht, also eine fachlich ad�quate
Besch�ftigung vorliegt. Bei einem Berufswechsel erh�ht sich das Risiko, nur
als un- und angelernter Arbeiter besch�ftigt zu sein. Die Muster der
Ausbildungsad�quanz �hneln sich in Berlin und Brandenburg zum Teil (Ab-
bildung 2). F�r die Absolventen aus beiden L�ndern ist die Wahrschein-
lichkeit f�r eine ausbildungsad�quate Besch�ftigung besonders niedrig bei
den handwerklichen, m�nnlich dominierten Berufsgruppen Maurer und Zim-
merleute, Maler und Tischler, Kraftfahrzeuginstandsetzer sowie Schlosser
und Werkzeugmacher. Die Anteile der fachlich inad�quat Besch�ftigten in
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Summary

German apprenticeship system
and employment

Whether the transition into the
employment system is successful or
not depends on regional economic
conditions and the occupation gra-
duates have been trained for. In the
states Berlin and Brandenburg tran-
sitions have proved to be less suc-
cessful than in Germany on aver-
age. For graduates in craft occupa-
tions finding employment is often
tedious and is largely accompanied
by a change in occupation. In the
services sector an ambiguous pic-
ture emerges: Generally, access to
the employment system is easier
and having to change occupation is
less likely. Still, graduates of speci-
fic occupations in the services sec-
tor hardly earn enough to make a
living.



diesen vier Berufsgruppen reichen von 49,2 bis 57,6 Prozent in Berlin und von
39 bis 53,2 Prozent in Brandenburg. Generell haben Absolventen handwerk-
licher Berufe in Brandenburg etwas bessere – wenn auch l�ngst keine guten –
Chancen, einen passenden Job zu finden als in Berlin.

Eine besonders hohe berufliche Passung zeigt sich f�r Berlin und Brandenburg
in den stark weiblich dominierten pflegerischen Berufen. Die Spannweite
fachlich inad�quater Besch�ftigung in den untersuchten kaufm�nnischen Be-
rufen und Ern�hrungsberufen reicht bei den Absolventen aus Berlin von 21,1
bis 30,5 Prozent und denen aus Brandenburg von 23,7 bis 31,3 Prozent. K�-
che, die ein Jahr nach Ausbildungsabschluss vergleichsweise selten erwerbs-
t�tig sind, haben dann immerhin relativ h�ufig einen zur Ausbildung pas-
senden Job.

Zu den traditionellen St�rken des deutschen Ausbildungssystems geh�ren
nicht nur relativ glatte �berg�nge in Besch�ftigung, sondern auch erkennbare
Einkommensvorteile bei beruflichen Abschl�ssen im Vergleich zu Aus-
bildungslosen.

Je nach Berufsgruppe bestehen f�r Absolventen aus Berlin und Brandenburg
erhebliche Unterschiede beim Bruttolohn. Der durchschnittliche Monatsver-
dienst von Bank- und Versicherungskaufleuten ist mit 2.415 Euro in Berlin
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und 2.067 Euro in Brandenburg bei weitem am h�chsten. Absolventen der Be-
rufsgruppe K�rperpflege (Friseure, Kosmetiker) haben zwar vergleichsweise
gute �bergangschancen in Besch�ftigung, wie oben beschrieben, rangieren je-
doch im Gehaltsspektrum am unteren Ende – sie verdienen nur 688 Euro (Ber-
lin) bzw. 682 Euro (Brandenburg). Ganz anders stellt sich die Situation etwa
f�r Maurer und Zimmerleute dar. Haben sie die hohen H�rden beim Berufs-
einstieg �berwunden, verdienen sie verglichen mit den anderen hier unter-
suchten Berufsgruppen relativ gut (Berlin: 1.732 Euro; Brandenburg: 1.706
Euro).

Der Vergleich der Einkommen nach Berufsgruppen zeigt auch, dass die Ein-
kommen typischer Frauenberufe aus dem Nahrungsmittelhandwerk, dem
Groß- und Einzelhandel und der K�rperpflege am unteren Ende der Ein-
kommensskala liegen, mit Ausnahme der am zweitbesten bezahlten Berufs-
gruppe Krankenpflegekr�fte. Frauen arbeiten h�ufiger in Berufen mit schlech-
ten Verdienstm�glichkeiten, die kaum oder nur ungen�gend ein �konomisch
unabh�ngiges Leben und/oder die Versorgung einer Familie gew�hrleisten.

Die großen Vorteile der deutschen dualen Berufsausbildung liegen in der
Kombination von theoretischem und praktischem Lernen in der Berufsschule
und am Arbeitsplatz. Jugendliche haben zudem die M�glichkeit, direkt nach
Ausbildungsabschluss von ihrem Betrieb �bernommen zu werden. Ob �ber-
g�nge von der Ausbildung in den Arbeitsmarkt reibungslos ablaufen oder
nicht, ist jedoch auch von der regionalen Wirtschaftslage abh�ngig. Ein Groß-
teil der Probleme beim Berufseinstieg in Berlin und Brandenburg l�sst sich ne-
ben der ung�nstigen wirtschaftlichen Ausgangslage durch die Berufswahl er-
kl�ren. Trotz des Strukturwandels hin zur Dienstleistungsgesellschaft w�hlen
viele Jugendliche immer noch Ausbildungen zu gewerblich-technischen Be-
rufen in Industrie und Handwerk, was f�r sie geringe Erwerbschancen und
hohe Risiken, den Beruf wechseln zu m�ssen, nach sich zieht. Der Bedeu-
tungsverlust handwerklicher Berufe �ußert sich nicht immer in niedrigen Ein-
kommen. Maurer und Zimmerleute beispielsweise finden nur schwer einen
Job, erhalten aber vergleichsweise hohe L�hne. Attraktive Jobaussichten ha-
ben insbesondere Bank- und Versicherungskaufleute: Bei ihnen sind sowohl
die Chancen auf Besch�ftigung nach Abschluss der Ausbildung als auch die
gezahlten L�hne gut.

Die Befunde f�r Berlin und Brandenburg werfen generell die Frage auf, wie
gut das Berufsbildungssystem und der Arbeitsmarkt zusammenpassen: Viele
Absolventen arbeiten nicht im erlernten Beruf oder finden gar keinen Job.
Hinzu kommt, dass immer mehr Unternehmen ihre Rekrutierungspraxis
l�ngst umgestellt haben: Sie setzen zunehmend weniger auf dual ausgebildete
Fachkr�fte und stellen Hochschul- und Fachhochschulabsolventen ein. Aber
auch f�r Berlin und Brandenburg gilt: Jugendliche mit einer abgeschlossenen
Ausbildung haben deutlich bessere Arbeitsmarktchancen als Jugendliche
ohne Ausbildungsabschluss.
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Kurz gefasst

Das deutsche Lehrlingssystem er-
m�glicht Jugendlichen nach abge-
schlossener Ausbildung den direk-
ten Einstieg in einen Job. Inwieweit
diese �berg�nge erfolgreich ver-
laufen, h�ngt aber auch von der re-
gionalen Wirtschaftslage und vom
erlernten Beruf ab. Generell sind
�bergangschancen in und um Ber-
lin schlechter als im Bundesdurch-
schnitt.



Neuer Job, weniger Geld
Lohneinbußen nach Arbeitslosigkeit sind seit Jahrzehnten steigend

Von Paula Protsch

Arbeitslos zu werden z�hlt zu den schwierigsten �berg�ngen im Erwerbs-
leben. Zu den psychischen und kurzfristigen finanziellen Belastungen kommt
auch die Unsicherheit: Finde ich wieder Arbeit? In der N�he des Wohnorts?
Zu Bedingungen, die vergleichbar sind mit denen der bisherigen T�tigkeit?
Wenn nicht schnell eine neue Arbeit gefunden wird, suchen der Betroffene,
seine Umgebung und der Markt nach Gr�nden f�r die schwierige Situation,
etwa in der Ausbildung des Arbeitslosen, im Ausmaß seiner Anstrengungen
bei der Jobsuche, in der l�ngerfristigen Erwerbsbiographie und in der all-
gemeinen Konjunkturlage. All diese Faktoren spielen im Wettbewerb um eine
begrenzte Zahl von Arbeitspl�tzen eine Rolle und k�nnen entscheidend beein-
flussen, ob, wann und zu welchen finanziellen Konditionen ein neuer Job auf-
genommen wird. Wie wirken diese Faktoren im Zusammenspiel? Welche sind
entscheidend – und ver�ndert sich das Gewicht dieser Faktoren je nach Kon-
junkturlage?

Solche Fragen beantworten zu k�nnen war das Ziel der Forschungsarbeit
„Wachsende Unsicherheiten: Arbeitslosigkeit und Einkommensverluste bei
Wiederbesch�ftigung“. Arbeitslosigkeit wird dabei einerseits differenziert
nach Bildungsgruppen und im Zeitverlauf beschrieben. Andererseits wird die
Bedeutung des Arbeitsmarktkontextes f�r die Einkommenschancen im neuen
Job aufgezeigt. Untersucht wurden die Erwerbsverl�ufe westdeutscher M�n-
ner, die den zweistufigen �bergang von sozialversicherungspflichtiger Be-
sch�ftigung in Arbeitslosigkeit und dann Wiederbesch�ftigung vollzogen ha-
ben, von Mitte der 1950er Jahre bis zum Jahr 2005. In dieser Zeit ist die Ar-
beitslosigkeit in Deutschland angestiegen und hat sich auf einem hohen
Niveau verfestigt. Trotz zeitweiliger Verbesserungen dieser Situation ist kein
wesentlicher R�ckgang der Arbeitslosenquoten zu verzeichnen.

Die Untersuchung auf Basis von L�ngsschnittdaten des Forschungsdatenzen-
trums der Deutschen Rentenversicherung beschr�nkt sich auf westdeutsche
M�nner, weil deren Einkommen in den meisten deutschen Haushalten noch
immer den Hauptanteil des Gesamteinkommens darstellt. Die Einschr�nkung
auf Westdeutsche ergibt sich aus der Tatsache, dass Arbeitslosigkeit in der
DDR ein g�nzlich anderes Ph�nomen war und ein Vergleich der Erwerbsbio-
graphien vor diesem Hintergrund wenig sinnvoll erscheint.

Das Risiko, arbeitslos zu werden, unterscheidet sich stark nach Bildungs-
gruppen. Fast 70 Prozent der in der gesetzlichen Rentenversicherung ver-
sicherten westdeutschen M�nner mit Hochschulabschluss waren bisher nie
arbeitslos. Dies gilt f�r nur etwa 40 Prozent der M�nner ohne Berufsaus-
bildung. Besonders ungleich verteilt ist auch das Risiko der Langzeitarbeits-
losigkeit. Im Vergleich zu M�nnern mit Hochschulabschluss waren fast dop-
pelt so viele M�nner ohne Berufsausbildung ein- oder mehrmals l�nger als
zw�lf Monate arbeitslos.

Die Ergebnisse zeigen, dass seit Mitte der 1950er Jahre immer mehr Men-
schen l�nger brauchen, um nach Arbeitslosigkeit wieder einen Job zu finden.
W�hrend noch in den 1970er Jahren �ber 70 Prozent der Betroffenen maxi-
mal drei Monate arbeitslos waren, trifft dies heute nur auf jeden zweiten zu.
Bis ein neuer Job gefunden wird, dauert es in der Regel also deutlich l�nger.
Dass sich die Besch�ftigungsm�glichkeiten �ber die Jahrzehnte verschlechtert
haben, wird noch deutlicher, wenn man auch jene ber�cksichtigt, die sich
nach dem Jobverlust aus dem Arbeitsmarkt – zeitweise oder auch f�r immer –
zur�ckgezogen haben. Fast 30 Prozent von ihnen sind heute �ber ein Jahr ar-
beitslos, in den 1970er Jahren waren es lediglich 6 Prozent.
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Summary

Unemployment and income risks

Unemployment not only means a
loss of income in the short run but
also the risk of earning a lower
wage should re-employment occur.
Since the mid-1950s, this tendency
of long-term income loss in a new
job has continuously increased.
Also, the chances of finding new
employment after a phase of un-
employment are currently signi-
ficantly lower than it has been over
the past decades. The most decisive
factor for the wage level, however,
remains the general job situation:
when the economy booms, a new
job is likely to provide an income
level similar to the one before un-
employment.



Parallel zu dieser Entwicklung haben die Einkommensverluste in Wiederbe-
sch�ftigung zugenommen (siehe Abbildung). Vor 1970 verdienten lediglich
vier von zehn Betroffenen, die nach Arbeitslosigkeit wieder eine Besch�fti-
gung fanden, weniger als zuvor. Seit dem Jahr 2000 trifft dies auf zwei von
drei Personen zu.

Statistische Analysen, die weitere Einflussfaktoren wie zum Beispiel Bildungs-
abschl�sse und die berufliche Stellung ber�cksichtigen, best�tigen diesen
Trend. Sie zeigen zudem, dass mit zunehmender Dauer der Arbeitslosigkeit
das Einkommen bei Wiederbesch�ftigung sinkt. Eine l�ngere Arbeitslosigkeit
wirkt sich aber erst dann negativ auf das Einkommen aus, wenn es schlechter
um die allgemeine Arbeitsmarktsituation steht. Dieser Einfluss wird umso
st�rker, je angespannter der Arbeitsmarkt ist. So waren beispielsweise in den
1970er Jahren die Einkommenschancen nach Arbeitslosigkeit noch unabh�n-
gig von der Dauer der Arbeitslosigkeit. Das �nderte sich in den 1980er Jah-
ren, und vom Jahr 2000 an ist der negative Zusammenhang zwischen der
Dauer der Arbeitslosigkeit und dem Einkommen in Wiederbesch�ftigung am
st�rksten. Heute verdient man im neuen Job also umso weniger, je l�nger man
arbeitslos war.

Festzuhalten bleibt, dass die mit Arbeitslosigkeit einhergehenden negativen
Folgen f�r das Erwerbseinkommen �ber die Jahre zugenommen haben. Wie
erfolgreich der Einzelne auf dem Arbeitsmarkt ist, h�ngt aber nicht allein von
seiner Berufsbiographie und den eigenen Bem�hungen um Arbeit ab, sondern
zum großen Teil von den strukturellen Besch�ftigungsm�glichkeiten.
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Kurz gefasst

Arbeitslosigkeit schm�lert nicht nur
kurzfristig das Einkommen. Wer
wieder einen Job findet, muss oft
erhebliche Lohneinbußen hin-
nehmen. Diese Einkommensver-
luste sind seit Mitte der 1950er
Jahre kontinuierlich gewachsen.
Verschlechtert haben sich seitdem
auch die Chancen, nach einem Job-
verlust schnell wieder auf dem Ar-
beitsmarkt Fuß zu fassen. Lange
Phasen von Arbeitslosigkeit wirken
sich aber nur dann negativ auf das
Einkommen aus, wenn die Situa-
tion auf dem Arbeitsmarkt schlecht
ist.
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Karriere ist M�nnersache
Auch hochqualifizierte Frauen haben im Job schlechtere Chancen

Von Kathrin Leuze und Alessandra Rusconi

Die Erwerbsbeteiligung von Frauen nimmt in Europa seit Jahrzehnten zu.
Einer der Gr�nde hierf�r ist das gestiegene Bildungsniveau von Frauen. Diese
Entwicklungen k�nnten zu der Annahme verleiten, dass die Geschlechterun-
gleichheiten im Arbeitsmarkt verschwinden – wenigstens unter den Hoch-
qualifizierten. �berpr�fen l�sst sich diese Annahme mithilfe der Analyse von
Daten zu �berg�ngen in Professionen, also hochqualifizierten Berufen, die
eine universit�re Ausbildung erfordern. Die Ergebnisse erlauben Antworten
auf folgende Fragen: Welche Professionen �ben m�nnliche und weibliche
Akademiker in Deutschland direkt nach dem Hochschulabschluss aus? Und
wie sind die Chancen zwischen hochqualifizierten M�nner und Frauen ver-
teilt, Professionen in der familienintensiven Lebensphase auszu�ben?

Frauen und M�nner mit Hochschulabschluss sind entsprechend ihrer Qualifi-
kation besonders h�ufig in Professionen t�tig. Sie arbeiten jedoch in unter-
schiedlichen Berufen: Frauen vor allem im Dienstleistungssektor, als Lehre-
rinnen, Sozialarbeiterinnen oder Medizinerinnen, und M�nner meistens in in-
genieurs- und naturwissenschaftlichen Berufen. Frauen sind h�ufiger im
�ffentlichen Dienst angestellt, M�nner in der Privatwirtschaft.

Professionen bieten im Vergleich zu geringer qualifizierten Berufen bessere
und sicherere Arbeitsmarktperspektiven. Allerdings unterschieden sich Pro-
fessionen im �ffentlichen Dienst deutlich von denen der Privatwirtschaft. Im
�ffentlichen Dienst ist die Karriereentwicklung gut planbar, mit einem hohen
Schutz gegen Arbeitslosigkeit, kalkulierbaren Bef�rderungen, regelm�ßigen
Gehaltssteigerungen und einer fast kompletten Abschottung h�herer Positio-
nen gegen Bewerber von außen. Gr�ßere Gehalts- und Karrierespr�nge nach
oben sind allerdings nicht m�glich. In der Privatwirtschaft ist diese Sicherheit
nicht gegeben; Arbeitskr�fterekrutierung und beruflicher Aufstieg finden un-
ter h�rterem Wettbewerb statt. Ist die wirtschaftliche Lage eines Unterneh-
mens jedoch gut, sind dort h�here Karriere- und Gehaltsspr�nge m�glich als
im �ffentlichen Dienst.

Jobs bereits direkt nach dem Studium ungleich verteilt

Diese Unterschiede in Bezug auf Karriereperspektiven scheinen auf den ersten
Blick geschlechtsneutral zu sein. Aber ist das wirklich der Fall? Die empiri-
schen Analysen zeigen, dass beim �bergang in den Job, also direkt nach Stu-
dienabschluss, 60 Prozent der M�nner und der Frauen ihre erste Anstellung in
einer Profession finden (Abbildung 1). Erhebliche Unterschiede gibt es dabei
zwischen �ffentlichem und privatem Sektor: M�nner kommen eher in der Pri-
vatwirtschaft und Frauen im �ffentlichen Dienst unter. Auch in der familien-
intensiven Phase arbeiten akademisch gebildete M�nner wesentlich h�ufiger
professionell im Privatsektor, w�hrend Akademikerinnen verst�rkt im �ffent-
lichen Dienst vertreten sind. Hinzu kommt, dass hochqualifizierte Frauen in
der familienintensiven Phase, also im Alter von 30 bis 49, fast vier Mal h�u-
figer als M�nner nicht erwerbst�tig sind. Dies war unmittelbar nach dem Ab-
schluss nicht der Fall. Generell l�sst sich also sagen, dass bereits zu Beginn der
Karriere Geschlechterunterschiede beim Zugang zu Professionen bestehen.
Diese vergr�ßern sich noch in der familienintensiven Phase.

Eine Erkl�rung f�r Geschlechterunterschiede bei �bergang und Verbleib in
Professionen von akademisch gebildeten M�nnern und Frauen ist unter an-
derem die geschlechtsspezifische Studienfachwahl. In Deutschland lag 2005
der Frauenanteil in den Sprach- und Kulturwissenschaften bei 70 Prozent, in
den Naturwissenschaften bei 37 Prozent und in den Ingenieurswissenschaften
sogar nur bei 20 Prozent. Als Grund wird oft die geschlechtsspezifische Sozia-
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Summary

Careers are still male

This article analyses employment
chances of women and men with
higher education degrees in profes-
sions. Female graduates are more
likely to work in professions in the
public sector, since it provides more
labour market security than the pri-
vate sector. Empirically, this holds
true for labour market chances im-
mediately after graduation; yet, in
the family-intensive phase women
continue to be disadvantaged.



lisation genannt, die Vorstellungen �ber das typisch M�nnliche (zum Beispiel
„analytisches Denken“) und das typisch Weibliche („F�rsorge“) sowie ge-
schlechtstypische Erwartungen im Hinblick auf die famili�re Arbeitsteilung
reproduziert.

Die geschlechtstypische Studienfachwahl geht einher mit geschlechtsspezi-
fischen Arbeitsmarktperspektiven, wobei typische „Frauenf�cher“ weniger
Einkommen und Status, aber bessere M�glichkeiten bieten, Beruf und Familie
zu vereinbaren als „m�nnliche“. Normative Erwartungen an die Leistungs-
bereitschaft in Berufen m�nnlich dominierter F�cher, wie lange und unvorher-
sehbare Arbeitszeiten sowie h�ufige Abwesenheiten von Zuhause, verlangen
eine ausschließliche Identifikation mit dem Beruf und erschweren ein außer-
berufliches Engagement. Folglich ist eine typisch m�nnliche, berufszentrierte
Biographie Erfolgsvorausetzung f�r professionelle Karrieren in typischen
M�nnerf�chern, vor allem im Privatsektor. Frauen, die nicht in dem Maße in
der Lage oder bereit sind, solchen berufszentrierten Erwerbsverl�ufen zu fol-
gen, riskieren Karrierenachteile.

Unterst�tzt wird dies durch die sogenannte „statistische Diskriminierung“:
Arbeitgeber unterstellen sogar hochqualifizierten Frauen, weniger karriere-
orientiert, weniger produktiv und eher bereit zu sein, zugunsten der Familie
ihr berufliches Engagement zu reduzieren oder sogar ganz aufzugeben. Auf-
grund solcher Erwartungen vermeiden Arbeitgeber, Frauen einzustellen, und
bieten ihnen eher schlechtere Positionen oder prek�re Jobs an. Im Ergebnis
sind M�nner und Frauen in sehr unterschiedlichen hierarchischen Positionen
und Funktionen besch�ftigt, und der Frauenanteil sinkt mit jedem weiteren
Schritt h�her auf der Karriereleiter.

Frauen: noch immer zust�ndig f�r Kinderbetreuung

Zudem beeinflussen Kinder die Karrierenchancen von Frauen. Ein massiver
Ausbau der Kinderbetreuungsangebote k�nnte die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf entscheidend verbessern und damit die Arbeitsmarktbeteiligung
von Frauen erh�hen. Im europ�ischen Vergleich steht Deutschland jedoch mit
einer Kinderbetreuungsrate von unter 10 Prozent bei Kindern unter drei Jah-
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ren an vorletzter Stelle. Deshalb reduzieren oder unterbrechen deutsche
Frauen, auch hochqualifizierte, zumindest zeitweilig ihre Erwerbsarbeit. Jede
berufliche Unterbrechung oder Arbeitszeitverminderung birgt aber das Risiko
eines Karriereknicks, da Karrieren meistens einen typisch m�nnlichen Karrie-
reverlauf mit kontinuierlicher Vollzeitarbeit voraussetzen, insbesondere im
privaten Sektor.

Es gibt folglich eine Reihe von Gr�nden, warum Frauen eher in Professionen
des �ffentlichen Sektors und M�nner eher in denen der Privatwirtschaft ar-
beiten. Empirische Analysen der �berg�nge direkt nach dem Studium in Pro-
fessionen f�hren diesbez�glich zu drei zentralen Befunden. Erstens arbeiten
Frauen unabh�ngig von der Art des Hochschulabschlusses, dem Studienfach
und der Familienkonstellation deutlich seltener in Professionen des privaten
Sektors, wenn sie ihr Hochschulstudium beendet haben. Dies k�nnte zum
einen daran liegen, dass Frauen seltener von privatwirtschaftlichen Arbeit-
gebern angestellt werden, zum anderen daran, dass selbst kinderlose Frauen
riskantere Karrierepfade in der Privatwirtschaft vermeiden – beides aufgrund
der gesellschaftlich verbreiteten Vorstellung, Frauen seien f�r die Familie zu-
st�ndig. Zweitens l�sst der generell h�here M�nneranteil in diesem Sektor
vermuten, dass die h�heren Ertr�ge das Risiko vieler �berstunden sowie des
geringeren institutionellen Schutzes wettmachen. Und drittens ziehen die si-
chereren Arbeitsbedingungen im �ffentlichen Dienst vor allem Frauen mit
kleinen Kindern an. M�nner gehen dagegen nur dann in den �ffentlichen Sek-
tor, wenn sie weiblich dominierte F�cher studiert haben.

Dar�ber hinaus zeigen die Analysen f�r die familienintensive Phase, dass die
Arbeitsmarktchancen von 30 bis 49 Jahre alten Akademikern stark von fami-
li�ren Verpflichtungen und vom Geschlecht beeinflusst werden. Drei Punkte
sind hier hervorzuheben. Erstens ist das Risiko, aus dem Erwerbsleben aus-
zusteigen, deutlich h�her f�r Frauen mit einem Partner und f�r Frauen mit
Kindern – und zwar unabh�ngig vom Studienfach. Dagegen mindern eine
Partnerschaft und das Studium eines m�nnerdominierten Fachs das Aus-
stiegsrisiko f�r M�nner. Zweitens arbeiten Frauen seltener in einer Profession
im privaten Sektor als M�nner, und dies unabh�ngig von ihren famili�ren Ver-
pflichtungen. Dagegen arbeiten M�nner mit kleinen Kindern h�ufiger in Pro-
fessionen des privaten Sektors als kinderlose M�nner. Vermutlich veranlasst
die vorherrschende Geschlechterideologie V�ter, ihr Einkommen zu maxi-
mieren, indem sie Privatsektor arbeiten, der besser entlohnt.

Drittens beeinflussen nicht etwa Partner oder Kinder, sondern das Studien-
fach, ob Frauen in Professionen des �ffentlichen Dienstes besch�ftigt sind.
Frauen und M�nner mit einem Abschluss in einem weiblich dominierten Fach
arbeiten h�ufiger im �ffentlichen Sektor. Dies zeigt, dass M�tter, die zus�tz-
lich zu ihren famili�ren Verpflichtungen arbeiten, genauso große Chancen ha-
ben wie kinderlose Frauen, einer Profession im �ffentlichen Dienst nachzu-
gehen. Angesichts des h�heren Risikos von M�ttern, nicht erwerbst�tig zu
sein – selbst wenn sie vorher im �ffentlichen Dienst gearbeitet haben –,
scheint jedoch der Schutzeffekt weiblicher Karrierepfade in �ffentlichen Pro-
fessionen nicht so umfassend zu sein wie zun�chst angenommen.

Die empirischen Ergebnisse zeigen, dass die Unterschiede zwischen �ffent-
lichem und privatem Sektor zu einer Geschlechterordnung der Professionen
f�hren. Die unsichereren Arbeitsmarktperspektiven des privaten Sektors sind
bereits unmittelbar nach Studienabschluss weniger attraktiv f�r Frauen. Dies
setzt sich in der familienintensiven Phase fort. Offensichtlich sind Pro-
fessionen des privaten Sektors mit Karrierepfaden verkn�pft, die typisch f�r
m�nnliche Berufsverl�ufe sind. Allerdings scheinen die angeblich besser plan-
baren Perspektiven im �ffentlichen Dienst nicht genug Schutz zu bieten, um
die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in der Familie zu �berwinden.

Der wichtigste Grund f�r Geschlechterunterschiede in Professionen des �f-
fentlichen und privaten Sektors direkt nach Studienabschluss ist auf Ge-
schlechtsunterschiede in Studienf�chern, nicht auf famili�re Verpflichtungen
zur�ckzuf�hren. Dieser Befund ist nicht �berraschend angesichts des relativ
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Kurz gefasst

Geschlechterunterschiede im Beruf
verschwinden auch f�r Hochquali-
fizierte nicht. Frauen arbeiten ins-
besondere in Professionen des �f-
fentlichen Dienstes, da dieser ein
sichereres Arbeitsumfeld bietet als
die Privatwirtschaft. Dies trifft auch
unmittelbar nach Abschluss der
Hochschule zu. In der familien-
intensiven Phase sind Frauen je-
doch nach wie vor benachteiligt.



niedrigen Alters der Absolventen, von denen nur eine Minderheit Kinder hat.
Das Studienfach beeinflusst auch die geschlechtsspezifischen Karrierem�g-
lichkeiten in der familienintensiven Phase. Zus�tzlich ist aber die famili�re Si-
tuation entscheidend f�r die unterschiedlichen Erfolge von M�nnern und
Frauen in Professionen.

Letztlich erleben also auch hervorragend ausgebildete Frauen eine �hnlich
problematische Situation wie ihre gering qualifizierten Geschlechtsgenossin-
nen: Sie verdienen weniger als vergleichbar ausgebildete M�nner und haben
es schwerer, eine Karriere zu verfolgen. Finanzielle Ausgleichsleistungen wie
Eltern- bzw. Erziehungsgeld sollen zwar die M�glichkeit (f�r M�tter) sichern,
Kinder selbst zu betreuen. Sie unterst�tzen Eltern jedoch nur begrenzt darin,
weiterhin gleichberechtigt zu arbeiten. Ebenso vernachl�ssigt werden die
langfristigen Konsequenzen von reduzierten (oder ganz fehlenden) erwerbs-
bezogenen sozialen Leistungen f�r jenes Elternteil, das die Hauptverant-
wortung f�r die Familienarbeit �bernimmt, also meistens die Mutter. Die op-
timistische Einsch�tzung, dass Bildungsgleichheit von Frauen und M�nnern
zur Arbeitsmarktgleichheit f�hrt, kann nicht best�tigt werden.
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Lob der Vielfalt
Jahrbuch �kologie 2009
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Das Jahrbuch �kologie, das nunmehr zum 18. Mal er-
schienen ist, informiert �ber die �kologische Situation
und die Belastungstrends in den verschiedenen Berei-
chen der nat�rlichen Umwelt, analysiert die staatliche
und internationale Umweltpolitik, dokumentiert histo-
risch bedeutsame Umweltereignisse, beschreibt posi-
tive Alltagserfahrungen im Umgang mit der Natur und
entwirft Visionen f�r eine zukunftsf�hige Welt.
Schwerpunkt der neuen Ausgabe ist das Thema bio-
logische Vielfalt. Der Verlust an Biodiversit�t ist ein
globales �kologisches Problem, das in seinem Aus-
maß, seinen Auswirkungen, aber auch was die Hand-

lungsm�glichkeiten betrifft, von der �ffentlichkeit bis-
her kaum erkannt wurde. Die Beitr�ge und Fall-
beispiele dieses Bandes besch�ftigen sich daher vor
allem mit dem Wert der Natur und dem Erhalt der bio-
logischen Vielfalt an sich. Weil der Mensch nicht nur
Bewahrer, sondern gleichermaßen Zerst�rer der Natur
ist, geht es aber ebenfalls um die �konomischen und
�kologischen Sch�den des Verlusts an Biodiversit�t. In
der Rubrik „Vor-Denker & Vor-Reiter“ werden wieder
einige Pers�nlichkeiten gew�rdigt, die sich um das
Verst�ndnis und den Schutz der Umwelt verdient ge-
macht haben.

Chiara Saraceno (Ed.)

Families, Ageing and Social Policy
Intergenerational Solidarity in European
Welfare States

Series „Globalization and Welfare“

Cheltenham, UK/Northamptom, MA, USA:
Edward Elgar 2008
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Die demographische Entwicklung in Europa hat ein-
schneidende Folgen f�r die Beziehungen zwischen den
Generationen. Als Folge der l�ngeren durchschnittli-
chen Lebensdauer nimmt der Anteil jener, die sowohl
f�r Kinder als auch f�r Eltern sorgen, kontinuierlich zu.
Die Zahl der Paare ohne Kinder steigt, w�hrend Kin-
der, die geboren werden, immer h�ufiger geschwister-
los aufwachsen. Die Autorinnen und Autoren dieses
Bandes bieten erstmals ein umfassendes Bild der sich
wandelnden Generationenkonstellationen in Europa.
Pflegeleistungen, finanzielle Unterst�tzung und emo-
tionale Zuwendung in der Familie werden dabei ana-

lysiert, und zwar jeweils mit dem Blick auf beide be-
teiligten Seiten, die gebende wie die empfangende
Generation. Eine wichtige Dimension ist die Frage
nach der Rolle des Wohlfahrtsstaats, der in Europa in
unterschiedlichem Maße und in unterschiedlicher
Form finanzielle und infrastrukturelle Hilfe gew�hrt.
Ber�cksichtigt werden Entwicklungen in einer Vielzahl
europ�ischer Staaten. Ein besonderes Augenmerk gilt
den Generationenbeziehungen in den Migrantenge-
meinschaften, f�r die sich spezifische Fragen stellen,
wie etwa die weiter bestehenden famili�ren Bindun-
gen im Herkunftsland.



Akademische Grenzg�nger
Wissenschaftsunternehmer haben noch keine feste Rolle gefunden

Von Anke Borcherding und Marc Torka

Die Wissenschaft steht zunehmend unter dem Druck, wissenschaftliche Er-
kenntnisse in �konomisch verwertbare Produkte zu �berf�hren. Die Bundes-
ministerien f�r Bildung und Forschung und f�r Wirtschaft und Technologie
oder auch die Europ�ische Union m�chten den Transfer von Forschung in die
wirtschaftliche Praxis durch Unternehmensgr�ndungen aus der Wissenschaft
neu beleben. Damit stehen auch die Ausgr�nder und -gr�nderinnen im Zen-
trum zahlreicher hochschul- und wissenschaftspolitischer Programme. In dem
vom Bundesministerium f�r Bildung und Forschung gef�rderten WZB-For-
schungsprojekt „Wissenschaftsunternehmer: Typus, Merkmale und Erfolgs-
bedingungen von akademischen Grenzg�ngern“ wurden die Bedingungen
dieser Wissenschaftsunternehmer mit Hilfe von 17 Interviews mit Nach-
wuchswissenschaftlern, Ausgr�ndern und unterst�tzenden Professoren an
universit�ren und außeruniversit�ren Forschungseinrichtungen untersucht
und wissenschaftspolitische Schlussfolgerungen f�r die Entwicklung einer
neuen Berufsrolle als Wissenschaftsunternehmer abgeleitet.

Die Entwicklung einer neuen Berufsrolle ist ein schwieriges Unterfangen. Be-
rufsrollen werden nicht einfach �bernommen, sondern in langen Sozialisa-
tionsprozessen erlernt und einge�bt. Einen stabilen Typus und eine stabile Be-
rufsrolle des Wissenschaftsunternehmers gibt es bisher nicht. Die sozial-
wissenschaftliche Forschung hat versucht, den Wissenschaftsunternehmer in
verschiedene Typen zu fassen. Zwei dieser Typenbegriffe, der „academic
entrepreneur“ und der „entrepreneurial academic“, lassen sich f�r die Be-
schreibung der Rolle von Ausgr�ndern aus der Wissenschaft verwenden. Der
„academic entrepreneur“ als ausgr�ndender Nachwuchswissenschaftler ver-
l�sst die Wissenschaft und wechselt in die Wirtschaft. Die Wissenschaft stellt
die Grundlage zur Unternehmensgr�ndung bereit. Der „entrepreneurial aca-
demic“, der initiierende Professor, ist prim�r im Wissenschaftssystem veran-
kert und nutzt das �konomische System zur Finanzierung und Validierung
von Forschung oder zur Unterbringung von Doktoranden. Aber selbst bei die-
sen beiden auf die Vermittlung von Wissenschaft und Wirtschaft aus-
gerichteten Typen bleibt die Differenz zwischen wissenschaftlicher und �ko-
nomischer Orientierung erhalten. Beide Orientierungen zeichnen sich durch
jeweils eigene Zielsetzungen aus: Geld versus Erkenntnis, Schnelligkeit versus
Gr�ndlichkeit. Ein interviewter Ausgr�nder beschreibt den Unterschied zwi-
schen dem Wissenschaftler und dem Unternehmer so: „Weil ein Wissen-
schaftler ganz anders tickt. Er arbeitet wegen der Erkenntnis und nicht wegen
des Strebens nach Profit.“

Kaum Vorbilder f�r Wissenschaftsunternehmer

Der Wissenschaftsunternehmer m�sste solche Differenzen in einem Modell
integrieren. Daf�r gibt es jedoch kaum Vorbilder. Best�ndige Rollenwechsel,
Rollendoppelungen und sogar Rollenkonflikte f�hren stetig zu neuen Hand-
lungsproblemen. Eine Integration ist (bislang) nicht gelungen. Diese m�sste
auf drei Dimensionen zielen.

Erstens entfaltet sich unternehmerisches Handeln nicht voraussetzungslos.
Grunds�tzlich bedarf es einer Produktorientierung in der Wissenschaft, die
aber selbst in wissenschaftlichen Bereichen mit starker Ausgr�ndungs-
aktivit�t (wie der Biotechnologie) nicht selbstverst�ndlich ist. Die Entwick-
lung von Medikamenten bis zur Marktreife ist beispielsweise ein langwieriger
Prozess, der Techniken, Verfahren und Infrastrukturen ben�tigt, die mit wis-
senschaftlicher Laborarbeit nur wenig zu tun haben. Dazu bedarf es in bio-
graphischer Hinsicht einer praktischen Umorientierung der Wissenschaftler.
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Diese kann vor allem in den Ingenieursdisziplinen gelingen, weil Praxisbezug
hier immer zur Disziplin geh�rt.

Ebenso wichtig ist zweitens die Frage nach den relevanten Bezugspersonen.
�blicherweise sind dies die Fachkollegen. Nur unter Sonderbedingungen rich-
tet sich Wissenschaft an speziellen Problemen und Anspr�chen von Klienten
oder sogar Kunden aus. Deshalb bedarf es auch einer Umorientierung im so-
zialen Bezugsfeld. Eine systematische Ein�bung in die Interaktion mit Fach-
fremden und eine Ausrichtung der T�tigkeit an diesen findet sich vor allem in
den klassischen Professionen, bei Medizinern, Juristen und Lehrern.

Drittens ist es in berufsbiographischer Hinsicht sehr bedeutsam, wann in der
Berufsbiographie eine Praxisorientierung ausgebildet wird. Sowohl die Ent-
wicklung eines Forscherhabitus als auch eines Unternehmerhabitus ben�tigen
Zeit. Je sp�ter solche Praxisbez�ge in die wissenschaftliche Biographie Einzug
nehmen, desto stabiler ist ein Forscherhabitus und umso br�chiger ist der
�bergang zum Unternehmertum. Der Zeitpunkt, zu dem in der Karriere typi-
scherweise Unternehmensgr�ndungen angestrebt werden, ist wichtig f�r die
Ausbildung eines stabilen Typus des Wissenschaftsunternehmers. Diese be-
rufsbiographischen Unterschiede lassen sich in den individuellen Gr�ndungs-
motiven zeigen.

Warum Nachwuchswissenschaftler und Professoren ausgr�nden

Ausgr�ndungen aus der Wissenschaft werden im Wesentlichen von zwei Per-
sonengruppen unternommen: von Nachwuchswissenschaftlern, die eine Un-
ternehmensgr�ndung „w�hrend und als Alternative“ zur bislang unge-
sicherten wissenschaftlichen Karriere betreiben, und von Professoren, die auf
der Basis einer gesicherten akademischen Laufbahn Ausgr�ndungsaktivit�ten
„nach und neben“ der wissenschaftlichen Karriere unterst�tzen und initiie-
ren. Die individuellen Gr�ndungsmotive sind ganz unterschiedlich, sie lassen
sich aber nach dem Karrierestand typisieren. Das heißt, die Gr�ndungsmotive
von Professoren unterscheiden sich fundamental von den Motiven der Nach-
wuchswissenschaftler.

Der initiierende Professor („entrepreneurial academic“), der bestimmte Cha-
raktere f�r die Unternehmensf�hrung sucht und rekrutiert, sich selbst aber
aus dem Gesch�ft herauszieht oder gleich als Berater oder Beirat fungiert, be-
h�lt seine Position am Institut. Seine grunds�tzliche Orientierung an der Wis-
senschaft bleibt bestehen. Als Gr�ndungsmotiv gibt der „entrepreneurial aca-
demic“ typischerweise an, er habe ein Interesse zu sehen, ob das, was er sich
ausgedacht hat, auch funktioniert. Ein anderes typisches Motiv ist die Freude
�ber ein (eigenes) Produkt oder �ber den eigenen erfolgreichen wissen-
schaftlichen Nachwuchs. Ein solches Interesse an der Verwirklichung von
Ideen hat Priorit�t gegen�ber �konomischen Gewinninteressen. In der Regel
ist die Grundlage f�r diesen „entrepreneurial academic“ eine lange wissen-
schaftliche Karriere, in der Netzwerke gekn�pft wurden. Die wissen-
schaftliche Erfahrung �ffnet dabei den Blick f�r Verwertungsthemen und
m�glicherweise einsetzbares Personal. Einem umfangreichen Engagement in
Ausgr�ndungen sind dabei Grenzen durch die akademische Praxis gesetzt,
durch die Auslastung am Lehrstuhl und durch die Fokussierung auf das Kern-
gesch�ft Lehre und Forschung.

Im Gegensatz dazu verl�sst der „academic entrepreneur“ das Wissenschafts-
system entweder komplett oder teilweise. Daf�r gibt er oder sie aber fast im-
mer eine wissenschaftliche Karriere auf. Die Ausgr�ndung erf�llt berufsbio-
graphisch eine andere Funktion. Die Beendigung der wissenschaftlichen Kar-
riere ist das wesentliche Gr�ndungsmotiv. Nachwuchswissenschaftler, die die
Seite wechseln, m�ssen eine klare Entscheidung f�r das Unternehmen treffen.
Eine parallele unternehmerische und wissenschaftliche T�tigkeit wird meist
als hinderlich und im Kern als unm�glich beschrieben. Die Anforderungen an
eine wissenschaftliche Karriere (Publikationen) und an den Unternehmenser-
folg (Produktentwicklung) lassen sich kaum miteinander vereinbaren. Die
Folge ist eine manchmal entt�uschte, oft aber bewusste Abgrenzung von der
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Summary

A difficult reel change

The aim of academic spin-offs is to
promote the transfer of knowledge
from science to industry. Unfor-
tunately, these expectations are of-
ten not fulfilled. This is due to the
lack of a strong professional role as
academic entrepreneur on the part
of the participants. New forms of
training are necessary in order to
facilitate the transition from re-
searcher to entrepreneur.



wissenschaftlichen T�tigkeit und dem Reputationssystem der Wissenschaft:
„So ein guter Wissenschaftler war ich eigentlich nie. Es ist nicht mehr in mir
drin, das heißt, es war doch die richtige Entscheidung, nicht zu habilitieren
und diesen Weg zu gehen“, �ußerte sich einer der interviewten Ausgr�nder.

Nachteile f�r die jeweilige wissenschaftliche oder unternehmerische Karriere
durch das Aufeinanderprallen der beiden Welten werden nur in Einzelf�llen in
den gef�hrten Interviews thematisiert. Berufsbiographisch heikel wird es of-
fenbar nur f�r den Typus, der aus einem Bezugssystem in das andere zur�ck-
wechseln m�chte oder muss, den unentschiedenen Typus. Dabei zeigt sich das
Problem prim�r in der Wissenschaft: im Fehlen der wissenschaftlichen Repu-
tation, die nicht durch andere Leistungen ersetzt werden kann. Wenn die un-
ternehmerische T�tigkeit scheitert, ist kaum mehr als eine mittlere Position in
der Wissenschaft zu erreichen.

Stabile Berufsrollen, die exklusiv wirken

Die (dauerhafte) Unvereinbarkeit der Anforderungen aus den beiden Syste-
men Wissenschaft und Wirtschaft f�hrt regelm�ßig zu der Einsicht, dass eine
Entscheidung getroffen werden muss. Vom jeweiligen Habitus h�ngt es dann
vor allem ab, ob jemand Wissenschaftler bleibt oder Unternehmer wird: „Im
Prinzip glaube ich, der Gr�nder ist nicht ein Forscher. Der Forscher muss in
jedem Bereich ins Detail gehen. Ich hatte nie Spaß, die letzte Messung bis zum
Umfallen perfekt sch�n zu machen“, beschreibt ein Ausgr�nder seine pro-
fessionelle Haltung. Aufschlussreich sind insbesondere Interviews, in denen
die Befragten zun�chst keinen Unterschied zwischen akademischen und unter-
nehmerischen T�tigkeiten machen, sp�ter dann aber doch differenzieren.
Hier zeigt sich, dass selbst dem Wunsch nach einer Verbindung von Wissen-
schaft und Unternehmertum f�r Ausgr�nder praktische Grenzen gesetzt sind:
„Ich gehe auch pragmatischer vor, also wo ich fr�her noch ausschweifender
gearbeitet h�tte und dann in die Bibliothek gegangen w�re, versuche ich das
jetzt kompakter zu erledigen, weil mir die Zeit einfach fehlt, und die be-
komm’ ich nicht bezahlt“, musste ein Ausgr�nder in seinem unternehmeri-
schen Alltag feststellen.

Ausgr�ndungsfreudige Institutsleiter sind von Beruf Wissenschaftler, das Re-
ferenzumfeld bleibt die Wissenschaft. Wirtschaftliche T�tigkeiten werden als
zus�tzliche betrachtet. Ausgr�nder verlassen die Wissenschaft in der Regel
komplett oder verharren in einem prek�ren, auf Dauer instabilen Status. In
beiden F�llen entwickelt sich nicht die neue Figur eines Wissenschaftsunter-
nehmers. Der m�sste n�mlich einen neuen, eigenen professionellen Habitus
entwickeln, eine Berufsrolle ausbilden. Dazu fehlen in der Wissenschaft bis-
her die Voraussetzungen.

Die Berufsrollen Wissenschaftler und Unternehmer sind stabil und wirken ex-
klusiv, weil sie der jeweils elementaren Funktion des Wissenschafts- bzw.
Wirtschaftssystems verpflichtet sind (Erkenntnis versus Gewinn) und sich
hieran ausrichten. Eine neue Berufsrolle des Wissenschaftsunternehmers ger�t
in Konkurrenz zu diesen etablierten Rollen und kann sich deshalb nur lang-
fristig etablieren. �berg�nge, in denen noch keine Entscheidung gef�llt
wurde, gelten als tempor�r und unsicher. Aktuell dominiert die wissenschafts-
politische Vorstellung, dass �ber die Bereitstellung von Informationen,
Know-how und Finanzierungsm�glichkeiten Anreize gegeben werden, um
verst�rkt Unternehmen zu gr�nden.

Die Vermutung liegt aber nahe, dass eine solche F�rderstrategie den berufs-
biographischen Bruch untersch�tzt, der mit einer Unternehmensgr�ndung
einhergeht. Angesichts der Berufsrollen, die �ber langwierige Sozialisations-
prozesse gebildet und verinnerlicht werden, wirken die �berwiegend tech-
nokratischen Instrumente der Ausgr�ndungsf�rderung (Geld, Information,
betriebswirtschaftliches Know-how, juristischer Beistand etc.) nicht stark ge-
nug. Zwar wird die Bedeutung von Sozialisationsprozessen erkannt, aber nur
in vagen Konzepten wie der F�rderung eines Gr�ndungsklimas oder dem Auf-
bau von Science Parks zur Verst�rkung des Austauschs bearbeitet. Diese So-
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Kurz gefasst

Wissenschaftsunternehmen sollen
den Transfer von Ergebnissen aus
der Wissenschaft in die Wirtschaft
beleben. Die universit�re und
außeruniversit�re Ausgr�ndungs-
bilanz ist aber wissenschaftspoli-
tisch unbefriedigend. Das h�ngt auf
der Akteursebene mit dem Fehlen
eines stabilen Berufs Wissen-
schaftsunternehmer zusammen.
Dieser m�sste neu ausgebildet wer-
den, um einen �bergang vom Wis-
senschaftler zum Unternehmer zu
erm�glichen.



zialisationsprozesse f�r den �bergang zum Beruf des Wissenschaftsunterneh-
mers m�ssten deshalb in der Ausbildung viel fr�her einsetzen, um eine
Chance zur Ausbildung eines professionellen Habitus zu erhalten. Sonst gilt,
was einer der Interviewten formulierte: „Ausgr�nder kann man nicht werden,
das ist man oder eben nicht!“
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Neuerscheinungen

Aus der WZB-Forschung

Kai Buchholz

Professionalisierung der wissenschaftlichen
Politikberatung?
Interaktions- und professionssoziologische
Perspektiven

Reihe „Science Studies“

Bielefeld: transcript 2008

ISBN 978-3-89942-936-7
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Die wachsende Zahl von Kommissionen, Beir�ten und
Beratern l�sst erkennen: Politik wird immer st�rker
von Beratung abh�ngig. Wissenschaftliche Politikbe-
ratung scheint da noch die seri�seste Form zu sein.
Doch sie hat ein Problem: Kaum jemand weiß, wie sie
funktioniert. Dieses Manko versucht die Studie zu be-
heben, indem der Autor entsprechende Beratungsbe-
ziehungen mittels professionssoziologischer Theorien
analysiert und das beratende Handeln als soziale Be-
ziehung fasst. Dadurch werden die grundlegenden
Probleme der wissenschaftlichen Politikberatung deut-
lich, die vor allem aus der Aufgabe entstehen, wissen-

schaftliches Wissen so auf die politischen Probleme
anzuwenden, dass die Beratung f�r die Politiker hilf-
reich ist. Es geht dabei also nicht nur um die Bereit-
stellung verl�sslichen Wissens; mit zu ber�cksichtigen
sind vielmehr auch die Verhaltensm�glichkeiten, die
f�r den Adressaten der Beratung gangbar sind. Die
Untersuchung zeigt, dass wissenschaftliche Beratung
professionalisierungsbed�rftig, aber kaum professio-
nalisiert ist. So fehlen beispielsweise Regeln guter
Praxis f�r die Beratung, eine kollegiale Kontrolle der
Beratungsleistungen, aber auch Einrichtungen zur
Ausbildung wissenschaftlicher Berater.

Markus W�rz

Erl�se – Kosten – Qualit�t: Macht die Krankenhaus-
tr�gerschaft einen Unterschied?
Eine vergleichende Untersuchung von Tr�gerunter-
schieden im akutstation�ren Sektor in Deutschland
und den Vereinigten Staaten von Amerika

Wiesbaden: VS Verlag f�r Sozialwissenschaften 2008

ISBN 978-3-531-16007-8
312 Seiten, E 34,90

Obwohl es in wenigen L�ndern so viele private Kran-
kenh�user gibt wie in Deutschland, hat sich die Wis-
senschaft hierzulande noch kaum mit der Thematik
besch�ftigt, wie sich private von �ffentlichen und frei-
gemeinn�tzigen Krankenh�usern in ihrem Organisa-
tionsverhalten unterscheiden. Im Zentrum dieser Ar-
beit steht der Vergleich von Kosten, Preisen/Erl�sen
und Leistungsqualit�t sowie die Frage, ob diesbez�g-
lich systematische Verhaltensunterschiede zwischen
den drei Krankenhaustypen auszumachen sind. Im ers-
ten Teil werden die genannten Krankenhaustr�ger-
arten einander zun�chst gegen�bergestellt und ihre
idealtypischen Merkmale herausgearbeitet. Der

zweite Teil wendet sich dann dem Tr�gerpluralismus
im US-amerikanischen Krankenhauswesen zu, da sich
der Großteil der Forschungsliteratur auf die dortigen
Verh�ltnisse bezieht. Dabei tritt hervor, dass in puncto
Kosten und Qualit�t keine oder nur geringe Unter-
schiede zwischen den Tr�gerarten bestehen, w�hrend
bei den Gewinnen die privaten H�user besser ab-
schneiden als andere. Im dritten Teil best�tigt eine ei-
gene empirische Untersuchung f�r Deutschland, dass
private Einrichtungen, die zu einem Verbund geh�ren,
f�r die gleiche Leistung h�here Erl�se erzielen als �f-
fentliche oder freigemeinn�tzige Krankenh�user.



F�r die Gesellschaft sterben?
Patientenverf�gungen: Streit um die Norm vom „richtigen“ Tod

Von Matthias Kamann

Wenn sich der Deutsche Bundestag in diesen Wochen einmal mehr mit Patien-
tenverf�gungen befasst, tritt ein Grundzug medizinethischer Debatten hervor:
Entscheidungen einzelner B�rger in ganz pers�nlichen Fragen werden so sehr
mit Bedeutungen befrachtet und mit angeblichen Gefahren f�r die Gesell-
schaft verbunden, dass es pl�tzlich legitim scheint, den Menschen Vor-
schriften f�r ihr Verhalten in existenziellen Ausnahmesituationen zu machen.
Im Streit um Patientenverf�gungen nehmen Politiker quer durch die Parteien,
vehement auch Kirchen und �rzteverb�nde einen Sonderfall in der Kom-
munikation zwischen �rzten und Patienten zum Anlass, um fundamentale
Fragen nach Leben und Tod sowie dem Verh�ltnis der Gesellschaft zu ihren
schw�chsten Mitgliedern zu er�rtern und zu regeln.

Konkret geht es um ein Kommunikationsproblem. Ein Patient ist bewusstlos
oder schwer dement und daher nicht in der Lage, jenes Grundrecht wahr-
zunehmen, das wir alle in Arztpraxen oder Kliniken haben. Wir k�nnen eine
�rztliche Behandlung ablehnen, ganz egal, ob dies gut oder schlecht f�r uns,
ob es vern�nftig oder unvern�nftig ist. Wenn wir Nein sagen, hat der Arzt den
Eingriff zu unterlassen, sonst macht er sich der K�rperverletzung schuldig.
Weil nun jene Kranken wegen ihrer Unf�higkeit, sich zu �ußern, dieses
Grundrecht nicht mehr wahrnehmen k�nnen, haben immer mehr Menschen
– in Deutschland nach Sch�tzungen knapp neun Millionen – eine kom-
munikative Hilfskonstruktion gew�hlt: Sie haben eine Patientenverf�gung
verfasst. Darin haben sie vorab festgelegt, mit welchen medizinischen Thera-
pien und lebenserhaltenden Maßnahmen, wie k�nstliche Ern�hrung, sie ein-
verstanden sind und mit welchen nicht.

Wenn dann schließlich der Behandlungsfall eintritt und der Patient sich nicht
mehr �ußern kann, sind diese Patientenverf�gungen zum Teil schon einige
Jahre alt, entsprechen also m�glicherweise nicht (mehr) der aktuellen Indika-
tion oder dem Stand der medizinischen Technik, vielleicht auch l�sst sich bei
Dementen eine neue Lebensfreude im Widerspruch zum verf�gten Behand-
lungsabbruch erkennen – kurz: Es kann zu all den Problemen kommen, die
bei einer zeitlich versetzten Ersatzkommunikation denkbar sind. Aufgabe der
mittlerweile drei im Bundestag eingebrachten Gesetzentw�rfe – fraktions-
�bergreifende Gruppenantr�ge einzelner Abgeordneter – w�re es daher, Si-
cherungen gegen die kommunikativen Unw�gbarkeiten jener Verf�gungen
einzubauen. Das Gesetz h�tte also zu regeln, wie der Arzt und der Betreuer
oder Bevollm�chtigte des Patienten die Verf�gung in der konkreten Situation
pr�fen m�ssen, welche Konsequenzen aus aktuellen Lebensregungen des Pa-
tienten zu ziehen sind, ob Angeh�rige oder Pfleger an der Interpretation der
Verf�gung zu beteiligen sind und wann diese Hermeneutik einem Gericht zu
�bertragen ist.

Auf diese Fragen konzentriert sich ein Gesetzentwurf, den der SPD-Abge-
ordnete Joachim St�nker mit einigen Kollegen der FDP, Gr�nen und Linken
verfasst hat. Doch diesem Entwurf schlug gerade wegen seiner Konzentration
auf die konkrete Problemstellung heftige Kritik von Union und manchen Gr�-
nen, von Kirchen, �rzteverb�nden und der Deutschen Hospiz-Stiftung entge-
gen. Von einem „Automatismus des Todes“ war die Rede, von der Ann�he-
rung an Sterbehilfe, von mangelndem Schutz des Patienten sowie des Lebens
an sich.

Auf große Zustimmung hingegen stieß bei Kirchen wie �rzten ein Entwurf
von Wolfgang Bosbach (CDU), Ren	 R�spel (SPD) und Katrin G�ring-
Eckardt (Gr�ne), die in ihrer Begr�ndung – noch bevor sie �berhaupt die kon-
kreten Probleme jener Verf�gungen ansprechen – erst einmal fordern: „Nie-
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Summary

Advance directives in Germany

The public debate about advance
directives in Germany illustrates
how the individual process of dying
is being placed into the grand
scheme of basic social issues. Con-
servative politicians, members of
the religious communities and me-
dical experts are using broad legal
provisions to try to strictly regulate
the process. The argument against
the binding character of an ad-
vance directive is based on an aver-
sion to individual self-determina-
tion and on the idea of a “good
death“ that is being generalized in
a restrictive law.



mals darf ein Menschenleben beendet werden, weil es anderen als sinnlos, le-
bensunwert oder unn�tz erscheint. Unertr�glich und von Anfang an zu be-
k�mpfen w�re das Aufkommen einer Erwartungshaltung gegen�ber gebrech-
lichen oder schwer kranken Menschen, durch Behandlungsverzicht der Ge-
sellschaft ab einem bestimmten Punkt nicht weiter zur Last zu fallen. Jeder
B�rger muss sich sicher sein k�nnen, bis zuletzt optimal behandelt zu werden.
Wo aber die �rztliche Kunst dem Tod nichts mehr entgegenzusetzen hat, tre-
ten an die Stelle lebensverl�ngernder Behandlung Sterbebegleitung, Schmerz-
linderung und soziale Einbettung des Sterbevorgangs.“ Ganz �hnlich heißt es
im dritten Entwurf von Wolfgang Z�ller (CSU), Hans Georg Faust (CDU) und
Herta D�ubler-Gmelin (SPD): Es sei bei diesem Thema „geboten, den W�n-
schen nach Zulassung der T�tung auf Verlangen (...) Einhalt zu gebieten und
zugleich die Bedeutung der palliativmedizinischen, palliativpflegerischen und
hospizlichen Versorgung hervorzuheben. (...) Es ist in diesem Zusammenhang
auch darauf zu achten, dass ein Klima vermieden wird, in dem die Gesell-
schaft auf schwerstkranke und sterbende Menschen Druck dahin gehend aus-
�bt, die Behandlung am Lebensende durch eine Patientenverf�gung zu be-
enden.“

Zwar ist es in Begr�ndungen von Gesetzentw�rfen �blich, Abgrenzungen ge-
gen�ber Themen vorzunehmen, an die man nicht r�hren will (hier etwa aktive
Sterbehilfe), oder zu erkl�ren, dass anderes keinesfalls vergessen werden d�rfe
(hier etwa die Betreuung von Sterbenden). Doch in diesem Fall ziehen die bei-
den letztgenannten Antr�ge aus dem Verweis auf jene anderen Aspekte deut-
lich weiter gehende Konsequenzen: Sie ver�ndern die Fragestellung. Sowohl
Bosbach, R�spel, G�ring-Eckardt als auch Z�ller, Faust, D�ubler-Gmelin
geht es nicht einfach mehr darum, wie man jenen Vorabverf�gungen �ber die
kommunikationslogischen Klippen der Zeitverz�gerung helfen kann. Viel-
mehr soll auch geregelt werden, ob und wann solche Verf�gungen �berhaupt
akzeptiert werden und wie dabei das Verh�ltnis zwischen Patient und Arzt
aussehen muss.

Der Patientenwille erh�lt hier einen deutlich anderen Status als in dem Fall,
wenn der Betroffene noch reden kann. W�hrend man da weder begr�ndungs-
pflichtig noch an Kriterien gebunden ist, sollen Vorabverf�gungen zum Be-
handlungsabbruch laut Bosbach et al. nur dann unmittelbar wirksam sein,
wenn sie nach intensiver �rztlicher Beratung verfasst und notariell beglaubigt
wurden und sich auf exakt die akut vorliegende Krankheit beziehen, die �ber-
dies eine unheilbare und t�dliche sein muss. Und w�rde der Behandlungsab-
bruch zum Tode f�hren, muss zudem stets das zust�ndige Vormundschaftsge-
richt entscheiden. Z�ller et al. wiederum verlangen eine gerichtliche �ber-
pr�fung bereits dann, wenn ein Arzt etwas anderes vorschl�gt, als der Patient
in seiner Verf�gung festgelegt hat. Der Arzt kann also die Umsetzung des Pa-
tientenwillens jederzeit stark verz�gern.

Um das Grundrecht der Selbstbestimmung solcherart einzuschr�nken,
braucht man gewichtige Gr�nde, muss man massive Bedrohungen anf�hren,
die �ber das Gemeinwesen hereinbrechen, falls der in der Patientenverf�gung
zum Ausdruck kommende Wille direkt umgesetzt w�rde. Das aber l�sst sich
nicht erkennen. So ist eine der zitierten Begr�ndungen – die Sorge um „Sterbe-
begleitung, Schmerzlinderung und soziale Einbettung des Sterbevorgangs“ –
in diesem Zusammenhang schlicht unlogisch. Denn die Befolgung des Patien-
tenwillens schließt die Sterbebegleitung nicht aus, sondern bedingt sie ge-
radezu. Damit der Patient beim Sterben �berhaupt begleitet werden kann,
muss das Sterben erst einmal beginnen, und das kann es nur, wenn die Be-
handlung abgelehnt, die Patientenverf�gung umgesetzt wurde. Sonst l�uft die
Magensonde weiter, und der Patient bleibt auf der Pflege- oder Intensiv-
station, wo es mit der „sozialen Einbettung“ so weit nicht her ist.

Auch die Sorge, dass Menschen zum vorzeitigen Tod per Patientenverf�gung
gedr�ngt werden k�nnten, erschließt sich nicht, denn dann m�sste man auch
jeden m�ndlich-aktuellen Patientenwunsch nach Behandlungsabbruch ge-
richtlich �berpr�fen lassen und an strenge Bedingungen kn�pfen. Ja, man
m�sste das vor allem bei den aktuellen m�ndlichen W�nschen wacher Patien-
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ten machen, da sie unmittelbar vorher vom maulenden Schwiegersohn be-
dr�ngt worden sein k�nnten, endlich Schluss zu machen, so dass sie dann die
Entfernung der Magensonde verlangen.

Hingegen kann beim �ußerungsunf�higen gar kein Druck mehr ausge�bt
werden, zumal die Verf�gung l�ngst vorliegt. Dass aber f�nf Jahre zuvor, als
der Text verfasst wurde, Schwiegers�hne in Scharen ihren Schwiegerm�ttern
die Stifte im Sinne gr�ßtm�glicher Lastenverminderung gef�hrt h�tten – will
man das glauben? Untersuchungen zur Verbreitung von Patientenverf�gun-
gen und zu den Motiven ihrer Verfasser haben jedenfalls ergeben, dass es sich
gerade nicht um leicht beeinflussbare Unwissende handelt. Vielmehr besitzen
ein solches Dokument vor allem jene, die sich intensiv mit ihrer Gesundheit
besch�ftigen und im Familien- oder Bekanntenkreis bereits Erfahrungen mit
dem Tod machen mussten. Abgelehnt dagegen wurde das Abfassen einer Pa-
tientenverf�gung �berwiegend von denen, die noch unter 50 Jahre alt waren,
�ber ein geringes Einkommen verf�gen, keine Bindung zu einer Partei haben
und sich wenig um ihre Gesundheit k�mmern. Angesichts dessen ist es aus-
gesprochen unplausibel, die Verbindlichkeit von Patientenverf�gungen mit
der Begr�ndung einzuschr�nken, schwache und uninformierte Menschen
k�nnten durch diese Dokumente auf eine Rutschbahn zum Tode geraten.

Dass es sich tats�chlich eher umgekehrt verh�lt, dass man es also mit einem
Pochen der Durchsetzungsf�higeren und Gebildeteren auf ihre Anspr�che zu
tun hat, belegen auch Studien zu einem radikaleren Verlangen nach Lebens-
beendigung, zum Wunsch nach aktiver Sterbehilfe in den Niederlanden und
nach Suizid-Assistenz f�r Sterbenskranke im US-Bundesstaat Oregon. Dort
sind es gerade nicht die m�glicherweise unter Erwartungsdruck Stehenden,
nicht die ganz Alten, Frauen, Migranten, Armen, Nichtversicherten, die rasch
sterben wollen bzw. sollen. Diese Gruppen sind stark unterrepr�sentiert, w�h-
rend in Oregon vor allem j�ngere weiße M�nner aus besseren Wohngegenden
ein �rztliches Rezept f�r ein t�dliches Medikament erhielten.

Dass somit Sterbehilfe und auch die Vorsorgestrategien per Patientenverf�-
gung nicht nach unten hin selektieren, zu den Armen und Ausgegrenzten, son-
dern nach oben zu den gebildeten Meistern der Selbstsorge, ist in Deutschland
wohl besonders schwer zu verstehen, weil in der NS-Zeit die „Euthanasie“
tats�chlich die Entrechteten traf. Aber geschichtliche Erfahrungen k�nnen
kein Grund f�r Denkfaulheit sein. Indes d�rfte Wolfgang van den Daele Recht
haben mit der Vermutung, dass sich konservativer Widerstand gegen die
Selbstbestimmung am Lebensende nicht nur geschichtlichen Pr�gungen ver-
dankt, sondern auch einer prinzipiellen moralischen Abwehr, einem Erschre-
cken vor der Verf�gung �ber das eigene Leben. Dieses Erschrecken kann man
in einer s�kular-pluralistischen Gesellschaft kaum offen formulieren, sondern
muss es in Missbrauchsszenarien kleiden, wie wenig evident diese auch sein
m�gen. Freilich d�rfte sich bez�glich mancher christlichen Argumentation sa-
gen lassen, dass in solchen Missbrauchsszenarien auch ein Teil jenes meta-
physischen Todeserschreckens mitschwingt, das einst an H�llendrohungen
andockte, heute aber wegen einer verblassenden Jenseits-Theologie in inner-
weltliche „Dammbruch“-Beschw�rungen �berwechselt.

Der Effekt ist derselbe: Das individuelle Sterben wird mit Bedeutungen aufge-
laden. Waren dies fr�her religi�se – Reue und Heilserwartung als Zeichen von
Gottes Gnadenkraft, Uneinsichtigkeit und H�ngen an irdischen G�tern als
�ußerungen des Teufels und seiner Gewalt –, so wird dem Sterben des Einzel-
nen heute innerweltliche Relevanz zugeschrieben. Es sollen sich daran die
F�rsorglichkeit der Gesellschaft gegen�ber ihren schw�chsten Mitgliedern
erweisen und die strikte Weigerung des Gemeinwesens, Einzelne auszusortie-
ren.

Eine solche Aufladung des individuellen Sterbeprozesses motiviert offensicht-
lich dazu, anl�sslich der kommunikativen Spezialprobleme von Vorabver-
f�gungen den Patientenwillen zur�ckzudr�ngen und bestimmte Sterbeideale
festzuschreiben: der gute Tod – nicht selbst verf�gt, daf�r „eingebettet“ – als
„w�rdiger Tod“, als Best�tigung f�r die Menschenfreundlichkeit der hinter-
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Kurz gefasst

Der Streit um Patientenver-
f�gungen in Deutschland veran-
schaulicht, wie von konservativer,
kirchlicher und �rztlicher Seite in-
dividuelle Sterbeprozesse mit ge-
sellschaftlicher Bedeutung aufge-
laden und strengen Reglementie-
rungsanspr�chen unterworfen
werden. Dahinter d�rften ein
grunds�tzlicher Vorbehalt gegen
die Selbstbestimmung am Lebens-
ende sowie Normen vom „guten
Tod“ stehen, die gesetzlich fest-
geschrieben werden sollen.



bliebenen Gesellschaft. Doch vermittelt der Satz des Arztes und Medizin-
historikers Sherwin B. Nuland: „Ich habe nur selten W�rde beim Sterben er-
lebt“ Grund zu der Annahme, dass es f�r solche gesellschaftlichen Selbst-
vergewisserungen bessere Anl�sse gibt als ausgerechnet Situationen, in denen
Menschen durch die Medizin nicht zu l�ngerem Leiden gezwungen werden
wollen.

Literatur

Margaret P. Battin, Agnes van der Heide et al., „Legal physician-assisted dying in Oregon and
the Netherlands: evidence concerning the impact on patients in ,vulnerable‘ groups“, in: Jour-
nal of Medicine Ethics, Vol. 33, 2007, S. 591–597

Wolfgang van den Daele, „Das Euthanasieverbot in liberalen Gesellschaften – aus sozio-
logischer Perspektive“, in: Caroline Y. Robertson-von Trotha (Hg.), Tod und Sterben in der Ge-
genwartsgesellschaft. Eine interdisziplin�re Auseinandersetzung, Baden-Baden: Nomos 2008,
S. 37–62

Frieder R. Lang, Gert G. Wagner, „Patientenverf�gungen in Deutschland: Bedingungen f�r ihre
Verbreitung und Gr�nde der Ablehnung“, in: Deutsche Medizinische Wochenschrift, Jg. 132,
2007, S. 2558–2562

WZB-Mitteilungen Heft 123 M�rz 2009 33WZB-Mitteilungen Heft 123 M�rz 2009 33

Neuerscheinungen

Aus der WZB-Forschung

Katharina Bluhm, Rudi Schmidt (Eds.)

Change in SMEs
Towards a New European Capitalism?

Basingstoke: Palgrave Macmillan 2008

ISBN 978-0-230-51589-5
303 Seiten, $ 90,00

In der Forschung �ber unterschiedliche Auspr�gungen
des Kapitalismus wurden bisher meist nur Großunter-
nehmen als treibende Kraft f�r institutionellen Wandel
und Globalisierungsprozesse wahrgenommen. Im Un-
terschied dazu gehen die Autoren dieses Bandes da-
von aus, dass ohne Ber�cksichtigung der Rolle kleiner
und mittelgroßer Unternehmen ein ad�quates Ver-
st�ndnis des europ�ischen Kapitalismus nicht m�glich
ist. Pr�sentiert werden Fallstudien aus verschiedenen
europ�ischen L�ndern, in denen untersucht wird, wie
sich strukturelle und institutionelle Ver�nderungen im
Zuge der Globalisierung auf die Corporate Gover-

nance, Managementkultur, Wettbewerbsstrategien
und industrielle Beziehungen in kleinen und mittel-
großen Unternehmen auswirken. Dabei werden drei
Schwerpunkte gesetzt: Ver�nderungen in der Finan-
zierung, den Eigentumsverh�ltnissen und im Unter-
nehmensmanagement; die Einbettung kleiner und
mittelgroßer Unternehmen in globalisierte Produk-
tionsnetzwerke; der Wandel der Arbeitsbeziehungen
in Unternehmen dieses Typs. Als Beitrag zur Diskus-
sion �ber „Varieties of Capitalism“ sind die Analysen
international vergleichend und interdisziplin�r ange-
legt.

Janet Merkel

Kreativquartiere
Urbane Milieus zwischen Inspiration und Prekarit�t

Berlin: edition sigma 2009

ISBN 978-3-89404-252-3
178 Seiten, E 16,90

In vielen St�dten werden neue Wachstumshoffnungen
heute an die Kultur- und Kreativwirtschaft gekn�pft.
Kreative in die Stadt zu ziehen und ihnen Entfaltungs-
m�glichkeiten zu bieten, gilt vielfach als probates Mit-
tel urbaner Entwicklung. Einig ist man sich dabei, dass
„kreative urbane Milieus“ – meist konzentriert auf
bestimmte Stadtquartiere – inspirierende Bedingun-
gen bieten. Aber was kennzeichnet solche Milieus ei-
gentlich? Wie entstehen sie? Welche Ressourcen be-
n�tigen die Kreativen, und welche nutzen sie tats�ch-
lich? Die Forschung hat diese Fragen bislang nur
unzureichend beantwortet. Das Buch zielt darauf ab,
eine pr�zise qualitative Beschreibung und systemati-

sche Analyse zu liefern. Am Beispiel eines �ber-
regional bekannt gewordenen „Kreativquartiers“ –
der Kastanienallee im Berliner Stadtteil Prenzlauer
Berg – schildert die Autorin detailliert, wie die sozia-
len Grundlagen sch�pferischer Produktion mit der
spezifischen Lebensweise kreativer Solo-Selbstst�n-
diger und einem konkreten Ort im st�dtischen Raum
verkn�pft sind. Die Untersuchung f�hrt zu konkreten
Empfehlungen, wie „Kreativquartiere“ von kom-
munaler Seite unterst�tzt werden k�nnen. Und sie
verweist auf die sozialen Gef�hrdungen der Kreativen,
die h�ufig am Rand der Prekarit�t operieren.



Tocqueville lebt
�ber die Demokratie in Amerika nach der Obama-Wahl

Von Jens Alber

Der Ausgang der j�ngsten amerikanischen Pr�sidentschaftswahlen hat viele
europ�ische Kritiker der USA wieder mit dem Land vers�hnt. Nicht nur un-
verbr�chliche Atlantiker wie die Journalisten des britischen „Economist“ sa-
hen sich zu „two cheers for American democracy“ veranlasst. Auch in Frank-
reich und Deutschland zeigten sich die Kommentatoren zutiefst von der ge-
lebten Demokratie des Landes beeindruckt.

In der Tat: Fast zwei Jahre lang war das Land vom Wahlkampf gekennzeich-
net, bereisten die Kandidaten Staat f�r Staat, um sich den W�hlern erst in pri-
maries, dann in der eigentlichen Wahl zu stellen, �bernahmen Hundert-
tausende freiwilliger Wahlhelfer Aufgaben. Millionen B�rger spendeten –
erstmals auch massenhaft �ber das Internet – kleinere Betr�ge. Knapp die
H�lfte der 742 Millionen Dollar f�r Barack Obamas Wahlkampf stammte aus
Kleinspenden von unter 200 Dollar. Kaum ein anderes Land der Welt setzt
seine Bewerber um das h�chste politische Amt einem so langen und harten
Ausleseprozess aus und gibt auch Nichtmitgliedern von Parteien ein derart
hohes Gewicht bei der Kandidatenk�r. Wie intensiv die B�rger zumindest in
eng umk�mpften battleground states angesprochen werden, hat j�ngst ein
Journalist der S�ddeutschen Zeitung berichtet, der f�r ein Wochenende als
Freiwilliger der Obama-Kampagne in Ohio mitwirkte. Dort hatte ein Heer
von Helfern den Auftrag, �ber das Wochenende 500.000 Haushalte anzu-
rufen und zur Wahl von Obama zu �berreden, um bei allen, die nicht ein-
deutige Ablehnung signalisierten, wenige Tage sp�ter mit einem weiteren An-
ruf nachzuhaken.

Das „Hoch“ auf die amerikanische Demokratie scheint also angebracht. Aber
das Bild ist sehr viel differenzierter, als es auf den ersten Blick erscheinen mag.
So blieb die Wahlbeteiligung auch bei dieser Wahl weit unter dem f�r Europa
typischen Niveau. Sie war auch nicht dramatisch h�her als bei der letzten
Wahl. Die verl�sslichste j�ngste Sch�tzung des United States Elections Project
kommt, bezogen auf die wahlberechtigte Bev�lkerung, auf 62,3 Prozent, ge-
gen�ber 60,7 Prozent bei der Wahl 2004. �berdies zeigt das nach Gruppen
unterscheidende Ergebnis der exit polls (Nachwahlbefragung), dass Obama
keineswegs, wie das oft zu lesen war, in der schwarzen Bev�lkerung �berpro-
portional hoch gewonnen hat. Die Afro-Amerikaner stimmen vielmehr seit je-
her zu rund 90 Prozent f�r den Pr�sidentschaftskandidaten der Demokraten.
Der Zuwachs f�r Obama war in dieser Gruppe prozentual schw�cher als im
Bev�lkerungsdurchschnitt. Der Abstand, der Schwarze und Weiße im Wahl-
verhalten trennt, ist allerdings etwas gr�ßer geworden. �berproportional hat
Obama vor allem in der Gruppe der jungen W�hler gewonnen.

Auch andere Elemente der Ergebnisse deuten nicht auf grundlegende Ver�n-
derungen hin. Die drei großen Spaltungen der amerikanischen Politik kamen
auch diesmal wieder zur Geltung: die Klassenspaltung zwischen Reichen und
Armen, die religi�se Spaltung zwischen tiefgl�ubigen Kirchg�ngern und Kir-
chenfernen sowie die Spaltung zwischen Weißen und Schwarzen. Am gr�ßten
ist der Graben, der Schwarze von Weißen trennt, �hnlich ins Gewicht fallen
der Klassenkonflikt und die religi�se Spaltung. Der Abstand zwischen B�r-
gern mit h�herer und einfacher Bildung blieb ebenso wie die regionale Spal-
tung im �blichen Rahmen, w�hrend Geschlechterdifferenzen einmal mehr
keine hervorgehobene Rolle spielten. Neu war bei dieser Wahl, dass erstmals
der Altersunterschied bzw. die Generationenspannung eine gr�ßere Bedeu-
tung hatte.

Obwohl die amerikanischen B�rger am 4. November zur Wahl gerufen wa-
ren, fand die eigentliche K�r des Pr�sidenten erst am 15. Dezember statt, als
die Mitglieder des Electoral College in ihren Heimatstaaten zur Wahl schrit-
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Toledo/Ohio (USA), November
1960: Wahlhelfer werten die abge-
gebenen Stimmzettel mithilfe von
Tabelliermaschinen aus. Bei der
Wahl setzte sich der 43-j�hrige
Kandidat der Demokraten, John F.
Kennedy, mit einem knappen Vor-
sprung gegen seinen republikani-
schen Gegner Richard Nixon durch.
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ten. Das Ergebnis dieser entscheidenden Wahl wird traditionell erst im Januar
bekanntgegeben. Dass die sogenannten Wahlm�nner im Einklang mit der
Mehrheit der W�hler entscheiden, ist keineswegs ausgemacht. Dies f�hrt uns
zur Er�rterung einiger Besonderheiten der amerikanischen Demokratie, die in
mancherlei Hinsicht bis heute in der Welt des 18. und fr�hen 19. Jahr-
hunderts, die eine Welt der b�rgerlichen Teildemokratien war, stehengeblie-
ben ist.

F�r Sozialwissenschaftler gelten die USA gerade auch deshalb als faszinie-
rendes Land, weil hier zwar die Modernisierungstheorie ihren Ursprung hat,
wonach alle L�nder der Welt einem �hnlichen Entwicklungsmuster folgen,
das Land selbst aber geradezu als lebendige Inkarnation der Widerlegung die-
ser Theorie hervorsticht. Die Vereinigten Staaten wurden im 18. Jahrhundert
„modern geboren“, denn weder Adel noch Amtskirche standen der neuen
Zeit im Weg. Ausgerechnet dieser Staat zeigt heute aber auch vormoderne
Z�ge. Das gilt nicht nur kulturell f�r den religi�sen Fundamentalismus, der
bis heute in bemerkenswert geringem Maße von der S�kularisierung ber�hrt
wird, sondern auch, was die staatlichen Institutionen betrifft. Diese �hneln
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Tabelle 1: Stimmen f�r Obama und fr�here Pr�sidentschaftsbewerber der Demo-
kraten in ausgew�hlten Gruppen in Prozent (in Klammern: Stimmenanteil in der jewei-
ligen Gruppe relativ zum Gesamtergebnis des Kandidaten)

Obama 2008 Kerry 2004 Gore 2000

Wahlbeteiligung 62.3 60.7 55.3

Stimmenanteil 52.9 48.1 48.3

Hautfarbe

Weiß 43 (0.81) 41 (0.85) 42 (0.87)

Schwarz 95 (1.80) 88 (1.83) 90 (1.86)

Differenz 52 47 48

Einkommen

Unter 15.000 $ 73 (1.38) 63 (1.31) 57 (1.18)

�ber 100.000 $ 49 (0.93) 41 (0.85) 43 (0.89)

Differenz 24 22 14

Kirchgangfrequenz

Mehr als w�chentlich 43 (0.81) 35 (0.73) 36 (0.75)

Nie 67 (1.27) 62 (1.29) 61 (1.26)

Differenz 24 27 25

Alter

Unter 30 66 (1.25) 54 (1.12) 48 (0.99)

�ber 65 45 (0.85) 47 (0.98) 50 (1.04)

Differenz 21 7 2

Geschlecht

M�nner 49 (0.93) 44 (0.91) 42 (0.87)

Frauen 56 (1.06) 51 (1.06) 54 (1.12)

Differenz 7 7 12

Bildung

High School 52 (0.98) 47 (0.98) 48 (0.99)

Postgraduate 58 (1.10) 55 (1.14) 52 (1.08)

Differenz 6 8 4

Region

S�den 45 (0.85) 42 (0.87) 43 (0.89)

Nordosten 59 (1.12) 56 (1.16) 56 (1.16)

Differenz 14 14 13

Quellen: United States Election Project; Statistical Abstract of the United States; CNN
Exit polls; eigene Berechnungen.

Lesebeispiel: Obamas Stimmenanteil
unter den Schwarzen war mit 95 Pro-
zent um 1,80-mal h�her als sein Ge-
samtergebnis von 52,9 Prozent. Hinge-
gen �bertraf Gores Wahlergebnis bei
den Schwarzen sein Gesamtergebnis
um den Faktor 1,86.
Die politische Spaltung zwischen Ar-
men und Reichen war mit einer Diffe-
renz von 24 Prozentpunkten bei der
Obama-Wahl ebenso tief wie die Kluft
zwischen Kirchg�ngern und Kirchen-
fernen, aber wesentlich geringer als der
Abstand, der Schwarze von Weißen
(52 Punkte) trennt.



nach wie vor st�rker der Welt, in der sich europ�ische Intellektuelle wie John
Stuart Mill oder Alexis de Tocqueville den Kopf dar�ber zerbrachen, wie der
Mitbestimmung der Massen und der gef�rchteten „Tyrannei der Mehrheit“
zu entkommen sei, als der inklusiven und freiheitlichen Massendemokratie
von heute, wie sie in Europa nach dem Zweiten Weltkrieg den Siegeszug ange-
treten hat.

Das Fortbestehen der indirekten Pr�sidentenwahl durch das Electoral College
ist ein Relikt aus der grauen Vorzeit des 18. Jahrhunderts, das weitreichende
Konsequenzen hat. Viele Amerikaner waren �berrascht, als sie im Jahr 2000
durch den Bundesrichter Antonin Scalia und durch das Mehrheitsvotum des
Obersten Gerichts im Streitfall Bush gegen Gore �ber die Stimmenausz�hlung
in Florida erfahren mussten, dass die Verfassung der Vereinigten Staaten ein
allgemeines Wahlrecht f�r die Pr�sidentenwahl nicht vorsieht, sondern es den
einzelnen Bundesstaaten �berl�sst, wie sie ihre Wahlm�nner bestimmen wol-
len. Deshalb konnte die republikanische Parlamentsmehrheit des Staates Flo-
rida im Jahr 2000 auch ank�ndigen, die Wahlm�nner des Staates f�r die Pr�-
sidentenwahl selbst zu benennen, falls das amtliche Wahlergebnis nicht un-
umstritten bis zum 12. Dezember vorliegen w�rde.

Dass Pr�sidentschaftskandidaten im Wahlm�nnergremium obsiegen k�nnen,
obwohl sie in der allgemeinen Wahl nur die Minderheit der Stimmen er-
hielten, ist die bekannteste, aber nicht einmal die wichtigste Konsequenz der
verstaubten indirekten Wahl des Pr�sidenten. Viermal ist dieser Fall in der
amerikanischen Geschichte bisher aufgetreten, zuletzt im Jahr 2000. Damals
erhielt Gore mit 48,3 Prozent der Stimmen �ber eine halbe Million mehr
Stimmen als Bush, unterlag aber dennoch mit 266 gegen�ber 271 Stimmen im
Electoral College. �hnliches war 1824, 1876 und 1888 geschehen.

Noch gravierender als die Umkehr des W�hlervotums sind wohl zwei weitere
Folgen der indirekten Wahl durch das Electoral College. Die erste ist, dass es,
genau genommen, gar keine allgemeine bzw. nationale Wahl des Pr�sidenten
gibt, sondern nur getrennte Wahlen in den Einzelstaaten. Die jeweilige Zahl
der Wahlm�nnerstimmen bestimmt sich aus der Summe ihrer Sitze im Repr�-
sentantenhaus, die im Prinzip der Bev�lkerungsgr�ße folgt, und den zwei Se-
nats-Sitzen pro Bundesstaat, unabh�ngig von dessen Bev�lkerungszahl. Dar-
aus ergibt sich eine deutliche Bevorzugung der kleinen Staaten des l�ndlichen
Amerika (und damit auch der in diesem „roten Teil“ Amerikas dominanten
Republikaner). Im bev�lkerungsreichsten Staat der USA, Kalifornien,
repr�sentiert eine Wahlm�nnerstimme 664.000 Einwohner, w�hrend im be-
v�lkerungs�rmsten Staat, Wyoming, 174.000 Einwohner f�r eine Wahlm�n-
nerstimme reichen. Die kleinen Staaten kommen also sehr viel st�rker zur
Geltung als die großen; dies hat seinen historischen Ursprung im Interesse der
S�dstaaten, in Fragen der Sklaverei nicht �berstimmt werden zu k�nnen.

Schwerwiegender als die Verzerrung der Repr�sentation ist die mit der Mehr-
heitswahl zusammenh�ngende Tatsache, dass der Wahlkampf in Staaten mit
klaren Mehrheitsverh�ltnissen de facto oft gar nicht stattfindet, weil alle
Wahlm�nnerstimmen in der Regel dem Sieger zufallen und die Kandidaten
deshalb darauf verzichten, aufw�ndige Anzeigen oder Fernsehsendungen in
Staaten zu schalten, die mit großer Wahrscheinlichkeit der Gegner gewinnt.
In der Wahl von 2000 verzichteten Bush und Gore zum Beispiel auf einen Me-
dieneinsatz in New York, Texas, Connecticut, Massachusetts und New Jersey.
Sie konzentrierten sich ganz auf eng umk�mpfte Schaupl�tze wie Ohio, Penn-
sylvania oder Florida, wo der Ausgang bei hoher Zahl der Wahlm�nner-
stimmen (�ber 20) ungewiss war. Das hatte zur Folge, dass ein Spezialthema
wie die Frage der Finanzierung von Arzneimitteln durch die Rentner-
krankenversicherung Medicare pl�tzlich zum dominanten Thema des Wahl-
kampfs hochgespielt wurde, weil der Anteil �lterer W�hler in battleground
states wie Florida hoch ist.

In den Einzelstaaten ist manchmal die H�lfte der Wahlkreise gar nicht um-
k�mpft. Das h�ngt mit den hohen Kosten der Wahlk�mpfe ebenso zusammen
wie mit dem gerrymandering, der geschickten Ziehung von Wahlkreisgrenzen
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Summary

Weaknesses of American
democracy

Barack Obama’s election victory
confirmed the vitality of democracy
in the United States. Yet there are
also some peculiar weaknesses of
American democracy, which U.S.
political scientists have recurrently
drawn attention to and which this
article points out in order to pro-
mote a balanced assessment.
Weaknesses include the indirect
election of the President through
the Electoral College, the concomi-
tant concentration of political cam-
paigns on battleground states and
their peculiar concerns, the highly
unequal distribution of electoral
participation, and the disenfran-
chisement of felons which leaves a
sizeable part of the male black
population without a political
voice.



im Sinne der Vorteilssicherung f�r die eigene Partei. Die Amtsinhaber er-
freuen sich dabei einer hohen Wiederwahlquote, die bei den Kongresswahlen
seit dem Zweiten Weltkrieg �ber 90 Prozent liegt. Insofern kann es fast schon
wieder �berraschen, dass immerhin doch ann�hernd zwei Drittel der Ame-
rikaner bei den j�ngsten Pr�sidentschaftswahlen den Weg zu den Wahlurnen
fanden.

Die mit den hohen Wahlkampfkosten verbundene Bevorzugung der Amtsin-
haber und wohlhabenden B�rger veranlasste im vergangenen Jahr selbst den
an sich nicht zur USA-Kritik neigenden britischen „Economist“ dazu, mit
Hinweis auf Politikerfamilien wie die Bushs, Kennedys, Rockefellers oder
Roosevelts vor einer Tendenz der politischen Dynastiebildung zu warnen und
in seltener �bereinstimmung mit dem Satiriker Michael Moore unter anderen
auf den Fall von Rodney Frelinghuysen aus New Jersey zu verweisen, der nun
schon in der sechsten Generation seiner Familie im Kongress sitzt.

Eine weitere Besonderheit der amerikanischen Demokratie liegt im Entzug
des Wahlrechts f�r Strafgefangene. Manche Bundesstaaten versagen den soge-
nannten felons, die sich schwerer Straftaten schuldig gemacht haben, auf die
Gef�ngnisstrafen von �ber einem Jahr stehen, sogar lebensl�nglich das Wahl-
recht. Wie viele Amerikaner davon betroffen sind, ist wegen der großen Va-
riationsbreite einzelstaatlicher Regelungen nicht genau zu beziffern. Die nied-
rigste Sch�tzung in der h�ufig genutzten Datenbank des Wahlforschers Mi-
chael McDonald, die sich nur auf aktuell Inhaftierte bezieht, setzt f�r das Jahr
2008 die Zahl von 3,3 Millionen politisch entm�ndigter Menschen an, die
American Civil Liberties Union geht von �ber f�nf Millionen aus, entspre-

Zwei Jahrhunderte Tradition. Nicht nur das historisierende Outfit der Ehrenformation bei der Amtseinf�hrung des 44. Pr�sidenten erinnert an die lange Geschichte der amerikanischen Demo-
kratie. Das Wahlsystem selbst enth�lt manches Element, das die gleichberechtigte Teilhabe der W�hler an der Wahlentscheidung beeintr�chtigen kann. [Foto: Polaris/laif]



chend 2,4 Prozent der Wahlbev�lkerung. Die Gefangenenpopulation der USA
ist seit 1980 vor allem wegen der Versch�rfung der Drogenstrafen ex-
ponentiell gewachsen, so dass heute �ber zwei Millionen Amerikaner im Ge-
f�ngnis sitzen und insgesamt sieben Millionen unter der Aufsicht der Justiz-
beh�rden (einschließlich Bew�hrungsstrafen bzw. Haftverschonungsauf-
lagen) stehen. Die Gesamtzahl aktueller und ehemaliger felons wird auf �ber
16 Millionen gesch�tzt, was 7,5 Prozent der erwachsenen Bev�lkerung ent-
spricht. Unter schwarzen M�nnern liegt dieser Anteil sogar bei einem Drittel.
Da Afro-Amerikaner traditionell zu etwa 90 Prozent f�r die Demokraten
w�hlen, wird deutlich, dass vor allem die schwarze Bev�lkerung sowie die
Demokratische Partei von der politischen Entrechtung Straff�lliger betroffen
sind.

Derartige Schw�chen und Besonderheiten der amerikanischen Demokratie
sind im Lande selbst sp�testens seit dem hauchd�nnen und umstrittenen Aus-
gang des Pr�sidentschaftswahlkampfs von 2000 immer wieder Thema �ffent-
licher Diskussion. Als der ehemalige Pr�sident Jimmy Carter, dessen Carter
Center immer wieder weltweit Wahlbeobachtungsaufgaben �bernimmt, in
einer Radiosendung des Jahres 2004 gefragt wurde, ob seine Gruppe auch die
Beobachtung der amerikanischen Wahlen �bernehmen w�rde, antwortete er:
„No. We wouldn’t think of it.“ Als Begr�ndung f�hrte er an, dass in den USA
gleich mehrere Kriterien fairer Wahlen nicht erf�llt seien, n�mlich der freie
Zugang der Kandidaten zu Radio und Fernsehen, die unabh�ngige �ber-
wachung der Wahlen durch �berparteiliche Gremien, die nationale Standardi-
sierung der Prozeduren und die technische M�glichkeit der �berpr�fung der
Stimmausz�hlung.

Die American Political Science Association setzte im Jahr 2004 eine Task
Force on Inequality and American Democracy ein, um Gef�hrdungen der
amerikanischen Demokratie durch zunehmende �konomische Ungleichheit
und die damit zusammenh�ngende Ungleichheit politischer Beteiligung unter
die Lupe zu nehmen. Der abschließende Bericht verwies darauf, dass in den
h�heren Einkommensschichten 90 Prozent, in den unteren aber nur die H�lfte
der B�rger zur Wahl gingen und dass die besser Situierten von vielf�ltigen Be-
einflussungsm�glichkeiten �ber den bloßen Wahlakt hinaus profitierten.
Empfohlen wurden deshalb Reformen, die eine breitere politische Teilnahme
f�rdern.

Auf Einladung der USA entsandte auch die Organisation f�r Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) im Jahr 2004 erstmals eine Beobachter-
gruppe in die USA, um den Pr�sidentschaftswahlkampf zu �berwachen. Ihr
Bericht bescheinigte zwar, dass die USA den 1990 in Kopenhagen fixierten
Kriterien demokratischer Wahlen gen�gen, empfahl aber auch, die Verfahren
zur Ziehung der Wahlkreisgrenzen zu �berpr�fen und f�r eine m�glichst
breite Wahlberechtigung aller B�rger Sorge zu tragen. Mit �hnlichem Resul-
tat endete die erneute Beobachtungsmission im j�ngsten Pr�sidentschafts-
wahlkampf. Hier honorierte der am 6. November 2004 ver�ffentlichte Be-
richt den demokratischen Charakter der Wahl, die leicht erh�hte Wahl-
beteiligung sowie die gr�ßere Verbreitung der Abstimmung mit Stimmzetteln,
monierte aber die lokale Vielfalt der Wahlverfahren ebenso wie die immer
noch h�ufige Benutzung elektronischer Abstimmungsverfahren ohne M�g-
lichkeit der Nachpr�fung.

Die amerikanische Demokratie ist also nicht makellos, und es hieße schon,
zumindest auf einem Auge politisch blind zu sein, wollte man die Schw�chen
und durchaus vorhandenen plutokratischen Elemente leugnen. Trotz alledem
sind die USA bis heute das Land geblieben, in dem der Gedanke der Freiheit
und der allgemeinen Menschenrechte erstmals verbrieft wurde und in dem die
Demokratie bis heute ununterbrochen Bestand hatte. Der Declaration of In-
dependence verdanken wir den großartigen Gedanken unver�ußerlicher Men-
schenrechte in Gestalt der Formulierung „We hold these truths to be self-evi-
dent, that all men are created equal, that they are endowed by their Creator
with certain unalienable rights, that among these are life, liberty and the pur-
suit of happiness.“ Der Wehrhaftigkeit der amerikanischen Demokratie ver-
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Kurz gefasst

Die Wahl Barack Obamas zum Pr�-
sidenten zeigt, wie vital die Demo-
kratie in den USA ist. Dennoch
zeichnet sie sich durch einige
Schw�chen aus, die im Wahlsystem
und den gewachsenen, teilweise
von Staat zu Staat unterschiedli-
chen Traditionen und Politiken be-
gr�ndet sind. Dazu z�hlen die in-
direkte Wahl des Pr�sidenten durch
das Electoral College, die Konzen-
tration der Wahlk�mpfe auf we-
nige, hart umk�mpfte Staaten und
damit auf deren Sonderinteressen,
und der weitgehende Ausschluss
von Straff�lligen (felons) vom
Wahlrecht, was vor allem die
m�nnliche schwarze Bev�lkerung
trifft.



dankt Europa, dass es weder im Faschismus noch im Bolschewismus versank,
sondern zumindest im westlichen Teil Jahrzehnte der Freiheit und des Wohl-
stands erlebte. Heute sieht auch kaum ein Land so h�ufig den Aufstieg relativ
unbekannter Außenseiter in h�chste politische �mter an Parteioligarchien
vorbei wie die USA, m�ge das nun in den 1970er Jahren f�r Carter, in den
1990ern f�r Clinton oder jetzt f�r Barack Obama gelten. Diese große Offen-
heit f�r Außenseiter und Erneuerer ist die Kehrseite der Schw�che von Ge-
werkschaften und politischen Parteien im Lande.

Die �berlagerung st�ndischer, �konomischer und politischer Ungleichheit,
die europ�ische Gesellschaften w�hrend des „langen 19. Jahrhunderts“ kenn-
zeichnete, war Amerika von Beginn an fremd. Nirgends liest man das bis
heute besser als in Werner Sombarts Schrift „Warum gibt es in den Ver-
einigten Staaten keinen Sozialismus?“ aus dem Jahre 1906.

Heute allerdings sind die USA durch eine sehr viel st�rkere �berlagerung von
�konomischer und politischer Ungleichheit gekennzeichnet, als wir sie in Eu-
ropa finden. So darf man auch nach den j�ngsten Wahlen gespannt sein, wie
lange die politische Modernisierung des Landes noch auf sich warten l�sst
und wann die amerikanischen Staatsb�rger wohl das Recht auf eine all-
gemeine demokratische Wahl ihres Pr�sidenten erlangen werden. Den „two
cheers“ f�r die Demokratie in Amerika darf man getrost deren drei f�r die
Demokratie in Europa hinzuf�gen, die sich durch h�here und gleicher ver-
teilte Wahlbeteiligung, �ffentliche Finanzierungsformen der Wahlk�mpfe und
damit zusammenh�ngend auch fl�chendeckend intensive Wahlk�mpfe aus-
zeichnet.
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Die politische Gestaltung der Zuwanderung und der
Integration von Zugewanderten war lange Zeit ein
Hort nationaler Souver�nit�t. Im Zuge der wachsen-
den wirtschaftlichen und politischen Integration Euro-
pas haben die Nationalstaaten jedoch auch im Be-
reich der Zuwanderungspolitik hoheitliche Aufgaben
partiell an die EU abgegeben und damit den Weg frei
f�r supranationale Regelungen gemacht. Aber trotz
zunehmender Angleichung verl�uft die Integration
von Zuwanderern in Europa heute keineswegs nach
einem einheitlichen Schema; zum einen weichen die
nationalen Politiken zur Regelung der Einwanderung
und Integration immer noch betr�chtlich voneinander

ab, zum anderen unterscheiden sich die erzielten In-
tegrationserfolge etwa im Hinblick auf den Arbeits-
markt deutlich. Diese gewandelten Kontexte von Mi-
grationspolitik und Integrationsprozessen in Europa
werden in dem Band thematisiert. Die Beitr�ge im ers-
ten Teil besch�ftigen sich mit dem Spannungsverh�lt-
nis zwischen europ�ischen Harmonisierungsbem�hun-
gen und nationalen Gestaltungsanspr�chen, das die
Migrationspolitik derzeit bestimmt. Im zweiten Teil
wird ein vielfacettiges Bild sozialer Integrations-
prozesse in Deutschland und anderen EU-Staaten ge-
zeichnet.
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„Es wird an den Grundfesten ger�ttelt“
Ulrich J�rgens �ber Autokrise und Innovationspotenziale deutscher Autobauer

Die Automobilindustrie ist hart von der Rezession
getroffen. Gleichzeitig stellt sich die Frage der
Umweltkosten der Automobilit�t immer dringlicher.
Viel wird von der Innovationsf�higkeit der Branche
abh�ngen. Von den fossilen Brennstoffen weg-
zukommen ist aber ein langwieriges und teures
Unterfangen, f�r das die Firmen schwierige Ent-
scheidungen treffen m�ssen. �ber die aktuelle Situa-
tion und die Zukunftsperspektiven der Automobil-
industrie sprach Wiebke Peters mit Ulrich J�rgens,
Leiter der WZB-Forschungsgruppe Wissen, Produk-
tionssysteme und Arbeit.

Frage: Weltweit ist der Autoabsatz drama-
tisch eingebrochen. Hat die Autoindustrie
Vergleichbares schon einmal erlebt?

Ulrich J�rgens: Die Autoindustrie ist eine klas-
sische zyklische Industrie, die immer wieder
starke Krisen erlebt. Allerdings ist dieser rasche
Einbruch, wie er derzeit stattfindet, ungew�hn-
lich, vergleichbar vielleicht mit 1929, dem Jahr
der Weltwirtschaftskrise, und den beiden �l-
preisschocks von 1974 und Anfang der 1980er
Jahre. Ein Abschwung war allerdings ohnehin
f�llig, denn die Automobilindustrie hatte einen
enorm langen Wachstumsboom hinter sich. Be-
stimmte Eigenschaften machen diese Krise den-
noch einzigartig: Der enorme Anstieg des �l-
preises – verst�rkt durch die Weltwirtschafts-
krise – hat dazu gef�hrt, dass Politiker und
Verbraucher jetzt umdenken. Es wird nun in-
tensiv nach Wegen gesucht, wie wir die Ab-
h�ngigkeit vom �l reduzieren und Emissionen
senken k�nnen.

Was an der globalen Krise ist entscheidend
f�r den sinkenden Absatz von Autos?

Einen Autokauf �ber einen Kredit zu finan-
zieren – heute die �bliche Praxis – ist riskant
geworden. Autos sind weniger Konsum-,
sondern eher Investitionsg�ter: �ber die
H�lfte der verkauften Automobile geht an
institutionelle K�ufer wie Mietwagenfirmen
oder �ffentliche Einrichtungen. G�nstige
Kredite von Firmen mit Autobanken m�ssen
auf den Kapitalm�rkten refinanziert werden.
Das wird �blicherweise �ber Anleihen ge-
macht, die aber sind sehr teuer geworden.

Nicht nur bei K�ufern in der EU, auch in
China ist die Nachfrage gesunken. Wie
schwer wiegt der Wegbruch dieses Marktes?

Die chinesische Nachfrage ist wichtig f�r die
deutschen Unternehmen, sie hat in den letz-
ten Jahren erheblich zum Gewinn beigetra-

gen. Insofern schmerzen die Einbr�che. Sie
waren bisher aber weniger tiefgreifend als in
den USA, und die Wachstumsdynamik in
China ist weiter vorhanden. Da bin ich also
f�r die Zukunft durchaus optimistisch.

Sind viele Probleme der Autobauer nicht
auch hausgemacht? Hat nicht gerade die
deutsche Autoindustrie vers�umt, rechtzeitig
spritsparende Autos zu entwickeln?

Sie hat es bestimmt nicht vers�umt, rechtzeitig
innovative Modelle zu entwickeln. Ende der
1980er und Anfang der 1990er Jahre spielten
die deutschen Autobauer eine Vorreiterrolle
bei der Entwicklung �kologischer Produkt-
konzepte wie dem 3-Liter-Auto. Diese wurden
aber von den Konsumenten nicht hinreichend
angenommen und auch von den Unternehmen
nicht konsequent vermarktet. Der Trend ging
in den 1990er Jahren zu großen, PS-starken
Autos. Die deutsche Autoindustrie stand An-
fang der 1990er aufgrund der Krise mit dem
R�cken zur Wand und musste reagieren, denn
die Amerikaner waren mit solchen Modellen
erfolgreich. Die Anreize waren im �brigen
stark politisch strukturiert; in den USA galten
lange Zeit beispielsweise sehr „lasche“ Abgas-
vorgaben f�r diese Gruppe von Fahrzeugen.

Dort ist inzwischen der Smart ein Renner ...

Genau. Der Smart ist allerdings erst im letzten
Jahr wirklich erfolgreich geworden, insbe-
sondere auch in den USA, nachdem er dort erst
sehr sp�t eingef�hrt wurde. Richtig ist, dass
die deutschen Autobauer den Trend zu �kolo-
gisch besseren Antrieben, wie dem Hybrid-
Fahrzeug oder dem Start-Stopp-System, bei
dem sich der Motor beim Stillstand des Fahr-
zeugs automatisch ausschaltet, zu sp�t erkannt
haben. Man hat die Entwicklung in diesem Be-
reich nicht vorangetrieben, weil das Geld letzt-
lich mit gr�ßeren Fahrzeugen sehr gut verdient
wurde. Danach konnte man auch nicht so
schnell umsteigen, denn die Entwicklung al-
ternativer Technologien dauert l�nger als von
den Unternehmen oft erwartet. Dabei ist das
Innovationspotenzial in Deutschland beson-
ders groß, auch beim Hybridantrieb. Die Ri-
siken sind es allerdings ebenso: Vom �l weg-
zukommen geht auf unterschiedlichen, aber
stets investitionsintensiven Wegen. Kein Her-
steller wird alles allein machen k�nnen.

K�nnen Sie kurz skizzieren, wie diese Wege
aussehen?
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Erstens hat sich die Motorentechnik weiter-
entwickelt. Es gibt M�glichkeiten, Kraftstoff
zu sparen, bei gleichzeitiger Erh�hung der
Leistung. Zweitens k�nnen Hersteller sich
f�r Kraftstoff-Beimischungen aus Ethanol
oder Methanol entscheiden. Bio-Kraftstoffe
der ersten Generation werden noch aus Raps,
Mais und anderen Rohstoffen in Nahrungs-
mittelqualit�t hergestellt. Kraftstoffe der
zweiten Generation k�nnen aus Abfall – zum
Beispiel Bruchholz – erzeugt werden, sind
aber investitionsintensiver. Drittens k�nnte
man auf den elektronischen Hybrid-Antrieb
setzen – das Know-how ist da. Hybrid-Was-
serstoff, als letzte M�glichkeit, ist wichtig als
Alternative, f�r die es in Deutschland neue
Kompetenzen braucht. Alle Wege sind um-
w�lzend und mit Risiken behaftet. F�r jeden
Hersteller stellt sich die Frage: Ist dies der
beste Weg – oder doch ein anderer? Und: Was
will �berhaupt der Kunde?

Wohin auch immer die Reise f�r die deut-
schen Autobauer geht – wird es 2009 zum
Stellenabbau kommen?

In Deutschland sind sich Arbeitgeber und Ge-
werkschaften einig, den Besch�ftigungspakt
zu halten – jedenfalls solange das jeweilige
Unternehmen �berlebt. In Deutschland ist
ohnehin viel Flexibilit�t eingebaut, zum Bei-
spiel mit dem Zeitkontensystem. Man kann
eine ganze Menge aushalten. Nat�rlich ist die
Bedrohung stark; im Moment sieht es ganz
danach aus, dass die rezessive Phase �ber
mehrere Jahre anhalten wird. An Spekulatio-
nen �ber den Verlauf der Krise beteilige ich
mich aber nicht, das halte ich f�r Kaffeesatz-
leserei. Klar ist: Es wird an den Grundfesten
ger�ttelt.

Wird es nach der Krise weltweit weniger
Autokonzerne geben?

Ja, vor allem wird es den Zulieferern an den
Kragen gehen. Die Krise kam unerwartet, ist
heftig und wird noch lange dauern. Deswe-
gen muss in der Politik die Bereitschaft da
sein, die kommenden Entwicklungen indus-
triepolitisch zu begleiten.

Meinen Sie damit konkrete Rettungspl�ne
wie im Fall Opel?

Nein, die sind grunds�tzlich sicherlich sinn-
voll, aber nicht als Blankoscheck. F�r be-
sonders wichtig halte ich beispielsweise neue
Steuerklassifikationen: Wenn Autos mit ho-
hen Emissionen steuerlich deutlich schlechter
dastehen als solche mit einer �kologischeren
Antriebsart, werden Kunden und Industrie
sich entsprechend umstellen. Auch Initiativen
wie „Better Place“ k�nnten gef�rdert wer-
den. Diese will �berall auf der Welt Infra-
struktur f�r Elektroautos bereitstellen; die
Idee ist, dass man im Netzwerk ein billigeres
Auto bekommt, daf�r mehr f�r den Ver-
brauch zahlen muss. Erste Anwendungen gibt
es bereits, zum Beispiel in Israel. Hier w�n-
sche ich mir eine lebhaftere Debatte der Ent-
scheidungstr�ger in Automobilindustrie und
Politik.

In jeder Krise liegt eine Chance, heißt es.
Worin k�nnte die Chance f�r die deutsche
Autobranche bestehen?

Einen Trend sehe ich eindeutig: Unternehmen
aus Europa und Asien bekommen Absatz-
chancen auf dem gr�ßten Automarkt der
Welt, den USA, denn die alteingesessenen
Riesen brechen zusammen. Hier bieten sich
Gelegenheiten f�r kleine deutsche Unter-
nehmen, die in neue Fahrzeugkategorien mit
innovativen Konzepten investieren. Das wird
allerdings kein Selbstl�ufer; ein Konzept ist
noch keine Realisierung.
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Die deutsche Unternehmensmitbestimmung stellt ein
wichtiges Element „guter“ Corporate Governance dar.
Globalisierung und steigender Kapitalmarktdruck ha-
ben die Rahmenbedingungen der Mitbestimmung je-
doch ver�ndert. Die Mitbestimmungssysteme m�ssen
sich darauf einstellen und entsprechend weiterentwi-
ckeln. Die Schl�sselrolle hierf�r wird von den Autoren
nicht in der Abkehr von den �bergreifenden Struk-
turen gesehen, sondern in der Verbesserung der Pro-
zesse der Corporate Governance. Ziel des Buchs ist es,
die „black box“ der Aufsichtsratsarbeit zu �ffnen und
die Prozesse der Information, Kommunikation und
Wissensmobilisierung im System der Unternehmens-
mitbestimmung zu untersuchen, um ein besseres Ver-

st�ndnis f�r die inneren Arbeitsstrukturen zu gewin-
nen, die die Qualit�t der Arbeit im Aufsichtsrat beein-
flussen. Die Studie basiert auf einer repr�sentativen
Umfrage, die im Jahr 2006 unter Arbeitnehmervertre-
tern in deutschen Aufsichtsr�ten durchgef�hrt wurde.
Die Ergebnisse zeigen, dass die Kompetenzbildung im
Aufsichtsrat neben geeigneten Strukturen umsichtig
gestaltete Prozesse – Versorgung mit Informationen,
offene Kommunikation, Konsensfindung – voraus-
setzt, um die vorhandenen Potenziale der Aufsichts-
ratsmitglieder f�r gute Unternehmensentscheidungen
zu mobilisieren und den wachsenden Anforderungen
an die Aufsichtsratsarbeit gerecht zu werden.



Realistische Pessimisten
Deutsche sind mit vielen Lebensumst�nden unzufriedener als ihre Nachbarn

Von Roland Habich und Heinz-Herbert Noll

Die Deutschen sind mit ihrer pers�nlichen Lebens-
situation, aber auch mit vielen �ffentlichen Berei-
chen wie der Rente oder dem Bildungssystem un-
zufriedener als ihre europ�ischen Nachbarn. Bei der
Lebensqualit�t der B�rger hat Deutschland seinen
Spitzenplatz innerhalb Europas l�ngst eingeb�ßt.
Das best�tigt der Datenreport 2008. Aber nicht alle
Lebensbereiche werden schlecht beurteilt. So schnei-
den zum Beispiel die Wohnverh�ltnisse im Vergleich
mit anderen europ�ischen L�ndern gut ab. Zufrieden
sind die Deutschen auch mit der �ffentlichen Sicher-
heit.

Wie steht es um Deutschland? Wie haben sich
Einkommen und Armut entwickelt? Wie be-
urteilen die B�rger selbst ihre Lebenssitua-
tion? Sind sie zufrieden mit der Demokratie
oder der sozialen Sicherung? F�r die Bewer-
tung von Wohlstand und Lebensqualit�t ist
der Vergleich mit den europ�ischen Nach-
barn ein wichtiger, wenn nicht sogar der
wichtigste Maßstab geworden. Die Ergeb-
nisse aus dem aktuellen Datenreport 2008
verdeutlichen erneut, was sich schon seit eini-
gen Jahren abzeichnet: Deutschland geh�rt –
was die Lebensqualit�t seiner B�rger angeht
– in vielen Bereichen nicht mehr zur euro-
p�ischen Spitzengruppe. Diese wird heute
nahezu durchg�ngig von den L�ndern im
Norden und Nordwesten Europas gebildet.
Betrachtet man allein die objektiven Lebens-
bedingungen, im Wesentlichen erfasst durch
die amtliche Statistik, liegt Deutschland
meist auf dem Niveau des EU-15-Durch-
schnitts. Geht es aber um das subjektive
Wohlbefinden der B�rger, f�llt Deutschland
vielfach unter den Durchschnitt aller EU-
Mitgliedsl�nder.

Die Wirtschaftskraft, gemessen am Bruttoin-
landsprodukt je Einwohner, gilt nach wie vor
als ein zentraler Indikator zur Beschreibung
des Wohlstands einer Gesellschaft. Darauf
bezogen, erreichte Deutschland im Jahr 2007
mit gut 112 Prozent einen Platz im vorderen
Mittelfeld aller EU-L�nder (= 100 Prozent).
Auch bei der Beteiligung am Erwerbsleben
liegt Deutschland mit knapp 68 Prozent
leicht �ber dem Durchschnitt. Schwach f�llt
dagegen im Vergleich der Anstieg in diesem
Bereich aus: Deutschland erreichte zwar zu-
letzt ein Plus von 0,6 Prozent und damit den
h�chsten Wachstumswert seit 2000. Im Ver-
gleich zu den europ�ischen Nachbarn bildet
Deutschland damit allerdings das Schluss-
licht aller EU-L�nder. Verbessert haben sich

die Besch�ftigungschancen �lterer Menschen.
Hier nimmt Deutschland inzwischen Platz
zehn im EU-Ranking ein. Die entsprechende
Erwerbsquote stieg von 38 Prozent im Jahr
2000 auf beachtliche 52 Prozent im Jahr
2007.

Ungeachtet dieser Entwicklung bleibt die Er-
werbslosigkeit – und hier insbesondere die
Langzeiterwerbslosigkeit – weiterhin eine
zentrale Herausforderung in Europa. In der
EU ist inzwischen fast jeder zweite Erwerbs-
lose l�nger als ein Jahr ohne Arbeit. Die
Langzeiterwerbslosenquote in Deutschland
ist die dritth�chste in Europa, schlechter ist
die Lage nur noch in Polen und in der Slowa-
kei.

Deutschland schneidet aber nicht in allen er-
fassten Lebensbereichen schlecht ab. So sind
etwa die Bruttojahresverdienste in Deutsch-
land vergleichsweise hoch und werden nur in
Luxemburg und dem Vereinigten K�nigreich
�bertroffen, wenn man nach der Kaufkraft
misst. Anders sieht die Situation aus, wenn
man die Einkommen nach der Zahl und dem
Alter der Haushaltsmitglieder gewichtet.
Hier erreicht Deutschland lediglich Rang
zehn und damit ein Niveau unter dem Durch-
schnitt der EU-15 L�nder. Auch in den EU-
Staaten, die man insgesamt als wohlhabend
bezeichnen kann, gibt es Armut und soziale
Ausgrenzung. Im Durchschnitt der EU-25
gelten 16 Prozent und somit fast 80 Millio-
nen Europ�er als armutsgef�hrdet. Dabei lie-
gen die Quoten zwischen 23 Prozent (Lett-
land) und 10 Prozent (Niederlande, Tschechi-
sche Republik); in Deutschland betr�gt sie
rund 13 Prozent.

Die Bewertung der objektiven Lebensverh�lt-
nisse durch die B�rger spiegelt aber nicht im-
mer die tats�chlichen Bedingungen wider.
Hier spielen subjektive Anspr�che, Erwar-
tungen, auch Vergleiche mit anderen eine
Rolle. Am zufriedensten mit ihrem Lebens-
standard sind die Schweden und D�nen, ge-
folgt von den Menschen in den Benelux-L�n-
dern, Irland und dem Vereinigten K�nigreich.
Nur leicht unter diesem Niveau liegen die an-
deren West- und S�deurop�er. Das Ende der
Rangliste bilden Lettland, Litauen und Bul-
garien. Deutschland liegt hier im europ�-
ischen Durchschnitt.
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Dieser Artikel beruht auf zwei Kapiteln
(16.1 „Deutschland in der Europ�ischen
Union“ von Johanna Mischke und 16.2
„Lebensbedingungen und Wohlbefin-
den in Europa“ von J�rg Dittmann und
Angelika Scheuer) des aktuellen Daten-
reports, mit herausgegeben von Roland
Habich und Heinz-Herbert Noll.
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Bei der Zufriedenheit mit dem Leben ins-
gesamt erreicht Deutschland noch einen rela-
tiv guten Platz im Mittelfeld. Deutlich
schlechter beurteilen die Deutschen jedoch,
wie sich ihre pers�nliche Situation heute im
Vergleich zu der vor f�nf Jahren entwickelt
hat und wie sie sich in den kommenden f�nf
Jahren entwickeln wird: So glauben nur 25
Prozent der Deutschen, dass es ihnen heute
besser geht als vor f�nf Jahren. Im Vergleich
der EU-L�nder f�llt diese Bewertung nur in
Portugal, Bulgarien und Ungarn noch
schlechter aus. Und dass ihre Situation in
f�nf Jahren besser sein wird als heute, glau-
ben auch nur 30 Prozent der Deutschen. Da-
mit sehen sie pessimistischer in die Zukunft
als fast alle anderen Europ�er (siehe Ab-
bildung).

Trotz der positiven Entwicklung, die in den
vergangenen Jahren in Deutschland vor allem
auf dem Arbeitsmarkt zu beobachten war,
wird dieser zentrale Lebensbereich in fast
allen EU-Staaten, aber insbesondere in
Deutschland zwiesp�ltig wahrgenommen
und bewertet. Auf der einen Seite ist die
große Mehrheit der Europ�er, n�mlich neun
von zehn Befragten in West- und acht von
zehn Befragten in Osteuropa, zuversichtlich,
dass ihr Arbeitsplatz sicher ist. Auf der an-
deren Seite werden die eigenen Arbeits-
marktchancen zum Teil ausgesprochen nega-
tiv gesehen. Die Chance, bei Arbeitsplatz-
verlust mindestens wieder eine gleichwertige
Stelle zu finden, wird in den skandinavischen
L�ndern, den baltischen Staaten sowie Groß-
britannien und Irland am g�nstigsten einge-
sch�tzt. Die mit Abstand geringsten Arbeits-
marktchancen sehen die Deutschen, gefolgt
von den Ungarn, den Griechen und den Por-
tugiesen.

Auch die �ffentlichen Institutionen und deren
Leistungen bewerten die Deutschen im euro-
p�ischen Vergleich als eher mittelm�ßig, teil-
weise sogar als ausgesprochen schlecht. Sehr
schlechte Noten geben die Bundesb�rger ih-
rem Bildungssystem mit einem durchschnitt-
lichen Wert von 4,3 auf einer Skala von 0
(�ußerst schlecht) bis 10 (�ußerst gut). Im
Vergleich von 21 europ�ischen L�ndern f�llt
diese Bewertung nur in Portugal noch
schlechter aus. Besonders kritisch wird in
Deutschland zudem die Sicherheit der Renten
beurteilt: Lediglich 26 Prozent der Deutschen
waren 2006 zuversichtlich, dass ihre Renten
sicher seien. In keinem anderen Mitglieds-
land der EU – einschließlich der osteurop�-
ischen L�nder – f�llt dieser Wert so niedrig
aus wie hierzulande. Deutschland ist damit
weit von L�ndern wie D�nemark, Irland, den

Niederlanden und �sterreich entfernt, wo je-
weils mehr als zwei Drittel der Bev�lkerung
optimistisch sind, dass ihre Rente sicher ist.
Dagegen sind die Deutschen zum Beispiel mit
ihrer Wohnsituation vergleichsweise zu-
frieden. Gut schneidet im europ�ischen Ver-
gleich auch die �ffentliche Sicherheit im Ur-
teil der B�rger ab.

Lassen nun diese Schlaglichter Aussagen je-
ner Art zu, die Deutschen seien generell Pessi-
misten und w�rden im europ�ischen Ver-
gleich auf hohem Niveau jammern? Die Ant-
wort lautet Nein. Die Befunde deuten
vielmehr darauf hin, dass die B�rger die
privaten und �ffentlichen Lebensbereiche
durchaus differenziert wahrnehmen und vor
dem Hintergrund ihrer Anspr�che und Er-
wartungen, aber insbesondere auch der Ent-
wicklung der vergangenen Jahre bewerten.
Insofern erscheint die tendenziell kritische
und im Hinblick auf die zuk�nftige Entwick-
lung von Wohlstand und Lebensqualit�t eher
pessimistische Beurteilung der Situation
durchaus realistisch.
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Summary

Life quality in Germany

Germans are more dissatisfied than
their European neighbors when it
comes to their personal situation
and a number of general aspects of
societal life, like the pension and
education systems. As for the ob-
jective life quality, Germany no
longer holds a top position among
the European countries. But poor
grades are not given to the whole
range of life areas. Germans are
generally satisfied with their hous-
ing conditions and public security.

Aus der aktuellen Forschung



Koloniale Politik
Am 18. und 19. September 2008 fand im WZB das
XII. deutsch-franz�sisches Sozialhistorikerkolloquium
�ber „Koloniale Politik und Praktiken Deutschlands
und Frankreichs 1880–1962“ unter der Leitung von
Alain Chatriot (CNRS) und Dieter Gosewinkel (WZB)
statt. Es wurde erm�glicht durch die Unterst�tzung
der DFG und der Fondation Maison des Sciences de
l’Homme.

Die Kolonialgeschichte ist trotz ihrer schein-
baren Abgeschlossenheit ein kontrovers dis-
kutiertes Thema von ungebrochener Brisanz
und Aktualit�t. In ihrer Einf�hrung betonten
Gosewinkel und Chatriot, dass die kolonia-
len Vergangenheiten Frankreichs und
Deutschlands Unterschiede aufwiesen und
sich die Frage nach den Ursachen von Ab-
weichungen und Gemeinsamkeiten stelle.
Diese sei durch den Mangel an komparativen
Ans�tzen bislang weitgehend unbeantwortet
geblieben. W�hrend die franz�sische Kolo-
nialgeschichtsschreibung insbesondere zu Al-
gerien mit aktuellen politischen Debatten
verkn�pft war, wurde das Thema im deut-
schen Kontext weniger intensiv diskutiert.
Hier r�ckte der Bezug der kolonialen Er-
fahrung zum Holocaust in den Vordergrund.
Sowohl der Austausch zwischen diesen natio-
nalen Forschungstraditionen als auch die
Vertiefung der komparativen Perspektive
standen im Zentrum der Tagung.

Vier Fragenkomplexe waren zentral: erstens
die Beziehungen zwischen Metropole und Pe-
ripherie innerhalb der Kolonialreiche, zwei-
tens Identit�tsbildungsprozesse, drittens Ge-
walt und Herrschaft sowie viertens Vergleich,
Transfer und Verflechtung.

Das Verh�ltnis von Metropole und Peripherie
wurde in mehreren Beitr�gen problematisiert
– zun�chst auf Personen bezogen. Nathalie
Rezzi (CRHIA, Nantes) diskutierte die
Handlungsmotivationen franz�sischer Gou-
verneure in Afrika vor dem Hintergrund der
�ffentlichen Meinung �ber die Kolonialver-
waltung in der Metropole. Choukri Hmed
(IRISES, Paris) und Fran
oise de Barros (Pa-
ris VIII) beschrieben anhand ihrer For-
schungen die Zirkulation von Beamten zwi-
schen metropolitanen und peripheren Ver-
waltungspositionen.

Auch �bertragungen von Praktiken aus dem
kolonialen Raum in die Metropole wurden
thematisiert. Sylvie Thenault (CNRS, Paris)
vertrat die These, dass in der algerischen In-
ternierungspraxis eine spezifische Form des
Rassismus zum Ausdruck kam, die auch die
franz�sische Immigrationspolitik im letzten
Drittel des 20. Jahrhunderts pr�gte.

Armin Owzar (University of California, San
Diego) fragte nach den Auswirkungen des
kolonial gepr�gten, anti-islamischen Diskur-
ses auf gesellschaftlich relevante Wahr-
nehmungsmuster gegen�ber Muslimen in
Deutschland. Nicolas Patin (Paris X und
LMU M�nchen) widmete sich dem Ph�no-
men des Kolonial-Revisionismus in der Wei-
marer Republik und beschrieb eine Radikali-
sierung der Kolonial-Diskurse nach dem Ver-
lust der �berseegebiete. Heinrich Hartmann
(FU Berlin) analysierte die Probleme, die sich
aus der Konstruktion des milit�rmedizini-
schen Konzepts der Tropentauglichkeit erga-
ben.

Die Frage, ob man die historischen Akteure
in Kolonisierte und Kolonialherren unter-
teilen k�nne, wurde auf der Konferenz be-
sonders diskutiert. Jakob Zollmann (Buka-
rest) wies in diesem Zusammenhang auf die
Konflikte zwischen europ�ischen Verwaltern
und Siedlern in Deutsch-S�dwestafrika hin.

Dass die franz�sisierten Eliten in Algerien
eine �hnliche Zwischenposition einnahmen,
arbeitete Philipp Zessin (EUI Florenz) am
Beispiel der muslimischen Journalisten her-
aus. Joel Glasman (Universit�t Leipzig und
Paris VII) zeigte die Kontinuit�t der Polizis-
ten-Rekrutierung im �bergang von der deut-
schen zur franz�sischen Verwaltung Togos.

Das Problem des Zugangs zur Erfahrung der
kolonialen Untertanen besch�ftigte die Teil-
nehmer nur am Rande. Einzig Marie Rodets
(SEDET, Paris) Referat �ber die wider-
spr�chliche Gleichzeitigkeit unterschied-
licher Rechtssysteme im franz�sischen Sudan
zielte im engeren Sinn darauf ab.

Mouloud Haddad (EHESS, Paris) beschrieb
die Auswirkungen der Privilegierung be-
stimmter Teile der algerischen Bev�lkerung,
welche die franz�sische Verwaltung als
Nachkommen nordafrikanischer Urchristen
betrachtete. In seiner Untersuchung der kolo-
nialen Herrschaft in Deutsch-Ostafrika pos-
tulierte Franck Raimbault (CEMAf, Paris)
deren Verbindung zur postkolonialen Natio-
nalisierung.

Eine andere Form der Identit�tsproduktion
beschrieb Judith Blume (Universit�t T�-
bingen) in ihrer Analyse des Ph�nomens
der Liebig-Fleischextrakt-Sammelbilder. Sie
schilderte die Aneignung kolonialer Situa-
tionen und Praktiken auf einer „nationalen
B�hne“. Patrick Fridenson (EHESS, Paris)
fragte ebenfalls nach der Bedeutung sich
wandelnder Mechanismen der Selbst- und
Fremdwahrnehmung im Kontext �kono-
mischer Globalisierung.
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Das Thema Gewalt wird als zentrale Eigen-
schaft des Kolonialismus angesehen. Diese
Annahme hinterfragte Stephan Malinowski
(FRIAS, Freiburg), der in Bezug auf den Alge-
rienkrieg die Ambivalenz von Gewaltaus-
�bung und �berredung betonte, indem er die
Versuche beschrieb, die algerische Bev�lke-
rung durch Modernisierungsmaßnahmen in
einem „Modernisierungskrieg“ f�r das kolo-
niale Projekt zu gewinnen.

W�hrend Thenault �hnlichkeiten zwischen
kolonialer Herrschaftspraxis und der des An-
cien R	gime sah, wurde umgekehrt die These
vom deutschen kolonialen Sonderweg und
von einer Kontinuit�t zwischen der Gewalt-
aus�bung in den deutschen Kolonien und
dem Holocaust insbesondere von Jonas
Kreienbaum (Humboldt-Universit�t zu Ber-
lin) verworfen.

Emmanuelle Sibeud (Paris VIII) schlug
schließlich vor, die Herrschaftspraxis als Kri-
terium f�r eine Typologie kolonialer R�ume
heranzuziehen. In eine �hnliche Richtung ar-
gumentierte auch Andreas Eckert (Hum-
boldt-Universit�t zu Berlin), der die jewei-
ligen Mittel der Einflussnahme als geeignete
Indikatoren f�r die Differenzierung von Ent-
wicklungspolitik und Kolonialpolitik be-
zeichnete. Inwiefern ein direkter Vergleich
zwischen deutschen und franz�sischen Kolo-
nialpraktiken und -politiken sinnvoll sei,
blieb umstritten. Auf der Ebene des deutsch-
franz�sischen Vergleichs �berwog hingegen
die Betonung der Gemeinsamkeiten.

S	verine Antigone Marin (Universit	 Stras-
bourg) beschrieb die Suche nach der besten
kolonialen Agrarpolitik als innereurop�i-
schen Wettbewerb, wobei auch die USA eine
bedeutende Rolle spielten, von denen die Eu-
rop�er sich einerseits abgrenzten, die an-
dererseits aber auch als Vorbild dienten.
Auch Marcel Boldorf (LMU M�nchen) unter-
suchte Verflechtungen franz�sischer Kolo-
nialressourcen f�r eine teilweise gest�rkte
Verhandlungsposition Vichys gegen�ber dem
Deutschen Reich. Urban Vahsen (Universit�t
K�ln) gab in seinem Referat �ber die EWG-
Afrikapolitik um 1960 keine eindeutige Ant-
wort auf die Frage, ob diese europ�ische Poli-
tik (noch) kolonial gepr�gt war oder ob es
nach 1945 zu einem klaren Bruch und zu
einer a-kolonialen Europ�isierung kam. Der
Kolonialismus wurde weitgehend unum-
stritten als gemeinsames europ�isches Ph�no-
men verstanden.

Das Kolloquium bot im Rahmen einer kon-
struktiven und produktiven Atmosph�re Ein-
blicke in aktuelle Schwerpunkte und Ent-
wicklungen innerhalb der sozialgeschichtli-
chen Kolonialismusforschung. Es regte einen

lebhaften inhaltlichen und methodischen
Austausch zwischen deutschen und franz�si-
schen Forschern an und verdeutlichte, wie ge-
winnbringend solche Transfers sein k�nnen.

Frank Bauer, Benno Gammerl, Dieter Gosewinkel

Grenzen der Besteuerung
Am 5. und 6. Dezember 2008 wurde unter der wis-
senschaftlichen Leitung von Kai A. Konrad (WZB-Ab-
teilung „Marktprozesse und Steuerung“) der Ex-
pertenworkshop „Frontiers of Taxation“ im WZB ver-
anstaltet.

Eine kleine, international besetzte Gruppe
von �konomen er�rterte im Rahmen von
zehn Vortr�gen die neuesten Forschungser-
kenntnisse und Herausforderungen der natio-
nalen Steuerpolitik im Kontext der interna-
tionalen Integration und mehrstufiger Re-
gierungssysteme. Es wurden spiel- und
wirtschaftstheoretische Arbeiten, Erkennt-
nisse aus Experimenten sowie quantitativ
empirische Analysen vorgestellt. Zwei Vor-
tr�ge seien hervorgehoben:

William T. Harbaugh (University of Oregon)
pr�sentierte eine Arbeit auf Basis von funk-
tioneller Magnetresonanzbildgebung im Ge-
hirn. Untersucht wurde, welche Hirnareale
der Probanden aktiviert werden, wenn diese
Zahlungen erhielten und leisteten. Die Au-
toren leiteten folgende Hauptergebnisse ab:
Durch den Erhalt von Geldzahlungen, die
M�glichkeit, Zahlungen zu beeinflussen, und
das Beobachten von �berweisungen an wohl-
t�tige Einrichtungen werden �hnliche Be-
reiche im Gehirn aktiviert. Die Probanden
zeigten auch dann Zufriedenheit, wenn sie
selbst an wohlt�tige Einrichtungen �ber-
weisungen t�tigen mussten. Bei freiwilliger
�berweisung war die gemessene Zufrieden-
heit besonders hoch; dies spricht daf�r, dass
wohlt�tige Zahlungen einen sogenannten
„warm glow of giving“ bei den Zahlenden
ausl�sen.

Jenny Ligthart (Tilburg University, University
of Groningen und CESifo) pr�sentierte eine
�konometrische Arbeit auf Basis eines Daten-
satzes des niederl�ndischen Finanzministe-
riums. Der Datensatz umfasste eine Gruppe
von 81 L�ndern, die in den Jahren 1992 bis
2005 mindestens einmal den Informations-
gesuchen des niederl�ndischen Fiskus im Zu-
sammenhang der Einkommensteuererhebung
nachgekommen waren. Mit Hilfe dieses Da-
tensatzes untersuchte Ligthart (zusammen
mit Johannes Voget, University of Tilburg),
welche Faktoren die L�nder dazu bewegen,
Anfragen der niederl�ndischen Steuerbeh�r-
den zu beantworten. Die Ergebnisse zeigen,
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dass die Bereitschaft zur �bermittlung von
Informationen einem „Gegenseitigkeits-
prinzip“ unterliegt: L�nder, die Infor-
mationen von niederl�ndischer Seite be-
kommen, liefern diese auch im Gegenzug.
Weitere Faktoren, die zu mehr Ausk�nften
f�hren, sind h�here Einkommensteuers�tze,
geographische N�he und eine gemeinsame
Sprache.

Die zitierten Vortr�ge sowie alle weiteren
Beitr�ge der Tagung stehen elektronisch auf
der Konferenzhomepage zur Verf�gung:
http://www.wzb.eu/mp/conf/taxation08/de-
fault.en.htm

Elisabeth Asche und Salmai Qari

Wer spendet warum?
Rund 100 Vertreter aus Wissenschaft und Politik so-
wie von Fundraising- und Nonprofit-Organisationen
besuchten am 13. Oktober im WZB die Tagung „Mo-
tive, gesellschaftliche Rahmenbedingungen und Ein-
flussfaktoren auf das Spendenverhalten“. Sie wurde
gemeinsam vom WZB und dem Deutschen Zentral-
institut f�r soziale Fragen (DZI) organisiert. Pr�sen-
tiert wurden Ergebnisse aus unterschiedlichen Pro-
jekten und Fachdisziplinen aus Deutschland, �ster-
reich und der Schweiz. Neben der Entwicklung der
nationalen und internationalen Spendensituation
standen Erkenntnisse zu Motiven und weiteren Ein-
flussfaktoren auf das Spendenverhalten im Mittel-
punkt der Tagung.

Das Thema Spenden erfreut sich in unter-
schiedlichen Zusammenh�ngen zunehmender
Aufmerksamkeit. Neben der �ffentlichen
Kritik an der nicht sachgem�ßen Verwen-
dung von Spendenmitteln in einigen Spenden
sammelnden Organisationen haben neue Ge-
setze die Rahmenbedingungen f�r das Spen-
den ver�ndert.

�bereinstimmend stellten die Konferenzteil-
nehmer fest, dass Spenden weiterhin ein
wichtiges Instrument moderner Gesell-
schaften sind und eine spezifische Form des
Engagements der B�rger darstellen, das aber
durchaus Ver�nderungen unterworfen ist.
Um das Spendenverhalten ad�quat erfassen

zu k�nnen, ist neben einer interdisziplin�ren
Herangehensweise ein guter Mix von quan-
titativen und qualitativen Untersuchungs-
methoden erforderlich.

Auf der quantitativen Seite �berzeugen be-
sonders die Daten der Einkommensteuer-
statistik des Statistischen Bundesamtes und
der Gesellschaft f�r Konsumforschung
(GfK), die mit der Methode des Ver-
braucherpanels und ihrem Marktforschungs-
instrument Charity*Scope seit 2004 kontinu-
ierlich das Spendengeschehen erfassen. Die so
ermittelten aktuellen Angaben best�tigen bis-
herige Untersuchungen darin, dass sich das
Spendenverhalten von M�nnern und Frauen
kaum unterscheidet, aber stark vom Alter ab-
h�ngt. �ber die H�lfte der Geldspenden
kommt von �ber 60-j�hrigen Personen. W�h-
rend Besserverdienende mehr spenden, ist der
Spendenanteil am Einkommen bei Personen
mit niedrigem Einkommen h�her. Gesell-
schaftlich relevant sind auch jene Ergebnisse,
die zeigen, dass Spenden f�r Bereiche wie die
Kultur unverzichtbar geworden sind und das
Engagement der B�rger hier den Anteil der
staatlichen Mittel �bertrifft. Eine Reihe von
soziologischen Analysen mit unterschied-
lichen Datens�tzen verweist auf die Vielzahl
der Bestimmungsfaktoren, von denen das
Spendenverhalten abh�ngt. Die Wirkung von
gesetzlich geregelten Steuerersparnissen
wurde deshalb als eher gering eingesch�tzt.
Hingegen konnte gezeigt werden, dass Spen-
denmotive in verschiedenen sozialen Grup-
pen sehr unterschiedlich wirken. Das heißt:
Frauen und M�nner, Personen unterschied-
lichen Alters, unterschiedlicher Bildung und
unterschiedlichen Familienstands sind nicht
mit den gleichen Argumenten zum Spenden
zu bewegen. Dies best�tigen sowohl qualita-
tive und zum Teil psychologische Unter-
suchungen als auch die in �sterreich und der
Schweiz gemachten Erfahrungen.

Das DZI dokumentiert die Tagungsbeitr�ge
in der Schriftenreihe „Soziale Arbeit SPE-
ZIAL“. Die Ver�ffentlichung ist f�r das erste
Quartal 2009 vorgesehen.

Eckhard Priller
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Nachlese
Das WZB im Dialog: Podien, Medien und Begegnungen

Im WZB tut sich viel: �ffentlich durch Publikationen, Vortr�ge
und Diskussionen, auf wissenschaftlichen Fachkonferenzen
und in kleinen Workshops, durch pers�nlichen Austausch.
WZB-Forscher und -Forscherinnen bringen auf vielf�ltige
Weise ihre Expertise ein, in Berlin und weit dar�ber hinaus.
Andere reagieren auf Artikel und Diskussionsbeitr�ge, wider-
sprechen, stimmen zu oder fragen weiter. Einige Begegnungen
und das Echo darauf lassen wir Revue passieren.

Bettler-Herrscher

Albert Funk, Politik-Redakteur beim Berliner Tagesspiegel,
widmete sich w�hrend seines Fellowship am WZB Anfang
2008 vor allem der Geschichte des deutschen F�deralismus.
Er war Teilnehmer des von der VolkswagenStiftung ge-
f�rderten Programms „Journalist in Residence“. Nun ist sein
Buch „F�deralismus in Deutschland. Von den Anf�ngen bis
heute“ erschienen (herausgegeben vom Bundesrat, 295 Sei-
ten). Das Buch reicht bis in die aktuelle Debatte �ber die F�-
deralismusreform II hinein. Manche Frage, die dabei gestellt
wird, hat Theoretiker und Politiker schon vor Jahrhunderten
besch�ftigt. Die eigentliche Geburtsstunde des deutschen F�-
deralismus datiert Funk auf den Wormser Reichstag 1495.
Mit der dort beschlossenen Reichsreform wurde die lang an-
dauernde Reichskrise �berwunden, die Kardinal Enea Silvio
Piccolomini 1458 der Eigenwilligkeit der m�chtigen Reichs-
f�rsten zuschrieb. „Wohl erkennt ihr den Kaiser als euren K�-
nig und Herrn an“, hielt der Kardinal den F�rsten vor, „aber
er �bt seine Herrschaft offensichtlich wie ein Bettler aus, und
seine Macht ist gleich Null. Ihr gehorcht ihm nur, soweit ihr
wollt, und ihr wollt sowenig wie m�glich.“

Fellows 2009

Auch 2009 werden wieder Redakteure und Reporter f�r meh-
rere Monate an den sozialwissenschaftlichen Instituten zu
Gast sein, die sich am Stipendienprogramm „Journalist in Re-
sidence“ beteiligen – neben dem WZB das Max-Planck-Insti-
tut f�r Gesellschaftsforschung in K�ln, das Zentrum f�r So-
zialpolitik der Universit�t Bremen und das Amsterdam Insti-
tute for Advanced Labour Studies. Die ausgew�hlten Fellows
2009 sind Stefan von Borstel (Die Welt), Albrecht Metzger
(freier Journalist, u. a. f�r Die Zeit), Roman Pletter (brand
eins), Cornelia Schmergal (Wirtschaftswoche) und Klaus
Max Smolka (Financial Times Deutschland).

Gez�hlt

Wer auf die Schnelle den aktuellen Stand der Weltbev�lkerung
nachschauen m�chte, wird auf der Webseite www.neodemos.it
f�ndig. Das elektronische Forum, das sich Fragen der Demo-
graphie und des Sozialstaats widmet, bietet auf seiner Home-
page einen laufenden Bev�lkerungsz�hler („demometro“) an.
Die Weltbev�lkerung w�chst in hohem Tempo, w�hrend die Be-
v�lkerungszahl Italiens stagniert. WZB-Forschungsprofessorin
Chiara Saraceno („Demographische Entwicklung, sozialer
Wandel und Sozialkapital“) schreibt regelm�ßig f�r das unab-
h�ngige Forum. In den letzten Monaten steuerte sie unter an-

derem Essays bei �ber die Schulreform in Italien, die staatlichen
Betreuungsangebote f�r Kleinkinder im internationalen Ver-
gleich und die Folgen von Trennung und Scheidung f�r Kinder.

Vorlese

Die Anfang Juni erscheinende Ausgabe 124 der „WZB-Mit-
teilungen“ wird dem Schwerpunktthema „Demokratie“ ge-
widmet sein.

Widerspruch

Mit der multikulturellen Harmonie ist es in den Niederlanden
vorbei. Zumindest haben viele seit dem Mord an Theo van Gogh
diesen Eindruck. Die polternde Rhetorik der inzwischen zur�ck-
getretenen Innenministerin Rita Verdonk und strengere Einb�r-
gerungsvorschriften deuteten darauf hin, dass das Land Mi-
granten nicht mehr so offen aufnimmt und akzeptiert. Die Sozio-
logen Jan Willem Duyvendak, Ewald Engelaar und Ido de Haan
kritisierten im Herbst 2008 in ihrem Buch „�ngstliche Nieder-
lande“ das „neue Leitbild“ einer homogenen Gesellschaft, ja so-
gar einer nach „Blut und Boden“ riechenden Politik.

Ruud Koopmans hat die Thesen der Autoren in einem langen
Essay, der auf ein starkes Echo stieß, in der Tageszeitung NRC
Handelsblad widerlegt (19. November). Die Gegenthese des
Direktors der jungen WZB-Abteilung „Migration, Integration,
Transnationalisierung“ lautet: Internationale Vergleiche be-
legen, dass die holl�ndische Integrationspolitik weitgehend
multikulturell geblieben ist. Den Vorw�rfen einer „neo-natio-
nalistischen“ Politik zum Trotz werden Migranten weiterhin se-
parat (nach dem alten holl�ndischen S�ulen-Modell) gef�rdert:
Es gibt staatliche Promotions-Programme speziell f�r „nicht-
westliche allochtone“ Studenten. Migranten werden bevorzugt
in den h�heren Polizeidienst eingestellt, besonders gern als Sei-
teneinsteiger, die keine Ahnung von der Polizeiarbeit haben; sie
br�chten schließlich die Qualifikation des „frischen Blicks von
außen“ mit, wie es offiziell heißt. Mit Ausnahme von Polizis-
tinnen und Richterinnen k�nnen islamische Frauen in allen �f-
fentlichen �mtern Kopftuch tragen, „halal“ schlachten ist er-
laubt, und spezielle Natur- und Umweltprogramme sollen Mi-
granten die holl�ndische Landschaft auf eigene Art nahe
bringen: Das Gehen außerhalb der Pfade und das Klettern auf
B�umen soll jenen, denen staatlicherseits Fremdheit attestiert
wird, entgegen den sonstigen Regeln ausdr�cklich erlaubt sein.

Paul Stoop
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Personalien

Dr. Ignacio Farias ist seit Ja-
nuar 2009 wissenschaftlicher
Mitarbeiter in der Abteilung
„Kulturelle Quellen von
Neuheit“. Sein Soziologie-
studium schloss er 2001 an
der Universidad Cat�lica de
Chile mit dem Diplom ab. Es
folgte ein zweij�hriges Mas-
terprogramm in Sozial- und
Kulturanthropologie an der
Universitat de Barcelona. F�r
die Planung und Verfassung
seiner 2008 abgeschlossenen
Dissertation zum Thema
„Touring Berlin: Virtual Des-
tination, Tourist Communi-
cation and the Multiple City“
an der Humboldt-Universit�t
zu Berlin erhielt Ignacio Fa-
rias 2005 ein dreij�hriges
DFG-Stipendium. Am WZB
wird er sich mit dem Thema
Kreativwirtschaft in urbanen
R�umen befassen.

Dr. Marc Helbling arbeitet
seit dem 1. Februar 2009 als
wissenschaftlicher Mitarbei-
ter in der Abteilung „Migra-
tion, Integration, Transna-
tionalisierung“. Davor war er
als Oberassistent f�r Verglei-
chende Politikwissenschaft
der Universit�t Z�rich t�tig.
Er studierte Politikwissen-
schaft an der Universit�t
Lausanne und am Institut
d’Etudes Politiques in Paris
und war Visiting Scholar
am Center for European
Studies der New York Uni-
versity. Seine Dissertation
zum Thema Einb�rgerungs-
politik in Schweizer Gemein-
den schloss er 2007 an der
Universit�t Z�rich ab. Sie
wurde bei Amsterdam Uni-
versity Press publiziert. Zu
seinen Forschungsschwer-
punkten geh�ren Immigra-
tions- und Staatsb�rger-
schaftspolitik, Nationalis-
mus, Fremdenfeindlichkeit
und Islamophobie, Islam in
Europa sowie Public-Policy-
Analysen.

Heiko Giebler M.A. ist seit
Februar 2009 wissenschaft-
licher Mitarbeiter in der Ab-

teilung „Demokratie: Struk-
turen, Leistungsprofil und
Herausforderungen“. Er ar-
beitet in dem Projektverbund
PIREDEU (www.piredeu.eu)
mit. Dieser wird im Rahmen
des 7. Rahmenprogramms
von der EU gef�rdert und be-
steht aus 14 institutionellen
Partnern aus ganz Europa.
Thema sind die Wahlen
zum Europ�ischen Parlament
2009. Am WZB wird unter
der Leitung von PD Dr. Bern-
hard Weßels im Rahmen des
Gesamtprojekts die European
Candidate Study erarbeitet –
eine Befragung der Kandida-
ten zum Europ�ischen Parla-
ment in allen 27 Mit-
gliedsl�ndern. Die Kandi-
datenstudie ist mit den
anderen Studienteilen abge-
stimmt, insbesondere der
W�hlerstudie. Heiko Giebler
wird haupts�chlich zur Frage
von Europawahlen als „Ne-
benwahlen“ und deren Aus-
wirkungen auf politische Re-
pr�sentation in Europa ar-
beiten und in diesem Kontext
auch seine Dissertation ver-
folgen.

Von Oktober 2008 bis Juli
2009 ist Ines Michalowski
Fellow an der Transatlantic
Academy in Washington D.C.
Sie forscht dort zum Thema
„Der Umgang mit Religion
und Religionsgemeinschaften
in staatlichen Institutionen“.

Sophie M�tzel Ph.D. ist seit
Januar 2009 wissenschaftli-
che Mitarbeiterin in der Ab-
teilung „Kulturelle Quellen
von Neuheit“. Sie erwarb
1993 den B.A. in Politologie
an der University of California
at Berkeley und im Jahr 1998
den Master in Soziologie an
der Cornell University, Ithaca,
N.Y. Mit der Dissertation
„Making Meaning of the
Move of the German Capital –
Networks, Logics and the
Emergence of Capital City
Journalism“ wurde sie 2002 in
Soziologie an der Columbia
University, New York, pro-
moviert. Von Oktober 2003
bis Ende 2008 war Sophie
M�tzel wissenschaftliche As-

sistentin am Institut f�r So-
zialwissenschaften der Hum-
boldt-Universit�t zu Berlin.
Ihre Arbeitsschwerpunkte sind
Wirtschaftssoziologie, insbe-
sondere Marktsoziologie, Kul-
tursoziologie, soziologische
Netzwerkanalyse und sozio-
logische Theorie. In ihrer Ha-
bilitationsarbeit besch�ftigt
sie sich mit den kulturellen
Aspekten in der Schaffung von
Neuem – vor allem mit der
Rolle von Geschichten.

Professor Friedhelm Neid-
hardt wurde als Ombudsman
der Leibniz-Gemeinschaft von
dessen Pr�sident, Prof. Ernst
Theodor Rietschel, verab-
schiedet. Er hatte dieses Amt
nach mehrfacher Wiederwahl
seit 1999 wahrgenommen.

Aiko Wagner M.A. ist seit Ja-
nuar 2009 wissenschaftlicher
Mitarbeiter in der Abteilung
„Demokratie: Strukturen,
Leistungsprofil und Heraus-
forderungen“. Er arbeitet im
Berliner Studienteil der von
der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG) im Rah-
men des Langfristf�rderungs-
programms finanzierten Ger-
man Longitudinal Election
Study (GLES). Diese Studie
ist an drei weiteren Stand-
orten mit anderen Studien-
teilen angesiedelt: an der Uni-
versit�t Mannheim, GESIS,
Mannheim, und der Univer-
sit�t Frankfurt. Im Rahmen
des von PD Dr. Bernhard
Weßels geleiteten Projektteils
werden am Berliner Standort
die Nachwahlbefragung zu
den Bundestagswahlen ein-
schließlich des deutschen
Moduls der Comparative
Study of Electoral Systems
(www.cses.org) sowie die Be-
fragung der Kandidaten zum
Deutschen Bundestag vorge-
nommen. Die Forschungs-
interessen von Aiko Wagner
liegen in der international ver-
gleichenden Wahl- und Partei-
ensystemforschung. Als Mit-
glied der Berlin Graduate
School of Social Sciences
(BGSS) wird er im Kontext des
Projekts an seiner Dissertation
arbeiten.
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Merlin Schaeffer M.A., So-
ziologe, ist seit 1. Januar
2009 wissenschaftlicher Mit-
arbeiter in der Abteilung
„Migration, Integration,
Transnationalisierung“. Er
arbeitet im Projekt „Eth-
nische Vielfalt, soziales Ver-
trauen und Zivilengage-
ment“. Er studierte Sozial-
wissenschaften an der
Humboldt-Universit�t zu
Berlin, der City University of
New York und der University
of Sussex. Sein Master-Stu-
dium schloss er im November
2008 mit einer Arbeit zum
Thema „The Social Meaning
of Inherited Property. Moral
Ambivalences of Inter-
generational Transfers“ ab.
Seine Forschungsinteressen
liegen im Bereich der Immi-
grations-, Ungleichheits- und
Generationenforschung.

Susanne Veit, Diplom-Psy-
chologin, ist seit 1. Januar
2009 wissenschaftliche Mit-
arbeiterin in der Abteilung
„Migration, Integration,
Transnationalisierung“. Sie
arbeitet im Projekt „Eth-
nische Vielfalt, soziales Ver-
trauen und Zivilengage-
ment“. Sie studierte Psycho-
logie in Jena, Madrid und
Potsdam und schloss ihr Stu-
dium mit einer empirischen
Studie zum Thema „Duale
Identit�t – Ausweg oder Irr-
weg? Ein Modellvergleich am
Beispiel der Volksgruppe der
Bosniaken in Bosnien und
Herzegowina“ im Oktober
2007 ab. Anschließend war
sie als wissenschaftliche Mit-
arbeiterin an der FU Berlin
besch�ftigt.

Promotionen

Sebastian Botzem, Diplom-
Politologe, Mitarbeiter der
Abteilung „Internationalisie-
rung und Organisation“, hat
sein Promotionsverfahren im
November 2008 an der FU
Berlin mit der Note summa
cum laude abgeschlossen. Die

Dissertation mit dem Titel
„Standards der Globalisie-
rung“ wurde im Rahmen des
DFG-gef�rderten Graduier-
tenkollegs „Pfade organi-
satorischer Prozesse“ des
Fachbereichs Wirtschaftswis-
senschaft angefertigt. Im
Mittelpunkt der interdiszipli-
n�r angelegten Fallstudie ste-
hen die transnationale Nor-
mengenese auf dem Feld der
Unternehmensrechnungsle-
gung und die damit verbun-
dene Durchsetzung einer
privatrechtlichen Standard-
setzungsorganisation des In-
ternational Accounting Stan-
dards Board.

Christoph Hilbert, ehemals
Mitarbeiter der Abteilung
„Arbeitsmarktpolitik und
Besch�ftigung“, hat seine
Promotion an der Erasmus
Universit�t Rotterdam er-
folgreich abgeschlossen. Die
Promotoren waren Professor
Jaap de Koning und Professor
G�nther Schmid. Das Thema
der Dissertation lautete „Un-
employment, Wages, and the
Impact of Active Labour
Market Policies in a Regional
Perspective“.

Roberto Sala hat im Dezem-
ber 2008 seine Doktorarbeit
zum Thema „Fremde Worte.
Medien f�r Arbeitsmigran-
ten in der Bundesrepublik
Deutschland im Spannungs-
feld zwischen Außenpolitik
und Sozialpolitik – 1960–
1980“ an der FU Berlin abge-
schlossen.

Berufungen

Professor Jens Alber, Direktor
der Abteilung „Ungleichheit
und soziale Integration“,
wurde in die Jury f�r die Ver-
gabe des Preises der Fritz
Thyssen Stiftung berufen. Der
Preis wird allj�hrlich f�r die
drei besten Aufs�tze in einer
sozialwissenschaftlichen Zeit-
schrift im deutschsprachigen
Raum verliehen.

Professorin Jutta Allmen-
dinger Ph.D. wurde durch
den Bundespr�sidenten f�r
eine zweite Amtszeit in den
Wissenschaftsrat berufen,
mit Wirkung vom 1. Februar
2009 bis zum 31. Januar
2012.

Dr. Jan C. Behrends, For-
schungsgruppe „Zivilgesell-
schaft, Citizenship und po-
litische Mobilisierung in
Europa“, ist in den wissen-
schaftlichen Beirat des inter-
nationalen Forschungspro-
jekts „Politics and Society
after Chernobyl. Belarus,
Ukraine, Russia, Lithunia,
and Germany in Comparative
Perspective (1986–2006)“ be-
rufen worden. Sozialwissen-
schaftler und Historiker aus
f�nf L�ndern untersuchen im
Projekt die Auswirkungen der
Reaktorkatastrophe auf die
Entwicklung der Zivilgesell-
schaft in der Sowjetunion, ih-
ren Nachfolgestaaten und in
Deutschland. Es wird unter
anderem analysiert, wie sich
Vorstellungen von Risiko und
Fortschritt unter dem Ein-
druck des GAUs wandelten
und welche gesellschaftlichen
Initiativen durch das Ungl�ck
angestoßen wurden.

PD Dr. Dieter Gosewinkel,
Leiter der Forschungsgruppe
„Zivilgesellschaft, Citizen-
ship und politische Mobi-
lisierung in Europa“, ist im
Dezember 2008 vom Bundes-
minister des Ausw�rtigen Dr.
Frank-Walter Steinmeier in
die deutsche Sektion der
Deutsch-Tschechischen und
der Deutsch-Slowakischen
Historikerkommission be-
rufen worden. Die Kommis-
sionen leisten einen Beitrag
zur Erforschung der gemein-
samen Geschichte der Bun-
desrepublik und Tschechien
bzw. der Slowakei und der
Beziehungen der drei Staaten
untereinander.
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Publikationen

Arbeit und Sozialstaat

Anderson, Karen M., The
Politics of Multipillar Pen-
sion Restructuring in Den-
mark, the Netherlands and
Switzerland, 35 S.

SP I 2008-205

Baglioni, Simone, Britta
Baumgarten, Didier Chaba-
net, Christian Lahusen,
„Transcending Marginaliza-
tion. The Mobilization of the
Unemployed in France, Ger-
many and Italy in a Compa-
rative Perspective“, in: Mo-
bilization, Vol. 13, No. 3,
September 2008, S. 323–335

Brandl, Sebastian, Eckart
Hildebrandt, Philip Wot-
schack (Hg.), Arbeits-
zeitpolitik im Lebensverlauf.
Ambivalenzen und Ge-
staltungsoptionen in deut-
scher und europ�ischer Per-
spektive. Edition der Hans-
B�ckler-Stiftung, Bd. 212,
D�sseldorf: Hans-B�ckler-
Stiftung 2008, 174 S.

G�bel, Jan, Roland Habich,
Peter Krause, „Einkommen –
Verteilung, Armut und Dyna-
mik“, in: Statistisches Bun-
desamt, GESIS, WZB (Hg.),
Datenreport 2008. Ein So-
zialbericht f�r die Bundes-
republik Deutschland, Bonn:
Bundeszentrale f�r politische
Bildung 2008, S. 163–172

Groß, Martin, Paula Protsch,
Die Bedeutung des Scientific
Use Files der Versicherungs-
kontenstichprobe 2005 aus
der Perspektive der sozialen
Ungleichheitsforschung.
DRV-Schriften, Bd. 79,
2008, S. 125–146

Habich, Roland, Heinz-Her-
bert Noll, „Soziale Lagen
und soziale Schichtung“, in:
Statistisches Bundesamt, GE-
SIS, WZB (Hg.), Datenreport
2008. Ein Sozialbericht f�r
die Bundesrepublik Deutsch-
land, Bonn: Bundeszentrale

f�r politische Bildung 2008,
S. 173–179

Habich, Roland, Annette
Spellerberg, „Lebens-
bedingungen im regionalen
Vergleich“, in: Statistisches
Bundesamt, GESIS, WZB
(Hg.), Datenreport 2008. Ein
Sozialbericht f�r die Bundes-
republik Deutschland, Bonn:
Bundeszentrale f�r politische
Bildung 2008, S. 323–329

Habich, Roland, Ralf Him-
melreicher, „5 Jahre For-
schungsdatenzentrum der
Rentenversicherung. Ta-
gungsbericht zum F�nften
Workshop“, in: Deutsche
Rentenversicherung, Heft 5/
2008, S. 485–488

Krzywdzinski, Martin, „Inte-
ressenvermittlung in den mit-
telosteurop�ischen Trans-
formationsstaaten: Arbeits-
und Sozialpolitik in Polen“,
in: Zeitschrift f�r Politikwis-
senschaft, Jg. 18, Nr. 4,
2008, S. 423–456

Naldini, Manuela, Chiara
Saraceno, „Social and Family
Policies in Italy: Not Totally
Frozen but Far from Structu-
ral Reforms“, in: Social Po-
licy & Administration, Vol.
42, No. 7, S. 733–748

Protsch, Paula, Wachsende
Unsicherheiten: Arbeits-
losigkeit und Einkommens-
verluste bei Wiederbe-
sch�ftigung, 27 S.

SP I 2008-506

R�is�nen, Heikki, G�nther
Schmid, „Siirtym�ty�-
markkinat ja joustoturva
Suomen ty�markkinoiden
n�k�kulmasta“, in: Ty�poli-
ittinen aikakauskirja, Vol.
51, No. 3, 2008, S. 5–29
(Transitional Labour Mar-
kets and Flexicurity from the
Finnish Labour Market Point
of View, in: Finnish Labour
Review, Vol. 51, No. 3,
2008, S. 5–29

R�is�nen, Heikki, G�nther
Schmid, Transitional Labour
Markets and Flexicurity

from the Finnish Labour
Market Point of View, 36 S.

SP I 2008-108

Rusconi, Alessandra, Heike
Solga, A Systematic Reflec-
tion upon Dual Career Coup-
les, 32 S.

SP I 2008-505

Saraceno, Chiara, Gender
and Care: Old Solutions,
New Developments? The Ur-
sula Hirschmann Annual
Lecture on Gender and Eu-
rope, Florenz: European Uni-
versity Institute, Robert
Schuman Centre for Advan-
ced Studies 2008, 18 S.

Schehr, S�bastian, Chiara Sa-
raceno, Paolo Botta, „Com-
ment gagner sa vie?“, in:
Alessandro Cavalli, Vin-
cenzo Cicchelli, Olivier Gal-
land (Eds.), Deux pays, deux
jeunesses? La condition juve-
nile en France et en Italie,
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Neuerscheinung

Aus der WZB-Forschung

Statistisches Bundesamt (Destatis), Gesellschaft
Sozialwissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen
(GESIS-ZUMA), Wissenschaftszentrum Berlin f�r
Sozialforschung (WZB) (Hg.)

Datenreport 2008
Ein Sozialbericht f�r die Bundesrepublik Deutschland

Bonn: Bundeszentrale f�r politische Bildung 2008

ISBN 978-3-89331-909-1
455 Seiten, Schutzgeb�hr E 4,00
kostenfreier Download bei den beteiligten Insti-
tutionen

Die 12. Ausgabe des 1983 erstmals erschienenen Da-
tenreports bietet in neuer Gestaltung wieder eine
Kombination von Daten der amtlichen Statistik und
der sozialwissenschaftlichen Forschung �ber objektive
Lebensverh�ltnisse und subjektives Wohlbefinden der
B�rger in Deutschland. In mehr als 40 Kapiteln, ge-
ordnet nach 16 thematischen Bereichen, werden die
Lebensbedingungen und die Lebensqualit�t um-
fassend beschrieben und analysiert. Der vergleichende
Blick richtet sich dabei immer wieder auf andere Mit-
gliedstaaten der Europ�ischen Union. Nach wie vor

wird dort, wo es relevante Differenzen gibt, unter-
schieden zwischen den Entwicklungen in Ost- und in
Westdeutschland. Zu den zentralen Themen z�hlen
die Entwicklung der sozialen Sicherung und die
subjektiven Einstellungen zum Sozialstaat und zur So-
zialpolitik, die Entwicklung und Verteilung der Ein-
kommen, die Zufriedenheit mit verschiedenen Lebens-
bereichen (zum Beispiel Haushaltseinkommen, Ge-
sundheit, Demokratie), die soziale Schichtung und
soziale Lagen sowie die politische und soziale Partizi-
pation und Integration.

Aus dem WZB



Vorschau

WZB-Veranstaltungen
19. und 20. Februar 2009

„Der heuristische Wert von Integrationsmodellen“

DFG-Workshop

Der Workshop ist der erste in einer Serie vierer von der DFG finanzierter Workshops, die sich mit der Bedeutung klassischer Modelle f�r die Integration
von Zuwanderern f�r heutige internationale Vergleiche von Integrationspolitik und -ergebnissen besch�ftigt. In den ersten beiden Workshops soll der ak-
tuelle Stand der Forschung erhoben werden, der dann in den zwei darauffolgenden Workshops in Verbindung zu laufenden, international vergleichenden
Studien der Teilnehmer gesetzt wird.

Veranstalter: Dr. Ines Michalowski
Informationen: Susanne Grasow, E-Mail: grasow@wzb.eu

24. Februar 2009

„Die Eingewanderten. Toleranz in einer grenzenlosen Welt“

Vortrag von Paul Scheffer anl�sslich der Erscheinung seines Buches „Die Eingewanderten. Toleranz in einer grenzenlosen Welt“ mit anschließender Po-
diumsdiskussion. Es diskutieren unter anderem Professor Dr. Paul J. Scheffer, Universit�t Amsterdam, Professor em. Dr. Klaus J. Bade, Universit�t Osna-
br�ck, Professor Dr. Ruud Koopmans, WZB.

Veranstalter: Professor Dr. Ruud Koopmans
Informationen: Jutta H�hne, E-Mail: hoehne@wzb.eu

11.–12. Mai 2009

EMPLOY/ FAMNET Workshop

Gemeinsamer Workshop der beiden Forschungsgruppen „Employment and the Labour Market“ und „Family and Social Networks“, die zum Network of
Excellence on Economic Change, Quality of Life and Social Cohesion (EQUALSOC) geh�ren und von Professor Duncan Gallie, Universitiy of Oxford, und
Professor Chiara Saraceno koordiniert werden. Die Mitglieder beider Gruppen werden in ihrer j�hrlichen Tagung aktuelle Forschungsarbeiten vorstellen
und diskutieren.

Mehr unter: www.equalsoc.org/2

Veranstalter: Professorin Chiara Saraceno
Informationen: Susanne Grasow, E-Mail: grasow@wzb.eu

WZB-Mitteilungen Heft 123 M�rz 2009 57WZB-Mitteilungen Heft 123 M�rz 2009 57

Neuerscheinung

Aus der WZB-Forschung

Thomas Rixen

The Political Economy of International
Tax Governance
„Transformations of the State Series“

Basingstoke: Palgrave Macmillan 2008

ISBN 978-0-230-50768-5
264 Seiten, £ 50,00

Dieses Buch befasst sich mit einer Frage, die in der
Forschung bisher wenig Beachtung gefunden hat: Wie
steht es um die Steuerhoheit – einem zentralen We-
sensmerkmal des modernen Staats – in der �ra der
Globalisierung? Die Studie zeigt, dass die nationale
Steuersouver�nit�t zwar st�rker durch internationale
Besteuerungsregeln eingeschr�nkt wird als gemeinhin
angenommen, dass aber eine St�rkung des internatio-
nalen Steuerrechts notwendig ist. Eingebettet in aktu-
elle Debatten �ber internationale Institutionen und
„Global Governance“ liefert der Autor eine theore-
tisch angeleitete empirische Analyse der Etablierung

der internationalen Besteuerungsregeln sowie ihrer
institutionellen Ausformungen. Dabei wird die ge-
samte Geschichte der internationalen Steuerpolitik
von den 1920er Jahren, als es lediglich um eine Ver-
meidung der Doppelbesteuerung ging, bis zu heutigen
Versuchen der Regulierung des internationalen Steu-
erwettbewerbs in den Blick genommen. Der Band er-
�ffnet den internationalen Beziehungen und der Politi-
schen �konomie ein neues Forschungsfeld und bietet
Steuerjuristen und Finanzwissenschaftlern eine andere
Sicht auf ihr angestammtes Forschungsgebiet.

Aus dem WZB



Der kurze Fr�hling der Emp�rung
Erst ein Jahr nach der Gr�ndung entbrannte 1970 der �ffentliche Streit ums WZB

Von Paul Stoop

Der universit�re Muff, das politische Esta-
blishment, die hart auftretende Polizei, die
Kriegspolitik der USA – als Ende der 1960er
Jahre Studenten rebellierten, mangelte es
nicht an Gegnern. Im Fr�hjahr 1970 war das
Hassobjekt eine Einrichtung, die gerade erst
entstand: das Wissenschaftszentrum Berlin
(WZB). Was so mancher Aktivist dem WZB
w�nschte, war auf die Fassade des politik-
wissenschaftlichen Instituts der FU Berlin ge-
spr�ht: „Zerquetscht das WZB“.

Formal war das WZB schon mehr als ein Jahr
zuvor gegr�ndet worden, am 3. Februar
1969, als gemeinn�tzige GmbH mit 15 Ge-
sellschaftern, allesamt Bundestagsabgeord-
nete von SPD und CDU/CSU. Drei von ihnen,
die Sozialdemokraten Gerhard Jahn, Alex
M�ller und Egon Franke, wurden im Herbst
1969 Bundesminister. Die Initiatoren ver-
folgten mehrere Ziele: eine St�rkung West-
Berlins durch die Bindung internationaler
Forscher an die Stadt, die F�rderung wissen-
schaftlicher Beratung f�r die Praxis und die
Schaffung eines Abstands zu den aufge-
w�hlten Hochschulen. Die Gesellschafter
arbeiteten an einem großen Plan, der den
Aufbau von acht Instituten vorsah, von Ma-
nagement und Verwaltung �ber Linguistik
bis zu einem Center for Advanced Studies.
Obwohl der Bundestag im Herbst 1969 fast
300.000 DM zuschoss, wurde �ber die Pl�ne
�ffentlich �berhaupt nicht diskutiert. Die
Gr�nder informierten die Presse nicht; sie
wollten die Idee zuerst politisch absichern
und nicht zerreden lassen. Nach einem Ge-
spr�ch mit den beiden West-Berliner Univer-
sit�ten Anfang April 1970 gingen jedoch de-
ren Leitungen an die Presse. Daraufhin brach
ein Proteststurm los, der die Gazetten wo-
chenlang besch�ftigte.

Die Gegner des WZB waren in der Offensive.
Die Zeitungen gaben die Argumente der Uni-
versit�tspr�sidenten ausf�hrlich wieder. N�ch-
tern berichtete der Tagesspiegel (10. April):
Mit dem WZB erwachse den Universit�ten
aus deren Sicht eine direkte Konkurrenz, die
keiner �ffentlichen Kontrolle unterliege – und
schon gar nicht den Mitbestimmungsregeln
des neuen Hochschulgesetzes. Die WZB-The-
men fanden die Uni-Pr�sidenten zwar wich-
tig, diese seien aber an den Universit�ten
schon gut aufgehoben bzw. dort besser zu
konzentrieren. Eine Kooperation, von den
WZB-Gr�ndern angestrebt, lehnten Rolf Krei-

bich (FU) und Hans Wever (TU) mit dieser
„Privat-Universit�t“ ab.

Auch wenn Zeitungen, etwa die Badische
Zeitung und der Tagesspiegel (beide am
11. April), Stellungnahmen des WZB-Ge-
neralsekret�rs Gerd Brand einholten, be-
herrschten die Kritiker die Schlagzeilen; sie
lieferten die Neuigkeiten. Denn den Uni-Pr�-
sidenten folgten in den n�chsten Apriltagen
die Westdeutsche Rektorenkonferenz, die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
sowie die Bundesassistentenkonferenz. Alle
formulierten massive Kritik an der geplanten
�ffentlichen Finanzierung einer privat-
rechtlichen Einrichtung, am vermuteten Cha-
rakter der „Gegenuniversit�t“, an „Eliten-
Studieng�ngen“. Das lange Schweigen der
WZB-Initiatoren erwies sich als Nachteil; zu
viele Vermutungen machten die Runde, zu
viel Misstrauen wurde von der ein Jahr w�h-
renden Nichtkommunikation gen�hrt. Eine
„clandestine Etablierung einer postuniver-
sit�ren Funktion�rselite-Schule (f�r privat-
kapitalistische Organisationen und �ffent-
liche B�rokratien als Einheit konzipiert)“
nannte Stephan Leibfried, einer der jungen
protestierenden Wissenschaftler, im akademi-
schen Politjargon jener Tage die „wohldotier-
ten Pl�ne“ in der Frankfurter Rundschau.

Die heftigen Angriffe, die Argumente gegen
den Typus der Einrichtung, m�glicherweise
auch direkte Drohungen, hatten unmittelbare
Folgen. Die Politikwissenschaftler Iring Fet-
scher und Frieder Naschold, Berater des
WZB f�r das geplante Institut f�r Friedens-
und Konfliktforschung, zogen sich zur�ck,
weil auch sie die Unabh�ngigkeit des WZB
von den Universit�ten nicht bef�rworten
konnten. Der Soziologe Wolfgang Zapf
wurde gedr�ngt, sein Engagement f�r das
WZB einzustellen, beugte sich dem Druck je-
doch nicht (Die Welt, 21. April).

Der Protest eskalierte am 21. April. Eine
Pressekonferenz des WZB in einem Charlot-
tenburger Hotel wurde von einigen Dutzend
Mitgliedern der „Roten Zellen“ mittels Stink-
bomben, Knallk�rpern und Sprechch�ren ge-
sprengt. Das WZB sei eine „Ausbeuter- und
Kriegstreiber-GmbH“ und ein „Technokra-
ten-Olymp f�r die Mandarine der Zukunft“.
Die Studenten verließen erst nach der Andro-
hung eines Polizeieinsatzes den Kampfplatz –
und nach Verzehr des kalten Buffets. „Hung-
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rige St�rer“ betitelte Der Abend seinen Be-
richt �ber den Eklat (22. April). Die Unter-
bindung einer offenen Diskussion f�hrte
nicht etwa zu einer Distanzierung anderer
Skeptiker. Dem Tagesspiegel (3. Mai) sagte
FU-Pr�sident Kreibich: „Ich sehe keine
grunds�tzlichen Diskrepanzen zwischen den
Meinungen, die in den ,Roten Zellen‘ artiku-
liert werden, und der Auffassung, die vom
Pr�sidenten und einigen anderen Vertretern
der Universit�t vertreten worden sind.“

Die Eskalation rief die bis dahin zur�ck-
haltenden Bef�rworter auf den Plan. Die Berli-
ner Morgenpost (Springer) warb in einem Leit-
artikel nicht ohne �bertreibung f�r die neue
Einrichtung (22. April): „Das geplante Wis-
senschaftszentrum bedeutet f�r Berlin eine
Chance, wie sie der Stadt vielleicht in Jahr-
zehnten nicht mehr geboten w�rde.“ Auch Die
Welt ergriff Partei: Die Vorw�rfe der Kritiker
„entbehren der Grundlage“ (24. April). Nun
machten auch DDR-Bl�tter und deren West-
Ableger gegen das WZB mobil. Die Wahrheit,
das Blatt des SED-Satelliten SEW in West-Ber-
lin, forderte „alle Demokraten und Sozia-
listen“ zu „Kampfaktionen“ auf, und zwar
auch vonseiten der „Arbeiterklasse, denn de-
ren Interessen werden hier verhandelt“. Es
gehe „um die Verhinderung der geplanten Pro-
jekte, es geht um die friedensgef�hrdende Poli-
tik der Metropole“ (24. April).

Der Konflikt wurde auch jenseits des Atlan-
tiks wahrgenommen. Der Bonner B�roleiter
der L.A. Times, Joe Alex Morris Jr., be-
richtete Anfang Mai aus Berlin in aller Aus-
f�hrlichkeit �ber den Streit um „the first
American-style think tank in Europe“. Nicht
nur wegen des Arguments von Gerd Brand
(„a pipe-smoking ex-diplomat“), ein Institut
wie das WZB k�nne endlich den Brain-drain
umkehren, hatte der Plan eine starke Verbin-
dung zu den USA; dort gab es Thinktanks als
institutionelle Vorbilder, von dort kamen
WZB-Berater wie der Politologe Karl W.
Deutsch (Harvard) und der �konom James
E. Howell (Stanford). „Berlin’s future as the
center of enlightenment“, schrieb Morris,
„could well rest in how the issue is resolved.“
Berlin werde f�r internationales Talent nicht
attraktiv, „if a minority of student activists,
armed with false or misleading charges, is
permitted to dictate conditions to otherwise
willing city and federal governments“.

Nun, Bonn und Berlin ließen sich auf Dauer
nicht erpressen. Der Regierende B�rger-
meister von Berlin Klaus Sch�tz und Wissen-
schaftssenator Werner Stein f�hrten Ge-
spr�che mit den Uni-Pr�sidenten, und das
Bundeskabinett in Bonn befasste sich mehr-
mals mit der WZB-Frage. Es kam zu Ent-
scheidungen, die am Ende das WZB lebens-

f�hig machten: Die neue In-
stitution war gehalten, eng mit
den Universit�ten zusammen-
zuarbeiten, die in den Auf-
sichtsgremien vertreten sein
sollten. Auch wurden Mitbe-
stimmungsm�glichkeiten im
Institut selbst in Aussicht ge-
stellt; f�r die Qualit�t der For-
schung sollte der Wissen-
schaftsrat einstehen. Im Juli
1970 bef�rwortete dieser die
WZB-Gr�ndung mit einem
klaren Ja, gab aber zun�chst gr�nes Licht nur
f�r das Verwaltungsinstitut. In der Stutt-
garter Zeitung berichtete Gunter Hofmann
�ber das Votum unter der �berschrift „Ge-
sellschaft mit beschr�nkter �ffentlichkeit?“
(23. Juli). Hofmanns Skepsis blieb, wie sein
erster Satz zeigt: „Schon die Konstellation
d�nkt nicht ganz geheuer.“ Aber f�r ihn
stand fest: „Die W�rfel sind nun praktisch
gefallen.“

Der Reporter hatte recht: Die Sache war
durch. Das WZB-Institut f�r Verwaltung und
Management nahm schon am 1. August 1970
die Arbeit auf. Die K�mpfer in Pr�sidial�m-
tern und Zellen widmeten sich wieder an-
deren Gegnern. Auch wenn es bis zur end-
g�ltigen Konsolidierung noch ein langer Weg
war – alle fanden mit dem WZB ihren Frie-
den. Pressekonferenzen und �ffentliche De-
batten verlaufen heute im WZB st�rungsfrei
und geruchsneutral. Manche Studenten nut-
zen die WZB-Bibliothek, andere sind beim
Verfassen ihrer Dissertation in die WZB-For-
schung eingebunden, erwerben ihren Titel
aber an einer Universit�t. Stephan Leibfried
ist heute Mitglied des WZB-Beirats. Und der
fr�here Kritiker Frieder Naschold �bernahm
1976 mit Karl W. Deutsch die Leitung des In-
ternationalen Instituts f�r Vergleichende Ge-
sellschaftsforschung des WZB und war bis zu
seinem fr�hen Tod (1999) ein inspirierender
und hoch respektierter WZB-Forscher. Na-
schold kam ans WZB, weil dieses sich ge-
wandelt hatte. Bei aller �bertreibung hatte
die �ffentliche Kritik des Fr�hjahrs 1970
n�mlich Schwachpunkte und Unklarheiten
offengelegt – und Wirkung gezeigt. Private
Gesellschafter gibt es seit 1975 nicht mehr. Es
wird Grundlagenforschung betrieben – keine
Auftragsforschung f�r Industrie oder Finanz-
kapital; die Zuwendungsgeber (Bund und
Land Berlin) �ben die Aufsicht kritisch-kon-
struktiv aus, ohne sich in Forschungsfragen
einzumischen; die Zusammenarbeit mit Berli-
ner Universit�ten ist eng. Die Qualit�t der
Forschung schließlich wird regelm�ßig – zu-
letzt 2004 von der Leibniz-Gemeinschaft –
bewertet. Und den Weltfrieden hat das WZB
in den letzten vier Jahrzehnten auch nicht ge-
f�hrdet.
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Paul Stoop studierte Geschichte,
Politologie und Spanisch in Bonn
und wurde an der Vrije Universiteit
Amsterdam mit einer medien-
historischen Dissertation pro-
moviert. Nach zehn Jahren in der
Redaktion des Tagesspiegel (Res-
sorts Wissenschaft und Politik),
einem Jahr als Nieman-Fellow for
Journalism an der Universit�t Har-
vard und sechs Jahren als stellver-
tretender Direktor der American
Academy in Berlin leitet er seit Sep-
tember 2005 das WZB-Referat „In-
formation und Kommunikation“.
[Foto: Adelheid Scholten]

paul.stoop@wzb.eu
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Gl�ckwunsch. Noch vor der offiziellen Inbetriebnahme des WZB-Geb�udes 1988 gratulierte ein anonymer Sprayer der
Stadt, die gerade das 750-j�hrige Jubil�um feierte, zum neuen rosa-blau gestreiften Anbau von James Stirling, Michael Wil-
ford & Associates. Viele Architekturkritiker waren allerdings not amused �ber den postmodernen Anbau. Da war der lau-
nige Sprayer-Kommentar doch gar nicht so �bel – vor allem verglichen mit einem Graffiti am Otto-Suhr-Institut der FU
w�hrend der Gr�ndungsphase des WZB: „Zerquetscht das WZB“. �ber die �ffentliche Kontroverse �ber das außeruniver-
sit�re Institut im Fr�hjahr 1970 berichtet Paul Stoop (Seite 58). In diesem Jahr feiert das WZB seinen 40-j�hrigen Geburts-
tag. [Foto: Adelheid Scholten]




